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Verordnungsvorschläge 

Getreide 

I. 1. Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Änderung der Ver- 
ordnung Nr. 120/67/EWG über die gemeinsame Marktorganisation 
für Getreide 

II. 2. Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Festsetzung der Ge- 

treidepreise für das Wirtschaftsjahr 1974/1975 

Reis 

III. 1. Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Festsetzung des 

Richtpreises für geschälten Reis für das Wirtschaftsjahr 1974/1975 

IV. 2. Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Festsetzung der 

Interventionspreise für Rohreis für das Wirtschaftsjahr 1974/1975 

Stärkeerzeugnisse 

V. 1. Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Änderung der Ver- 

ordnung Nr. 359/67/EWG über die gemeinsame Marktorganisation 
für Reis 

VI. 2. Vorschlag für eine Verordnung des Rates über die Erstattungen 

bei der Erzeugung im Getreide- und Reissektor 

Zucker 

VII. 1. Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Festsetzung der 
Preise im Sektor Zucker, der Standardqualität für Zuckerrüben 
sowie des Berechnungskoeffizienten für die Höchstquote für das 
Zuckerwirtschaftsjahr 1974/1975 

VIII. 2. Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Festsetzung der 
abgeleiteten Interventionspreise, der Interventionspreise für Rü- 
benrohzucker, der Zuckerrübenmindestpreise, der Schwellen- 
preise, der Garantiemenge und des Höchstbetrags der Produk- 
tionsabgabe für das Zuckerwirtschaftsjahr 1974/1975 

IX. 3. Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Änderung der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 239/73 betreffend den Preis für den Absatz von 
im Rahmen des Commenwealth-Zuckerabkommens in das Verei- 
nigte Königreich eingeführtem Zucker 

X, 4. Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Ergänzung der Ver- 
ordnung Nr. 1009/67/EWG über die gemeinsame Marktorganisa- 
tion für Zucker 

Olivenöl 

XI. 1. Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Änderung der Ver- 
ordnung Nr. 136/66/EWG in bezug auf Olivenöl 

Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
6. Februar 1974 - 1/4 -680 70- E- La 19/74: 

Die Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 21. Januar 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu den genannten Kommissionsvorschlägen ist vorgesehen, die 
Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses nicht . 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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XII. 2. Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Festsetzung des 
Richtpreises für Olivenöl für das Wirtschaftsjahr 1974/1975 

Eiweißstoffe 

A. Ölsaaten 

XIII. 1. Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Ausdehnung der für 

Ölsaaten vorgesehenen Preisregelung auf Sojabohnen 

XIV. 2. Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Festsetzung der 

Richtpreise und der Interventionsgrundpreise für Ölsaaten für das 
Wirtschaftsjahr 1974/1975 

XV. 3. Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Festsetzung der 
Hauptinterventionssorte für Ölsaaten und der dort geltenden ab- 
geleiteten Interventionspreise für das Wirtschaftsjahr 1974/1975 

XVI. 4. Vorschlag für eine Verordnung des Rates betreffend die Aus- 
gleichsbeträge für Raps- und Rübsensamen 

XVII. 5. Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Festsetzung des 
Beihilfebetrags für Baumwollsaat für das Wirtschaftsjahr 1974/1975 

B. Trockenfutter 

XVIII. 1. Vorschlag für eine Verordnung des Rates über die gemeinsame 
Marktorganisation für Trockenfutter 

XIX. 2. Vorschlag für eine Verordnung des Rates über die Festsetzung 
der Produktionsbeihilfe für Trockenfutter für das Wirtschaftsjahr 
1974/1975 

Flachs und Hanf 

XX. Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Festsetzung der Bei- 
hilfe für Flachs und Hanf für das Wirtschaftsjahr 1974/1975 

Saatgut 

XXL 1. Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Änderung des An- 
hangs zur Verordnung (EWG) Nr. 2358/71 zur Errichtung einer ge- 
meinsamen Marktorganisation für Saatgut und zur Änderung der 
Verordnung (EWG) Nr. 1674/72 zur Festlegung der Grundregeln 
für die Gewährung und die Finanzierung der Beihilfe für Saatgut 

XXII. 2. Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Festsetzung der Bei- 
hilfe für Saatgut für das Wirtschaftsjahr 1974/1975 

Wein 

XXIII. Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Festsetzung der Orien- 
tierungspreise für Wein für den Zeitraum vom 16. Dezember 1974 bis 

15. Dezember 1975 

Rohtabak 

XXIV. 1. Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Festsetzung der Ziel- 
preise und Interventionspreise sowie der Bezugsqualitäten für 
Tabakblätter der Ernte 1974 

XXV. 2. Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Festsetzung der ab- 
geleiteten Interventionspreise und der Bezugsqualitäten für Tabak- 
ballen der Ernte 1974 

XXVI. 3. Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Festsetzung der Prä- 
mien für Käufer von Tabakblättern der Ernte 1974 
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XXVII. 

XXVIII. 

XXIX. 

XXX. 

XXXI. 

XXXII. 

XXXIII. 

XXXIV. 

XXXV. 

XXXVI. 

XXXVII. 

XXXVIII. 

XXXIX. 


Obst und Gemüse 

Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Festsetzung der Grund- 
und Ankaufspreise bei Obst und Gemüse für das Wirtschaftsjahr 1974/ 

1 975 

Milch 

1. Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Änderung der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 804/68 über die gemeinsame Marktorganisa- 
tion für Milch und Milcherzeugnisse 

2. Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Festlegung der 
Grundregeln für die Erhebung einer Produktionsabgabe und für 
Maßnahmen zur Förderung des Absatzes von Überschüssen im 
Sektor Milch und Milcherzeugnisse und zur Änderung der Ver- 
ordnungen (EWG) Nr. 985/68 und (EWG) Nr. 1014/68 

3. Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Festsetzung des 
Richtpreises für Milch sowie der Interventionspreise für Butter, 
Magermilchpulver, Grana Padano und Parmigiano Reggiano für 
das Milchwirtschaftsjahr 1974/1975 

4. Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Festsetzung der 
Schwellenpreise für bestimmte Milcherzeugnisse für das Milchwirt- 
schaftsjahr 1974/1975 

5. Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Änderung der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 823/68 hinsichtlich der Zulassungsbedingun- 
gen für bestimmte Käsesorten 

6. Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Ergänzung der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 986/68 hinsichtlich der Kriterien für die Fest- 
setzung der Beihilfen für Magermilch und Magermilchpulver für 
Futterzwecke 

Rindfleisch 

1. Vorschlag für eine Verordnung des Rates über die gemeinsame 
Marktorganisation für Rindfleisch 

2. Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Festsetzung des 
Orientierungspreises für ausgewachsene Rinder im Vermarktungs- 
jahr 1974/1975 

3. Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Festsetzung der 
Grundabschöpfung für Rindfleisch im Vermarktungsjahr 1974/1975 

Schweinefleisch 

Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Festsetzung des Grund- 
preises und der Standardqualität für geschlachtete Schweine für die 
Zeit vom 1. November 1974 bis 31. Oktober 1975 

Seidenraupen 

Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Festsetzung der Hohe 
der Beihilfe für Seidenraupen für das Zuchtjahr 1974/1975 

Vorschlag für eine Verordnung des Rates über die Erhöhung der 
Agrarpreise, sofern alle Mitgliedstaaten im Kassageschäft zwischen 
ihren Währungen den jeweiligen Abstand von höchstens 2,25 v. H. 
beibehalten 
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Vorbemerkungen 


Nachstehend unterbreitet die Kommission dem Rat 
ihre Vorschläge zur Festsetzung der Preise einiger 
landwirtschaftlicher Erzeugnisse für das Wirtschafts- 
jahr 1974/1975 sowie zu bestimmten, im Memoran- 
dum über die Anpassung der gemeinsamen Agrar- 
politik (KOM(73) 1850 endg. vom 31. Oktober 1973) 
vorgesehenen Maßnahmen. 

Die Kommission schlägt gleichzeitig die gemeinsa- 
men Preise vor, die in den neuen Mitgliedstaaten 
anzuwenden sind, sofern die Akte über die Beitritts- 
bedingungen und die Anpassung der Verträge be- 
sondere Bestimmungen vorsieht (Milch, Rindfleisch, 
Flachs). 

Bei diesen Vorschlägen hat sich die Kommission von 
den bereits in ihrem Memorandum über die Anpas- 


sung der gemeinsamen Agrarpolitik dargelegten 
Gesichtspunkten leiten lassen und hat auch dies- 
bezüglich inzwischen geführten Erörterungen im 
Rat, im Europäischen Parlament und im Wirtschafts- 
und Sozialausschuß Rechnung getragen. 

Die nachstehenden Vorschläge wurden unter Berück- 
sichtigung der im Bericht 1973 über die Lage der 
Landwirtschaft in der erweiterten Gemeinschaft und 
im Bericht über die Versorgung der Gemeinschaft 
mit Eiweißstoffen (KOM(73) 1850 endg., Anlagen 
vom 16. November 1973) enthaltenen Angaben erar- 
beitet. 

Die Schätzung der finanziellen Auswirkungen (Be- 
gründung Teil D) wird dem Rat gesondert unterbrei- 
tet. 
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Begründung 


A. Allgemeine Beurteilungsmaßstäbe 

1. Mit den beiliegenden Vorschlägen betont die 
Kommission erneut, daß die auf moderne Betriebe 
ausgerichtete Markt- und Preispolitik das Hauptin- 
strument der Einkommenspolitik in der Landwirt- 
schaft bleiben muß. Diese Markt- und Preispolitik 
kann nur voll wirksam werden, wenn sie durch eine 
dynamische Sozial- und Strukturpolitik ergänzt 
wird, die mit der Anwendung der Wettbewerbsvor- 
schriften des Vertrags verbunden und in stärkerem 
Maße durch die im Rahmen der Wirtschafts- und 
Währungsunion in anderen Bereichen verfolgte Poli- 
tik unterstützt wird. 

Wie die Kommission bereits in ihrem Memorandum 
über die Anpassung der gemeinsamen Agrarpolitik 
hervorgehoben hat, vertritt sie jedoch die Auffas- 
sung, daß dieses mit der Markt- und Preispolitik 
gegebene Instrument aufgrund der Erfahrungen so- 
wie der Entwicklung der Wirtschaft und des Handels 
angepaßt und verbessert werden muß. Daher legt 
sie außer den Preisvorschlägen für das Wirtschafts- 
jahr 1974/1975 nachstehend eine erste Reihe von 
Maßnahmen vor, die Teil des Programms zur Anpas- 
sung der Agrarpolitik 1973 bis 1978 sind. 

Preisvorschläge für 1974/1975 

2. In ihrem obengenannten Memorandum hat die 
Kommission die Absicht ausgesprochen, bei ihren 
Preisvorschlägen 

— die Entwicklung des allgemeinen Preisniveaus 
mehr und mehr auf die modernen Betriebe auszu- 
richten; die allgemeine Agrarpreispolitik muß 
diesen Betrieben ein Arbeitseinkommen zu 
garantieren suchen, das sich mit dem Einkommen 
aus nichtlandwirtschaftlicher Arbeit vergleichen 
läßt, wobei eine angemessene Verzinsung des 
investierten Kapitals einerseits und die Entwick- 
lung der Produktionsmittelpreise und der Pro- 
duktivität andererseits zu berücksichtigen sind; 

— für die Preise der einzelnen Erzeugnisse die 
Situation von Angebot und Nachfrage auf jedem 
einzelnen Markt zu berücksichtigen. 

3. Die grundlegenden Faktoren zur Beurteilung des 
allgemeinen Niveaus der gemeinsamen Preise 1974/ 
1975 wurden für einen Zeitraum von vier Jahren 
(1970 bis 1973) berechnet. Dabei hat sich ergeben, 
daß das nichtlandwirtschaftliche Arbeitseinkommen 
im Durchschnitt um 12,4 v. H. jährlich gestiegen ist 
und daß sich die Preise der Produktionsmittel jähr- 
lich um durchschnittlich 6,6 v. H. erhöht haben. 

Unter Berücksichtigung der Kostenstrukturen, die in 
den modernen Betrieben des Informationsnetzes 
landwirtschaftlicher Buchführungen festgestellt wur- 
den, würde die Erhöhung des allgemeinen Niveaus 


der gemeinsamen Agrarpreise, bei der die moder- 
nen Betriebe mit der Entwicklung der Arbeitsein- 
kommen in der übrigen Wirtschaft schritthalten 
können, bei 7,2 v. H. liegen. Die folgenden Vor- 
schläge sollen dieses Ziel verwirklichen helfen. 

4. Gleichzeitig sind noch andere Beurteilungsfak- 
toren in Betracht zu ziehen, die die Möglichkeiten 
der Agrarpreiserhöhungen einschränken. 

— Es muß dafür gesorgt werden, daß bei den Preis- 
erhöhungen für die einzelnen Erzeugnisse die 
Lage auf den verschiedenen Märkten berücksich- 
tigt wird. 

— Der erhebliche Unterschied zwischen dem Niveau 
der Agrarpreise in den neuen Mitgliedstaaten 
und den der Gemeinschaftspreise führt dazu, daß 
das Agrarpreisniveau in den drei neuen Mitglied- 
staaten während der Übergangszeit spürbar an- 
steigen wird. Daher muß die Gefahr eines An- 
reizes zur Produktionssteigerung in den neuen 
Mitgliedstaaten und einer Schrumpfung des Ver- 
brauchs bestimmter Erzeugnisse, beispielsweise 
Butter, durch zu starke Erhöhung der gemeinsa- 
men Preise, die schließlich allen Mitgliedstaaten 
der Gemeinschaft schaden würden, eingedämmt 
werden. 

— Die Preisvorschläge müssen der Notwendigkeit 
Rechnung tragen, bessere Preisrelationen zwi- 
schen den landwirtschaftlichen Erzeugnissen her- 
zustellen und die Elastizität der Mechanismen 
der gemeinsamen Marktorganisation zu erhöhen. 

5. Die Kommission stellt fest, daß die landwirt- 
schaftlichen Einkommen pro landwirtschaftliche Ar- 
beitskraft (AK) 1972 gegenüber 1971 nominell um 
etwa 20 v. H. gestiegen sind. Außerdem stellt sie 
fest, daß die Arbeitseinkommen der auf Großkultu- 
ren ausgerichteten landwirtschaftlichen Betriebe in 
der Regel höher sind als die der Tierzuchtbetriebe 
und daß auch die in den Milchwirtschaftsbetrieben 
erzielten Einkommen höher liegen als die der Be- 
triebe mit Rindfleischerzeugung. Aufgrund dieser 
Ausrichtungen ist es begründet, für Rindfleisch eine 
stärkere Preiserhöhung vorzusehen als für Milcher- 
zeugnisse. 

6 . Die regelmäßig zu beobachtenden Störungen des 
Gleichgewichts auf dem Getreidemarkt haben die 
Kommission veranlaßt, für die verschiedenen Getrei- 
dearten nuancierte Preiserhöhungen vorzuschlagen, 
um innerhalb dieses Bereichs eine bessere Preis- 
hierarchie zu verwirklichen. Eine relativ bedeu- 
tende, wenn auch nuancierte Anhebung der Futter- 
getreidepreise gegenüber der vorgesehenen Erhö- 
hung des Weichweizenpreises soll der Schaffung von 
Preisrelationen dienen, die stärker den Nährwert 
der verschiedenen Getreidearten berücksichtigen. 
Für Hartweizen beabsichtigt die Kommission, Pro- 
duktionsanreize zu schaffen. 
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7. Die Lage der Proteinversorgung der Gemein- 
schaft hat die Kommission zu der Schlußfolgerung 
veranlaßt, daß die Gemeinschaft im allgemeinen 
Interesse versuchen müßte, eine übermäßige Zu- 
nahme ihrer Einfuhrabhängigkeit in der Eiweißträ- 
gerversorgung während der kommenden fünf Jahre 
zu vermeiden. Dieses Ziel kann erreicht werden 
durch Festlegung besserer Preisrelationen für Raps- 
saaten und Sonnenblumenkerne, Ausdehnung des 
gegenwärtigen Unterstützungssystems für Rapssaa- 
ten und Sonnenblumenkerne auf Sojabohnen und 
Einführung einer Beihilfe für Grünfutter und Acker- 
bohnensaatgut. 

8 . Die Kommission hält es für notwendig, die bis- 
herigen Maßnahmen zur Förderung der Rindfleisch- 
erzeugung sowie zur Umstellung der Milcherzeu- 
gung auf die Rindfleischerzeugung fortzusetzen. Da- 
her schlägt sie eine 10-prozentige Erhöhung des 
Orientierungspreises für ausgewachsene Rinder vor, 
die sie bereits in ihren Preisvorschlägen für das 
Wirtschaftsjahr 1973/1974 (KOM(73) 445 endg. vom 
21. März 1973) angekündigt hatte. Außerdem ver- 
folgt sie aufmerksam die Ergebnisse der kürzlich 
eingeführten Maßnahmen zur Ausrichtung auf die 
Rindfleischproduktion und behält sich vor, ihre Ver- 
stärkung vorzuschlagen. 

9. Auf dem Milchsektor schlägt die Kommission da- 
gegen eine mäßige Erhöhung des Richtpreises für 
Milch in Verbindung mit einer höheren Bewertung 
der Eiweißbestandteile der Milch im Vergleich zu 
den Butterbestandteilen vor. Bei einer Senkung des 
Interventionspreises für Butter um 6,6 v. H. (d. h. 
11,6 RE je 100 kg) und einer Erhöhung des Inter- 
ventionspreises für Magermilchpulver um 14,5 v. H. 
(d. h. 9,6 RE je 100 kg) wird das Verhältnis zwischen 
Fettwert und Eiweißwert 52,5 : 47,5 betragen und 
sich damit dem von der Kommission angestrebten 
Verhältnis 50 : 50 nähern. 

Diese Erhöhung des Interventionspreises für Milch- 
pulver gleicht die Senkung des Interventionspreises 
für Butter aus und berücksichtigt die Erhöhung des 
Richtpreises für Milch. Durch diese Maßnahme wird 
der BuLterverbrauch gefördert. Dem gleichen Zweck 
dient die vorläufige Beibehaltung der Sondermaß- 
nahmen für den Absatz der Butterbestände und eine 
Senkung des Verbraucherpreises für Butter, die da- 
durch erreicht wird, daß die Mitgliedstaaten die 
Möglichkeit behalten, eine Verbrauchsubvention für 
Butter in Höhe von 10 RE je 100 kg bei einer finan- 
ziellen Beteiligung der Gemeinschaft in gleicher 
Höhe zu gewähren. 

Die relativ geringe Erhöhung des Milchpreises, die 
aufgrund der Lage von Angebot und Nachfrage auf 
diesem Markt vorgeschlagen wird, bedeutet keine 
Beeinträchtigung der Erzeuger in den am meisten 
benachteiligten Regionen der Gemeinschaft, da ihnen 
im Rahmen der Richtlinie über die Landwirtschaft 
in Berggebieten und bestimmten anderen benachtei- 
ligten Gebieten andere Einkommensmöglichkeiten 
geboten werden. 


10. Die Kommission schlägt vor, die im vergange- 
nen Jahr vom Rat beschlossene Maßnahme zu be- 
stätigen, die für einige Erzeugnisse (Getreide, Zuk- 
ker, Ölsaaten und Schweinefleisch) eine zusätzliche 
Erhöhung der gemeinsamen Preise um 1 v. H. vor- 
sieht, wenn alle Mitgliedstaaten sich dem System 
der „Währungsschlange“ anschließen, ohne daß die- 
se Erhöhung in Deutschland und in den Beneluxlän- 
dern auf die in der Landeswährung ausgedrückten 
Preise abgewälzt wird. Diese Bestimmung müßte 
jedoch vom Wirtschaftsjahr 1974/1975 an für alle 
Erzeugnisse, ausgenommen Milch, gelten, für die zu 
diesem Zeitpunkt Währungsausgleichsbeträge ange- 
wendet werden. 

11. Angesichts der gegenwärtigen Lage auf dem 
Weltmarkt für die wichtigsten landwirtschaftlichen 
Erzeugnisse ist die Kommission der Auffassung, daß 
die beiliegenden Preisvorschläge der Gemeinschaft 
die Möglichkeit geben, weiterhin zur ausgewogenen 
Entwicklung des Welthandels beizutragen, ihren 
Verpflichtungen im Rahmen der Nahrungsmittel- 
hilfe nachzukommen und ihre Ziele in der Nahrungs- 
mittelhilfe zu verwirklichen. 

12. In Übereinstimmung mit der Erklärung des Ra- 
tes vom 4. Dezember 1973 glaubt die Kommission, 
daß ihre nachstehend vorgelegten Preisvorschläge 
für das Wirtschaftsjahr 1974/1975 mit der allgemei- 
nen Gemeinschaftspolitik zur Inflationsbekämpfung 
vereinbar sind. Bei der derzeitigen Marktlage wer- 
den diese Vorschläge nur eine begrenzte Wirkung 
auf die Verbraucherpreise haben. 

Sonstige Vorschläge 

13. Im Anschluß an ihr Memorandum über die An- 
passung der gemeinsamen Agrarpolitik legt die 
Kommission eine erste Reihe von Vorschlägen zur 
Anpassung der gemeinsamen Agrarmarktorganisa- 
tion vor, die gleichzeitig mit den Preisvorschlägen 
angenommen werden sollten. 

Nach Ansicht der Kommission gibt es mehrere allge- 
meine oder auf bestimmte Erzeugnisse anwendbare 
Instrumente, die sich besonders zur Verbesserung 
der Markt- und Preispolitik eignen. Abgesehen von 
der Einführung besserer Preisrelationen, die durch 
die Preisvorschläge für 1974/1975 erreicht werden 
sollen, sind bereits jetzt Maßnahmen zu ergreifen, 
um 

— eine größere Elastizität der Mechanismen der ge- 
meinsamen Marktorganisation, vor allem durch 
ihre Vereinfachung und eine strengere Überwa- 
chung der Maßnahmen für Getreide, stärkehal- 
tige Erzeugnisse, Zucker, Olivenöl und Rind- 
fleisch zu gewährleisten; 

— den Milcherzeugern eine gewisse finanzielle Ver- 
antwortung für strukturelle Überschüsse zu über- 
tragen; 

— die gemeinsame Marktorganisation auf Sojaboh- 
nen, Trockenfutter und Ackerbohnensaatgut aus- 
zudehnen; 
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— intern eine Vorratspolitik für Zucker und Oliven- 
öl einzuführen, bis die internationalen Verpflich- 
tungen der Gemeinschaft in bezug auf die Vor- 
ratshaltung von Weichweizen und gegebenen- 
falls anderer Erzeugnisse festgelegt worden 
sind. 

14 . Für das reibungslose Funktionieren der ge- 
meinsamen Organisation der Agrarmärkte ist ein 
flüssiger Markt unerläßlich. Aufgrund der bisheri- 
gen Erfahrungen und zur Verbesserung der Flüssig- 
keit der betreffenden Märkte schlägt die Kommis- 
sion vor, einerseits die regionale Staffelung des 
Interventionspreises für Gerste durch einen einheit- 
lichen Interventionspreis zu ersetzen, der in der ge- 
samten Gemeinschaft gilt und dem bereits für Mais, 
Roggen und Hartweizen geltenden Preis entsprechen 
soll, und andererseits die regionale Staffelung der 
Preise für Ölsaaten zu überprüfen, um die zusätz- 
liche Beihilfe für in Italien verarbeitete Rapssaaten 
streichen zu können. 

15 . Die Lage in der Milchwirtschaft ist immer noch 
beunruhigend. Die Gefahr, daß in diesem Sektor er- 
neut große strukturelle Überschüsse entstehen könn- 
ten, veranlaßt die Kommission, allgemeine Regeln 
für ein System vorzuschlagen, das die Einführung 
vorübergehender Abgaben für die Mitverantwor- 
tung der Erzeuger im Milchsektor erlaubt. 

16 . Schließlich ist die Kommission der Auffassung, 
daß die derzeitige gemeinsame Marktordnung für 
Rindfleisch besser den Erfordernissen des Marktes 
angepaßt werden muß. Es ist vor allem erforderlich, 
die Marktordnung so anzupassen, daß die Einfuhr- 
belastung besser auf den tatsächlichen Preis des ge- 
samten Angebots an eingeführten Erzeugnissen 
einerseits und auf Marktpreise der Gemeinschaft 
andererseits abgestimmt ist, wobei jedoch die Neu- 
tralität des Außenschutzes im Vergleich zum derzei- 
tigen System gewährleistet sein muß. 


B. Beurteilungsfaktoren nach Erzeugnissen 

Getreide 

1. Bisherige Grundverordnung und Vorschläge 

Die Verordnung Nr. 120/67/EWG des Rates vom 
13. Juni 1967 über die gemeinsame Marktorganisa- 
tion für Getreide bestimmt in Artikel 2, daß nach 
dem Verfahren von Artikel 43 Absatz 2 des Ver- 
trags folgende Preise festgesetzt werden: 

— je ein Richtpreis für Weichweizen, Hartweizen, 
Gerste, Mais und Roggen; 

— je ein Grundinterventionspreis für Weichweizen 
und Gerste; 

— ein garantierter Mindestpreis für Hartweizen. 

Dem vorliegenden Preisvorschlag ist ein Vorschlag 
für eine Änderung der Verordnung Nr. 120/67/EWG 


beigefügt, der insbesondere die Einführung eines 
einzigen Interventionspreises für Gerste ermöglicht. 

Für das Wirtschaftsjahr 1974/1975 schlägt die Kom- 
mission - im Einklang mit den Ausführungen in 
Ziffer 49 ihres Memorandums über die Anpassung 
der gemeinsamen Agrarpolitik - gemäß Artikel 2 
Absatz 1 wie auch gemäß Artikel 4 Absatz 4 Buch- 
stabe c) der wie im vorstehenden Absatz angege- 
benen geänderten Verordnung Nr. 120/67/EWG die 
im Anhang aufgeführten Preise vor. 

Dieser Vorschlag behält die Preisregelung für 
Weichweizen bei, jedoch wird eine Erhöhung des 
Richtpreises um 2 v. H. vorgeschlagen, um eine grö- 
ßere Beweglichkeit zu erzielen. 

Bei Hartweizen wird dagegen der Richtpreis für das 
Wirtschaftsjahr 1973/1974 um 15 v. H. angehoben 
und der Beihilfebetrag für dieses Wirtschaftsjahr 
dem Richtpreis hinzugeschlagen. Der garantierte 
Mindestpreis wird um 8 v. H. heraufgesetzt, und der 
Interventionspreis, in dem der Beihilfebetrag ent- 
halten ist, wird in gleicher Höhe festgesetzt. 

Für Gerste wird eine 4-prozentige Erhöhung des 
Richtpreises und des einzigen Interventionspreises 
vorgeschlagen, der der derzeitigen regionalen Staf- 
felung (92 RE/t) für Chälons-sur-Marne als Handels- 
platz des Uberschuß-Produktionsgebiets entspricht. 

Bei Roggen wird eine 4-prozentige Erhöhung des 
Richtpreises vorgeschlagen. Diese Erhöhung soll da- 
zu dienen, den Unterschied zwischen letzterem und 
dem einzigen Interventionspreis zu vergrößern. Da- 
durch kann vorgeschlagen werden, daß die Beihilfe 
für zur Brotherstellung geeigneten Roggen, der der 
Interventionsstelle angeboten wird, abgeschafft 
wird. 

Für Mais beträgt die vorgeschlagene Erhöhung beim 
Richtpreis wie auch beim einzigen Interventionspreis 
6 v. H. Diese Erhöhung dient dazu, den Richtpreis 
für Mais dem für Gerste anzunähern. Der Beginn 
des Wirtschaftsjahres wurde für diese Getreideart 
auf den 1. Oktober, anstelle des bisherigen 1. Au- 
gust, festgesetzt. 

Die in der Anlage beigefügte Tabelle enthält die für 
die beiden letzten Wirtschaftsjahre angenommenen 
Vorschläge sowie die Vorschläge für das neue Wirt- 
schaftsjahr. 

Im Interesse der Klarheit und Genauigkeit gibt die 
Kommission in ihrem Vorschlag ferner die jeweils 
einzigen Interventionspreise an, die sie aufgrund 
von Artikel 4 Absatz 4 Buchstabe c) der Verordnung 
Nr. 120/67/EWG für Hartweizen, Mais, Roggen und 
jetzt auch für Gerste vorzuschlagen gedenkt. 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 19. Juni 1967, S. 2269/67 
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2. Preisvorschläge für das Wirtschaftsjahr 1974/1975 

(mit Angabe der vorherigen Preise) 



Preis 1972/1973 
RE/t 

Preis 1973/1974 
RE/t 

Vorgeschlagene 
Höhe in v. H. 

Vorgeschlagene 
Preise für 
1974/1975 RE/t 

Erhöhung 
in RE/t 

Weichweizen 








Richtpreis 

113,80 

114,94 

+ 

2 

117,24 

+ 

2,30 

Grundinterventionspreis 

104,75 

105,80 


0 

105,80 


0 

Unterschied 

9,05 

9,14 



11,44 



Hartweizen 








Richtpreis 

132,60 

133,93 

+ 

15 

196,83 

+ 

47,94 

Einziger Interventionspreis 
(Überschußgebiet) 

116,93 

118,10 


0 

167,76 J ) 

+ 

49,66 

Unterschied 

15,67 

15,83 



29,07 



Garantierter Mindestpreis 

153,80 

155,33 


0 

— 


0 

Erzeugnisbeihilfe 

36,87 

37,23 



0 



Gerste 








Richtpreis 

104,25 

105,29 

+ 

4 

109,45 

+ 

4,21 

Grundinterventionspreis 

95,70 

96,66 


- 

— 


- 

Einziger Interventionspreis 
(Überschußgebiet) 

— 

— 


- 

92,00 


- 

Unterschied 

8,55 

8,63 



17,45 



Roggen 








Richtpreis 

105,45 

112,30 

+ 

4 

116,79 

+ 

4,49 

Grundinterventionspreis 

97,45 







Einziger Interventionspreis 
(Überschußgebiet) 

— 

97,92 


0 

97,92 2 3 ) 


- 

Unterschied 

8,00 

14,38 



18,87 



Mais 








Richtpreis 

101,75 

102,77 

+ 

6 

108,94 

+ 

6,17 

Einziger Interventionspreis 
(Überschußgebiet) 

83,25 

84,08 

+ 

6 

89,12 

+ 

5,04 

Unterschied 

'18,50 

18,69 



19,82 




2 ) In den für Hartweizen vorgeschlagenen Preisen ist die Erzeugungsbeihilfe in Höhe von 37,23 RE/t inbegriffen, 
die somit abgeschafft wird, da der einheitliche Interventionspreis den garantierten Mindestpreis erreicht. 

3 ) Die Beihilfe für zur Brotherstellung geeigneten Roggen, der der Interventionsstelle angeboten wird, wird abge- 
schafft. 
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3. Begründung der Vorschläge 

Die vorgeschlagenen Maßnahmen zielen im Falle 
des Weichweizens darauf ab, vorübergehend das 
Niveau der Interventionspreisregelung beizubehal- 
ten, dabei jedoch die Beweglichkeit des Marktes zu 
verstärken, um die spätere Einführung eines ein- 
zigen Interventionspreises zu erleichtern. Dieses 
Nicht-Anheben der Garantiepreise erklärt sich mit 
der Tendenz zu einer raschen Produktionssteige- 
rung, die Folge einer erheblichen Ertragssteigerung 
trotz gleicher Anbauflächengröße. 

Im Falle des Hartweizens nehmen Erzeugung und 
Erträge jedoch ab. Wegen der Schwierigkeiten und 
der Kompliziertheit einer Anpassung der Beihilfe 
für Hartweizen, wie sie heute besteht, ist es daher 
erforderlich, unter Berücksichtigung der Preisver- 
hältnisse auf dem Weltmarkt die Garantie und den 
Schutz zu normalisieren. Auf diese Weise wird die 
Produktionsentwicklung und die Vermarktung einer 
Getreideart gefördert werden, deren Markt in der 
Gemeinschaft einen starken Zuschußbedarf aufweist. 

Bei Gerste, deren Erzeugung durch Vergrößerung 
der Anbauflächen wie auch der Erträge erheblich 
zunimmt, ist der als einziger Interventionspreis vor- 
geschlagene Preis keine Neuerung, da er der der- 
zeitigen regionalen Staffelung entnommen ist. Er 
führt jedoch zur Aufhebung der Zentren, deren ge- 
genwärtiger Interventionspreis unter 92 RE/t liegt, 
wobei jedoch in den von dieser Aufhebung betroffe- 


nen Gebieten die Interventionsmöglichkeiten nach 
den Vorschriften der Verordnung Nr. 132/67/EWG 
des Rates vom 13. Juni 1967 zur Festlegung der 
Grundregeln für die Intervention bei Getreide 4 ) be- 
stehen bleiben. Die 4prozentige Anhebung dieses 
Preises sowie des Richtpreises erklärt sich im Zu- 
sammenhang mit der weiter unten in Abschnitt 4 
erläuterten Einführung eines einzigen Preises. 

Bei Roggen, dessen Anbauflächen und Produktion 
zurückgehen, während die normale Vermarktung 
schwierig ist, sollte der derzeitige Zustand in bezug 
auf den garantierten Preis beibehalten und gleich- 
zeitig die Beweglichkeit des Marktes durch Erhö- 
hung des Richtpreises und durch Aufhebung der Bei- 
hilfe bei der Intervention für zur Brotherstellung 
geeigneten Roggen erheblich vergrößert werden. 

Die Erhöhung der Preise bei Mais, dessen Aussaat- 
flächen, Ertrag und Produktion ständig im Steigen 
begriffen sind, wird schließlich dazu führen, daß die 
Wettbewerbsbedingungen mit sämtlichen übrigen 
Getreidearten und insbesondere dem Futtergetreide 
verbessert werden. In Anbetracht der derzeitigen 
Marktverhältnisse und ihrer voraussichtlichen wei- 
teren Entwicklung ist die Kommission indessen der 
Auffassung, daß die Denaturierungsprämie, sofern 
keine außergewöhnlichen Umstände auftreten, nicht 
mehr notwendig ist. 

4 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 120 
vom 21. Juni 1967, S. 2364/67 
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Entwicklung der Getreideerzeugung 


Anbaufläche — Mio ha 
Ertrag — dz/ha 

Produktion = Mio t 


Getreideart 

Für die neun 
Mitgliedstaaten 

1971 

| ,J 

1972 

1973 

Tendenz 

Weichweizen 

Anbaufläche 

9,3 

9,3 

9,2 

gleichbleibend 


Ertrag 

38,9 i 

40,6 

41,3 

Zuwachs 


: Erzeugung 

36,3 j 

37,9 

38,2 

Zuwachs 

Hartweizen 

Anbaufläche 

1,8 , 

1,8 

1,7 

geringer Rückgang 


Ertrag 

21,4 

20,1 

18,8 

Rückgang 


Erzeugung 

3,8 

3,5 

3,2 

Rückgang 

Gerste 

Anbaufläche 

8,5 

8,6 

8,9 

Zuwachs 


Ertrag 

36,5 

39,1 

38,7 

Zuwachs 


Erzeugung 

31,1 

33,7 

34,3 

Zuwachs 

Roggen 

Anbaufläche 

1,2 

14 

1 ,- 

Rückgang 


Ertrag 

33,2 

33,1 

33,5 

gleichbleibend 


Erzeugung 

3,8 

3,7 

3,3 

Rückgang 

Mais 

Anbaufläche 

2,7 

2,9 

3- 

Zuwachs 


Ertrag 

52,3 

46,9 

54,9 

Zuwachs 


Erzeugung 

14,1 

13,6 

16,3 

Zuwachs 


Entwicklung der Interventionsmengen 

Die von der Interventionsstelle übernommenen Getreidemengen haben sich wie folgt entwickelt (in 
Mio t) : 



1969/1970 

1970/1971 

1971/1972 

1972/1973 

1973/1974 *) 

Weichweizen 

1.4 

0,1 

1,8 

0,4 

0,1 

Hartweizen 

— 

— 

0,1 

— 

— 

Gerste 

0,2 

0,2 

0,6 

0,3 

0,4 

Roggen 

0,4 

0,1 

0,3 

0,3 

0,1 

Mais 







2,0 

i 0,4 

2,8 

1,0 

0,6 


Was das Einkommen der Erzeuger anbelangt, so ist 
darauf hinzuweisen, daß das Interventionsniveau 
zwar eine wirksame Garantie bildet, für die auf 
dem Markt gängigsten Getreidearten Weichweizen, 
Hartweizen und Mais jedoch nur ein Minimum dar- 
stellt. Für diese Getreidearten gibt es nämlich in Ver- 
bindung mit der Vergrößerung des Abstands zwischen 
Garantie und Schutz die Möglichkeit, einen besseren 
Preis auf dem Markt zu erzielen, der in der Gemein- 
schaft bei Getreide insgesamt einen Zuschußbedarf 
hat. Man darf also bei diesen Getreidearten davon 
ausgehen, daß das Erzeugereinkommen um den Be- 
trag der für die Richtpreise vorgeschlagenen Erhöhung 
steigt. Bei den überschußgetreidearten Gerste und 
Roggen dagegen sollte das Preisniveau trotz der 


Vergrößerung des Abstandes beim Übergang zum 
nächsten Wirtschaftsjahr unverändert bleiben, wäh- 
rend die vorgeschlagene Erhöhung für Mais sowohl 
im Bereich des Schutzes wie auch der Garantie eine 
Verbesserung der Vermarktungsbedingungen erhof- 
fen läßt, die man ungefähr auf mindestens die Hälfte 
der Richtpreiserhöhung beziffern kann, bei dem ge- 
genwärtigen Stand von Angebot und Nachfrage auf 
dem Weltmarkt also auf rund 2 RE/t. Bei Roggen 
übersteigt diese Verbesserung bei weitem die Ver- 
ringerung, die sich aus der Aufhebung der Beihilfe 
für zur Brotherstellung geeigneten Roggen, der der 
Interventionsstelle angeboten wird, ergibt. 


5 ) am 10. Januar 1974 
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4. Einziger Interventionspreis für Gerste 

Bei dem derzeitigen allgemeinen Auftrieb der Welt- 
marktpreise wurde es nicht für nötig gehalten, einen 
hohen Preis festzusetzen, sondern nur einen Preis 
eines Gerstenüberschußgebietes zu wählen, im vor- 
liegenden Falle den Preis von Chälons-sur-Marne, 
der auf einer ausgesprochen mittleren Stufe zwi- 
schen dem höchsten und dem niedrigsten Interven- 
tionspreis in der gegenwärtigen regionalen Staffe- 
lung liegt. 

Durch die vorgeschlagene 4prozentige Erhöhung des 
Richtpreises und des einzigen Interventionspreises 
soll der Übergang von dem System der regional ge- 
staffelten Interventionspreise zu dem System des 
einzigen Preises erleichtert werden. Damit läßt sich 
indessen erst ein noch unzureichender Abstand zwi- 
schen dem Schutzniveau und dem neuen einzigen 
Interventionspreis herstellen; dennoch ist dieser Ab- 
stand bereits größer als der letztjährige Abstand 
zwischen dem Richtpreis und dem alten Grundinter- 
ventionspreis. Dabei ist tendenziell der Abstand an- 
zustreben, der bei den übrigen Getreidearten be- 
steht, die einen einzigen Preis haben; er wird dazu 
führen, daß sich die natürliche regionale Staffelung 
der Preise frei auf dem Markt vollziehen kann. 

Die Verordnung Nr. 120/67/EWG muß daher geän- 
dert werden. Der Entwurf einer Änderung ist in der 
Anlage beigefügt. 

5. Die Beihilfe für Hartweizen 

Bei der derzeitigen Lage des Weltmarktes für Hart- 
weizen können die Produktionsanreize beibehalten 
und gleichzeitig beträchtliche Einsparungen für den 
EAGFL erzielt werden, indem der Interventionspreis 
und der Richtpreis um den für das Wirtschaftsjahr 
1973/1974 festgesetzten Beihilfebetrag erhöht wer- 
den. Der einzige Interventionspreis wird somit auf 
der Höhe des garantierten Mindestpreises festge- 
setzt. Nach der voraussichtlichen Entwicklung des 
Weltmarktes ist damit zu rechnen, daß die Preise 
auf dem Gemeinschaftsmarkt im nächsten Wirt- 
schaftsjahr über dem Richtpreis liegen werden. Für 
den Fall, daß die natürliche Marktentwicklung nicht 
diesen Aussichten entsprechen sollte, schlägt die 
Kommission dem Rat indessen die Einführung einer 
besonderen Beihilfe vor, durch die die Erzeugung 
dieser Getreideart sichergestellt werden soll. Ände- 
rungen im Beihilfesystem für die späteren Wirt- 
schaftsjahre werden an Hand der Erfahrungen ge- 
prüft. 

6. Änderung des Maiswirtschaftsjahres 

Für Mais besteht in der Gemeinschaft ein Zyklus, 
der von dem der anderen Getreidearten stark ab- 
weicht. 

Das derzeitige einheitliche Wirtschaftsjahr begün- 
stigt auf dem Markt die Verwendung von Mais zu 
Beginn des Gerstewirtschaftsjahres, was zu diesem 
Zeitraum zu ungewöhnlich hohen Interventionen bei 
der letztgenannten Getreideart führt. 


Die Änderung des Zeitpunkts für den Beginn des 
Wirtschaftsjahres für Mais führt dazu, daß für am 
Ende des Wirtschaftsjahres gelagerten Mais die 
gleiche Regelung der Ubergangsvergütung wie für 
die übrigen Getreidearten gilt. 

In dem genannten Entwurf zur Änderung der Ver- 
ordnung Nr. 120/67/EWG wird diesem Vorschlag 
Rechnung getragen. 


Stärkehaltige Erzeugnisse 

1. Grundverordnungen 

Die gemeinsame Politik auf dem Gebiet der Erstat- 
tungen bei der Erzeugung wird durch folgende Ver- 
ordnungen geregelt: 

— Verordnung Nr. 120/67/EWG des Rates über die 
gemeinsame Marktorganisation für Getreide (i ) 
(Artikel 11), 

— Verordnung Nr. 359/67/EWG des Rates über die 
gemeinsame Marktorganisation für Reis 7 ) (Arti- 
kel 9), 

- Verordnung Nr. 367/67/EWG des Rates über die 
Festsetzung der Erstattungen bei der Erzeugung 
für Grob- und Feingrieß von Mais und für Bruch- 
reis, die in der Brauereiindustrie Verwendung 
finden H ), 

— Verordnung Nr. 371/67/EWG des Rates zur Fest- 
setzung der Erstattung bei der Erzeugung von Ge- 
treide- und Kartoffelstärke und Quellmehl 9 ). 

2. Änderungen der gemeinsamen Politik auf dem 
Gebiet der Erstattungen bei der Erzeugung 

Im Hinblick auf die im Memorandum der Kommis- 
sion an den Rat vom 31. Oktober 1973 vorgesehene 
Anpassung des Systems der Erstattungen bei der 
Erzeugung wird vorgeschlagen, die gegenwärtig gel- 
tende Regelung zunächst wie folgt zu ändern: 

A. Erhöhung des Grundstoffversorgungspreises; 

B. Aufhebung der Erstattung bei der Erzeugung von 
Quellmehl; 

C. Einbeziehung des Glukoseherstellungsverfahrens 
der sogenannten „direkten Hydrolyse“ in das 
System der Erstattungen bei der Erzeugung. 

A. Erhöhung des Grundstot iversorgungspreises 

3. Die Verordnungen Nr. 367/67/EWG und Nr. 371/ 
67/EWG sehen eine Erstattung bei der Erzeugung 
für die Grundstoffe zur Herstellung von stärkehal- 

<} ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 19. Juni 1967, S. 2269/67 

7 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 174 
vom 31. Juli 1967, S. 1 

y ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 174 
vom 31. Juli 1967, S. 36 

9 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 174 
vom 31. Juli 1967, S. 40 
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tigen Erzeugnissen vor, die gleich ist dem Unter- 
schied zwischen dem Schwellenpreis des betreffen- 
den Erzeugnisses und einem Versorgungspreis in 
Höhe von 

— 6,80 Rechnungseinheiten je 100 kg Mais und 
Weichweizen, 

— 8,30 Rechnungseinheiten je 100 kg Bruchreis. 

4. Für Kartoffelstärke, für die die gleiche Erstattung 
wie für Maisstärke gewährt wird, ist in der Verord- 
nung Nr. 371/67/EWG ein Versorgungspreis für Kar- 
toffeln in Höhe von 8,18 Rechnungseinheiten je 100 
kg festgesetzt. Dieser Preis wird von dem Versor- 
gungspreis für Mais abgeleitet (6,80 RE). 

5. Bei der Inkraftsetzung der Marktorganisationen 
für Getreide und Reis lagen die Preise, zu denen die 
Versorgung auf dem Weltmarkt möglich war, durch- 
schnittlich um 10 bis 15 v. H. unter den in den Ver- 
ordnungen Nr. 367/67/EWG und Nr. 371/67/EWG 
festgesetzten Versorgungspreisen. 

6. Ab Dezember 1972 haben die Weltmarktpreise 
für Mais, dem Leitgetreide für die Erstattungen bei 
der Erzeugung, den Preis von 6,80 RE/100 kg über- 
schritten. Infolge des weltweiten Mangels an Eiweiß- 
stoffen sind die Maispreise auf dem Weltmarkt un- 
aufhörlich gestiegen, so daß sie sich am 12. Januar 
1974 auf 11,95 RE/100 kg beliefen, also um 75 v. H. 
über dem gemeinschaftlichen Versorgungspreis für 
Mais für die Stärkeherstellung oder die Brauerei- 
industrie lagen. 

7. Auf dem Weltmarkt für Bruchreis wurden in den 
Wirtschaftsjahren 1967/1968 bis 1971/1972 starke 
Preisschwankungen festgestellt, wobei die Welt- 
marktpreise zeitweise unter 8,30 RE/1 00 kg lagen, 
meistens aber diesen Betrag überschritten. Ab dem 
Wirtschaftsjahr 1972/1973 stiegen die Preise für Reis 
und Bruchreis aufgrund der weltweiten Mangellage 
laufend an und erreichten einen außerordentlich 
hohen Stand. Die Weltmarktpreise für Bruchreis la- 
gen am 12. Januar 1974 bei 24,14 RE/100 kg, also 
190 v. H. über dem Versorgungspreis von 8,30 RE/ 
100 kg für Bruchreis für die Stärkeherstellung oder 
die Brauereiindustrie. 

8. Seit 1967/1968 hielten sich die Grundstoff- Ver- 
sorgungspreise bei 6,80 RE bzw. 8,30 RE, während 
die Schwellenpreise für Getreide fortschreitend er- 
höht wurden (Anstieg 1972/1973 gegenüber 1967/ 
1968: + 8,1 v. H. für Weizen, 13,9 v. H. für Mais und 
15,9 v. H. für Bruchreis), so daß die Ausgaben der 
Abteilung „Garantie" des EAGFL von Jahr zu Jahr 
anwuchsen. 

9. Um die Versorgungspreise besser an die Beschaf- 
fungsmöglichkeiten für Mais, Weichweizen und 
Bruchreis auf dem Weltmarkt anzupassen und gleich- 
zeitig die schwere Ausgabenbelastung des EAGFL 
zu verringern, wird vorgeschlagen, für stärkehaltige 
Erzeugnisse nur eine Erstattung bei der Erzeugung 


zu gewähren, die im wesentlichen gleich der bei der 
Durchführung der gemeinsamen Marktorganisatio- 
nen für Getreide und Mais gewährten Erstattung ist. 
Dieser Vorschlag führt zu folgenden Vorsorgungs- 
preisen: 

— 8,60 RE/100 kg für Mais und Weichweizen, 

— 10,80 RE/100 kg für Bruchreis. 

10. Bei Anwendung des gleichen Grundsatzes und 
des gleichen Verhältnisses, die bei der Festsetzung 
des Versorgungspreises für Kartoffeln zur Stärke- 
herstellung auf 8,18 RE/ 100 kg in der Verordnung 
Nr. 371 /67/EWG zugrunde gelegt wurden, gelangt 
man zu einem Versorgungspreis von 11,08 Rech- 
nungseinheiten. 

B. Aufhebung der Erstattung bei der Erzeugung von 
Quellmehl 

11. Ursprünglich war für Quellmehl eine Erstat- 
tung bei der Erzeugung aufgrund seiner Verwen- 
dung als Zusatzstoff in bestimmten Lebensmittelzu- 
bereitungen gewährt worden. Diese Erstattung war 
vorgesehen worden, da Quellmehl in bezug auf die 
vorgenannten spezifischen Verwendungszwecke mit 
stärkehaltigen Erzeugnissen in Wettbewerb geraten 
konnte. Die Erfahrung hat gezeigt, daß die noch 1967 
sehr geringe Erzeugung von Quellmehl in der Ge- 
meinschaft von Jahr zu Jahr zugenommen hat. Eini- 
ge Mitgliedstaaten produzieren dieses Erzeugnis 
überhaupt nicht, während die Erzeugerländer den 
größten Teil ihrer Erzeugung für Futterzwecke ver- 
wenden. 

12. Die Befürchtungen, daß Quellmehl und stärke- 
haltige Erzeugnisse in ihrer Verwendung mitein- 
ander konkurrieren, haben sich als unbegründet er- 
wiesen. Im übrigen ist zu bedenken, daß die Erstat- 
tung für ursprünglich gar nicht vorgesehene Ver- 
wendungszwecke gewährt wird, da die Quellmehl- 
erzeugung zum größten Teil für Viehfutter Verwen- 
dung findet. 

Es wird daher vorgeschlagen, die Erstattung bei der 
Erzeugung für Quellmehl aufzuheben. 

C. Einbeziehung des Glukose-Herstellungsverfah- 
rens der sogenannten „ direkten Hydrolyse " in 
das System der Erstattungen bei der Erzeugung 

13. In der Verordnung Nr. 120/67/EWG ist die Ge- 
währung einer Erstattung bei der Erzeugung für 
Mais vorgesehen, der in der Gemeinschaft zur Stär- 
keherstellung verwendet wird. Für Glukose, die von 
jeher aus Stärke hergestellt wird, wird daher diese 
Erstattung indirekt mitgewährt. 

14. In der Gemeinschaft wird gegenwärtig ein Her- 
stellungsverfahren, die sogenannte direkte Hydro- 
lyse, angewandt, bei dem Glukose direkt aus Grob- 
grieß von Mais ohne Herstellung von Stärke gewon- 


13 



Drucksache 7/1 647 


Deutscher Bundestag - 7. Wahlperiode 


nen wird. Die Gemeinschaftsregelung sieht keine 
Erstattung bei der Erzeugung für Glukose als solche 
vor. Daher ist die Produktion von Glukose durch 
direkte Hydrolyse wirtschaftlich benachteiligt gegen- 
über der Glukoseherstellung nach dem traditionellen 
Verfahren. 

15. Um eine Wettbewerbsverzerrung zwischen den 
Glukoseherstellern, je nach dem, ob sie das eine 
oder das andere Herstellungsverfahren anwenden, 
zu vermeiden, wird vorgeschlagen, für die durch di- 
rekte Hydrolyse gewonnene Glukose die gleiche 
Erstattung bei der Erzeugung zu gewähren, die in- 
direkt die Glukosehersteller erhalten, die das her- 
kömmliche Verfahren anwenden. 

16. Vorschläge für Änderungen der bestehenden 
Gemeinschaftsregelung 

A. Verordnung Nr. 120/67/EWG 

In Artikel 11 der Verordnung Nr. 120/67/EWG 

- — wird der Begriff „Quellmehr gestrichen; 

— wird ein Absatz hinzugefügt, wonach eine Er- 
stattung bei der Erzeugung für Grobgrieß von 
Mais für die Herstellung von Glukose nach dem 
Verfahren der direkten Hydrolyse gewährt wird. 

Bemerkung: 

Damit „Pellets von Reis" unter die gemeinsame 
Marktorganisation für Reis fallen, wird vorgeschla- 
gen, im Anhang A zur Verordnung Nr. 120/67/EWG 
die Tarifstelle „ex 11.02 F, Pellets" durch die Tarif- 
stelle „ex 11.02, ex F, Pellets, ausgenommen Pellets 
von Reis" zu ersetzen. 

17. Verordnung Nr. 359/67/EWG 

In den Artikeln 1 und 9 sowie im Anhang A wird 
der Begriff „Quellmehl" gestrichen. 

Bemerkung: 

Damit „Pellets von Reis" unter die gemeinsame 
Marktorganisation für Reis fallen, wird vorgeschla- 
gen, die Tarifstelle „1 1.02 F, VI, Pellets von Reis" in 
Artikel 1 der Verordnung Nr. 359/67/EWG einzube- 
ziehen. 

18. Verordnungen Nr. 367/67/EWG und Nr. 371/67/ 
EWG 

Da sich die Verordungen Nr. 367/67/EWG und Nr. 
371/67/EWG alle beide auf Erstattungen bei der Er- 
zeugung beziehen und durch die gleichen Artikel der 
Verordnungen Nr. 120/67/EWG und Nr. 359/67/EWG 
geregelt sind, wird vorgeschlagen, die beiden erst- 
genannten Verordnungen ab dem Wirtschaftsjahr 
1974/1975 zu einer einzigen Verordnung zusammen- 
zufassen und gleichzeitig die Verordnungen Nr. 367/ 
67/EWG und Nr. 371 /67/EWG aufzuheben. 


Das 1967 ausgearbeitete System der Erstattungen bei 
der Erzeugung bleibt unverändert. Bei der Ausarbei- 
tung der einheitlichen Verordnung mußten jedoch 
geringfügige Textänderungen vorgenommen wer- 
den. An inhaltlichen Änderungen sind nur die vor- 
stehend unter Ziffer II vorgeschlagenen Änderungen 
zu erwähnen, und zwar: 

1. Erhöhung der Versorgungspreise für Mais, 
Weichweizen und Bruchreis sowie Erhöhung des 
Versorgungspreises für Kartoffeln für die Stär- 
keherstellung; 

2. Aufhebung der Erstattung für Quellmehl; 

3. Gewährung der Erstattung für Grob- und Fein- 
grieß von Mais, der für die Herstellung von Glu- 
kose nach dem Verfahren der direkten Hydro- 
lyse verwendet wird. 

Reis 

1. Gemäß Artikel 2 und 4 der Verordnung Nr. 359/ 
67/EWG 10 ) hat die Kommission einen Richtpreis für 
geschälten Reis und einen Interventionspreis für 
Rohreis in den Reisanbaugebieten für das Wirt- 
schaftsjahr 1. September 1974 bis 31. August 1975 
vorzuschlagen. 

2. Für das Wirtschaftsjahr 1972/1973 wurde der 
Richtpreis für geschälten Reis um 4,7 v. H. erhöht. 
Damit sollte der Interventionspreis für Rohreis um 
4 v. H. heraufgesetzt werden, um dem Anstieg der 
Kosten im allgemeinen und der Kosten der Reiser- 
zeugung im besonderen Rechnung zu tragen. 

Auf Grund der besonderen Konjunktur, die auf dem 
Reismarkt im Wirtschaftsjahr 1972/1973 herrschte 
und insbesondere durch sehr hohe Binnenmarkt- 
preise gekennzeichnet war, ergriff der Rat für das 
Wirtschaftsjahr 1973/1974 folgende Maßnahmen: 

— Festsetzung des Richtpreises für geschälten Reis 
auf 21,325 RE/100 kg, das ist ein Anstieg um 0,83 
v. H. gegenüber 1972/1973; 

— unveränderte Beibehaltung der für die Festset- 
zung der Interventionspreise für Arles und Ver- 
celli maßgebenden Bestandteile, so daß sich ein 
Interventionspreis für Rohreis von 13,130 RE/ 100 
kg ergibt, das ist eine Erhöhung um 1 v. H. ge- 
genüber 1972/1973. 

Für das Wirtschaftsjahr 1974/1975 wird ein Richtpreis 
für geschälten Reis in Höhe von 22,178 RE/100 kg 
vorgeschlagen, das ist eine Erhöhung um 4 v. H. ge- 
gegenüber 1973/1974. 

Bei der Festsetzung des Richtpreises für geschälten 
Reis auf der Grundlage eines gegenüber dem vor- 
hergehenden Wirtschaftsjahr unveränderten Inter- 

10 ) Verordnung des Rates vom 25. Juli 1967 über die ge- 
meinsame Marktorganisation für Reis (Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften Nr. 174 vom 31. Juli 
1967) 
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ventionspreises für Rohreis wurde den gegenwär- 
tigen Kosten für die Verarbeitung von Rohreis zu 
geschältem Reis in der Gemeinschaft Rechnung ge- 
tragen, die um 0,68 RE/100 kg gegenüber den bei 
der Festsetzung der Preise für 1972/1973 zugrunde 
gelegten Kosten gestiegen sind. Es wird ein Inter- 
ventionspreis für Rohreis von 13,13 RE/100 kg vor- 
geschlagen, d. h. er bleibt auf Grund der nachste- 
hend dargelegten besonderen Gegebenheiten, die 
gegenwärtig auf den Reismärkten herrschen, im Ver- 
gleich zum Wirtschaftsjahr 1972/1973 unverändert. 

3. Angebot 

a) Für das Wirtschaftsjahr 1973/1974 wird die Reis- 
ernte der Gemeinschaft bei einer Anbaufläche 
von 207 000 ha und einem Durchschnittsertrag 
vom 41,8 kg/ha geschälter Reis auf 866 000 t 
(ausgedrückt in Mengen geschältem Reis) ge- 
schätzt. 

Trotz einer Rekordernte, die ausfuhrfähige Über- 
schüsse in Höhe von 250 000 t aufweist, und trotz 
der Tatsache, daß die Kommission alle nur er- 
denklichen Maßnahmen im Rahmen der bestehen- 
den Regelung zur Eindämmung des Preisanstiegs 
auf den Märkten der Reisanbaugebiete getroffen 
hat, steigen die Reispreise unaufhörlich weiter 
und erreichten am 5. Dezember 1973 folgenden 
Stand: 

Rundkörniger Rohreis 

21,23 RE/100 kg, d. h. 60 v. H. über dem Inter- 
ventionspreis 

Langkörniger Rohreis 

22,30 RE/100 kg, d. h. 50 v. H. über dem Inter- 
ventionspreis 

Rundkörniger geschälter Reis 

29,54 RE/100 kg, d. h. 37,5 v. H. über dem Richt- 
preis 

Langkörniger geschälter Reis 

31,02 RE/100 kg, d. h. 32,4 v. H. über dem Richt- 
preis 

b) Nachfrage 

Die Reisnachfrage ist sowohl auf dem Markt der 
Gemeinschaft als auch auf dem Weltmarkt be- 


sonders stark. Die gesamte Gemeinschaftsernte 
an rundkörnigem Reis dürfte vom Markt der Ge- 
meinschaft und von der Nahrungsmittelhilfe voll- 
ständig aufgezehrt werden. Da die starke Nach- 
frage das Angebot überschreitet, konnten die 
Marktpreise nicht auf einer Höhe zwischen dem 
Interventionspreis und dem Richtpreis belassen 
weiden. Die Preise haben sich nach Maßgabe der 
Weltmarktpreise, die die für die Gemeinschaft 
festgesetzten Preise überschreiten, eingependelt. 

c) Versorgungslage und Vorräte 

Auf Grund der guten Gemeinschaftsernte dürfte 
die Versorgung der Gemeinschaft mit rundkör- 
nigem Reis gesichert sein. Bei langkörnigem 
Reis werden sich Italien und teilweise auch 
Frankreich auf dem Binnenmarkt versorgen. Die 
übrigen Mitgliedstaaten und mit Rücksicht auf 
den Verbrauchergeschmack auch Frankreich für 
einen Teil seines Bedarfs müssen sich auf dem 
Weltmarkt zu Preisen versorgen, die durch- 
schnittlich über den gemeinschaftlichen Schwel- 
lenpreisen liegen. 

Die Bestände zu Beginn des Wirtschaftsjahres 
1973/1974 können als ausreichend angesehen 
werden; sie belaufen sich in der erweiterten Ge- 
meinschaft auf rund 150 000 t (ausgedrückt in 
Mengen geschältem Reis). 

d) Weltmarktlage 

Der Weltmarkt ist seit Ende 1972 durch Reisman- 
gel gekennzeichnet. Die Ausfuhrpreise sind seit- 
her unaufhörlich gestiegen. Anfang Dezember 
lagen sie um 50 bis 101 v. H. über den gemein- 
schaftlichen Schwellenpreisen. Trotz der Hoffnung 
auf eine gute Welternte dürfte sich die Reissitua- 
tion auf dem Weltmarkt wohl erst im Herbst 
1974 normalisieren. 

e) Erzeugererlöse 

Im Wirtschaftsjahr 1972/1973 und zu Beginn des 
laufenden Wirtschaftsjahres waren die von den 
Erzeugern für Rohreis erzielten Preise sehr hoch 
und überschritten während des größten Teils des 
Berichtszeitraums den theoretischen Richtpreis 
für Rohreis. Es ist daher nicht verwunderlich, daß 
seit Oktober 1972 kein Reis mehr zur Interven- 
tion angeboten wurde. 
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Calcul du Prix Indicatif du Riz pour la Campagne 1974/1975 
Berechnung des Richtpreises für Reis für das Wirtschaftsjahr 1974/1975 

UC/RE/100 kg 


(rappel) 

1973/1974 


1974/1975 


Prix indicatif du riz decortique ä Duisbourg 


Richtpreis für geschälten Reis in Duisburg 

21,325 

22,178 (+ 4 

Diminution d'une part de la preference EAMA/PTOM • 

Verminderung um einen Teil der Präferenz AASM/ULG 

0,150 

0,150 

Prix indicatif du riz decortique ä Duisbourg sans preference 
EAMA/PTOM 

Richtpreis für geschälten Reis in Duisburg ohne Präferenz AASM/ 
ULG 

21,175 

22,028 

Transport Vercelli - Duisburg 

1,402 

1,402 

Prix du riz decortique ä Vercelli 

Preis für geschälten Reis in Vercelli 

19,773 

20,626 

Conversion de riz decortique en paddy 

Umrechnung von geschältem in Rohreis ^ ' 

15,818 

16,501 

Frais de decorticage par 100 kg de riz paddy 

Schälkosten je 100 kg Rohreis 

1,700 

2,380 

Valeur des sous-produits 

Wert der Nebenerzeugnisse 





Prix indicatif theorique du riz paddy ä Vercelli 

Theoretischer Richtpreis für Rohreis in Vercelli 

14,118 

14,118 

Marge de I 

Spanne von v ‘ * 

0,988 

0,988 

Prix d'intervention du riz paddy ä Vercelli 

Interventionspreis für Rohreis in Vercelli 

13,130 

13,130 


Zucker 

Preise für 1974/1975 

1. Gemäß der Verordnung Nr. 1009/67/EWG u ) über 
die gemeinsame Marktorganisation für Zucker 
(Artikel 2, 3, 4 und 24) hat der Rat auf dem Zuk- 
kersektor für das Zuckerwirtschaftsjahr 1974/ 
1975 festzusetzen: 

— den Richtpreis für Weißzucker, 

den Interventionspreis für das Hauptüberschuß- 
gebiet der Gemeinschaft, 

— den Mindestpreis für Zuckerrüben, 


— die Höchstquote. 

Da die gemeinschaftlichen Bestimmungen vor- 
sehen, daß während der Wintermonate bereits 
Anbau- und Lieferverträge für Zuckerrüben ab- 
geschlossen werden, sollten auch die abgeführ- 
ten Preise, die Garantiemenge und der Höchst- 
betrag der Produktionsabgabe gleichzeitig fest- 
gesetzt werden. 

2. Die folgende Tabelle enthält die obigen Anga- 
ben für die vorangegangenen Wirtschaftsjahre 
und für das Wirtschaftsjahr 1974/1975: 



1968/1969 

bis 

1970/1971 

1971/1972 

1972/1973 

1973/1974 

Vorschlag 

1974/1975 

Richtpreis für Weißzucker (RE/100 kg) 

22,85 

23,80 

24,55 

24,80 

26,29 

Interventionspreis für Weißzucker 
(RE/ 100 kg) 

21,73 

22,61 

23,34 

23,57 

24,98 

Mindestpreis für Zuckerrüben 
(RE/ 100 kg) 

17,00 

17,00 

17,68 

17,86 

18,40 

Höchstquote (v. H.) 

(im Verhältnis zur Grundquote) 

135 

135 

135 

135 

135 


u ) Verordnung Nr. 1009/67/EWG, Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 308 vom 18. Dezember 1967, S. 1, 
zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 174/73, Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 25 
vom 30. Januar 1973, S. 1 
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3. Wie die vorstehende Tabelle zeigt, sind vor 
allem wegen der hohen Überschüsse auf dem 
Zuckermarkt der EWG und der sehr niedrigen 
Weltmarktpreise in den ersten drei Zuckerwirt- 
schaftsjahren (1968/1969 bis 1970/1971) keine 
Preiserhöhungen beschlossen worden. 

Für das Wirtschaftsjahr 1971/1972 wurde die Ver- 
arbeitungsspanne angehoben (+ 8 v. H.); für 
1972/1973 erhöhte man den Mindestpreis für Zuk- 
kerrüben um 4 v. H. und die Verarbeitungsspan- 
ne um 2 v. H.; 1973/1974 wurden die Preise um 
1 v. H. angehoben. 

Für das Zuckerwirtschaftsjahr 1974/1975 wird 
eine Anhebung der Zuckerrübenpreise um 3 v. H. 
und der Zuckerpreise um 6 v. H. vorgeschlagen. 

Da im Zuckerrübenanbau die Produktivität 
außergewöhnlich stark gestiegen ist, dürfte hier 
eine mäßigere Erhöhung der Zuckerrübenpreise 
ausreichen, um der allgemeinen Preis- und Lohn- 
entwicklung Rechnung zu tragen. Darauf weist 
auch die Tatsache hin, daß die Zuckerrübenan- 
baufläche, die seit Inkrafttreten der gemeinsa- 
men Marktorganisation für Zucker weitgehend 
gleichgeblieben war (rund 1,4 Mio ha), 1972/1973 
in fast allen Regionen um etwa 5 v. H. und 1973/ 
1974 nochmals um 7 v. H. zugenommen hat. 


4. Weitere Vorschläge 

In den letzten Zuckerwirtschaftsjahren hat sich ge- 
zeigt, daß interne oder externe Faktoren sich direkt 
auf die Zuckerangebots- und nachfragesituation in 
der Gemeinschaft auswirken können. 

Eine plötzliche und unvorhergesehene Zunahme des 
menschlichen Verbrauchs in der Gemeinschaft und 
unterdurchschnittliche Ernten können gewisse Ver- 
sorgungsschwierigkeiten hervorrufen. Außerdem 
könnte eine stark angespannte Weltmarktsituation 
ebenfalls gewisse Auswirkungen auf den Binnen- 
markt haben. 

Artikel 39 EWGV nennt als Ziele der gemeinsamen 
Agrarpolitik vor allem die Stabilisierung der Märk- 
te sowie die Sicherstellung der Versorgung und der 
Belieferung der Verbraucher zu angemessenen Prei- 
sen. 

Eine besonders wirksame Maßnahme ist in diesem 
Zusammenhang die Einführung einer Mindestlager- 
haltung, die jedem Zuckerhersteller zur Auflage ge- 
macht wird. Unter Berücksichtigung der derzeitigen 
Handhabung der Lagerhaltung scheint es zweckmä- 
ßig, die Höhe dieses Vorrats auf mindestens 10 v. H. 
der Produktion oder der Grundquote festzusetzen, 
wenn letztere unter der Produktion liegt. Die finan- 
ziellen Auswirkungen einer solchen Lagerhaltungs- 
pflicht für die Zuckerhersteller müssen selbstver- 
ständlich ausgeglichen werden. Deshalb wird vor- 
geschlagen, die Produktionsmarge für das Zucker- 
wirtschaftsjahr 1974/1975 um 0,10 Rechnungseinhei- 
ten je Doppelzentner zu erhöhen. 


Die Zielsetzungen eines Mindestvorrats machen ge- 
naue Modalitäten für die Freigabe und den Verkauf 
des gelagerten Zuckers notwendig. 

Schließlich sind einige Abweichungen von der all- 
gemeinen Regel vorzusehen, um nachteilige Aus- 
wirkungen für die betroffenen Zuckerhersteller mög- 
lichst zu vermeiden. 

Olivenöl 

Preise 1974/1975 

1. Auf der Grundlage von Artikel 4 der Verord- 
nung Nr. 136/66/EWG, geändert gemäß dem von der 
Kommission gemeinsam mit diesem Vorschlag vor- 
gelegten Vorschlag, wird jährlich ein Richtpreis für 
Olivenöl festgesetzt. Dieser Preis entspricht dem im 
derzeitigen Artikel 5 derselben Verordnung vorge- 
sehenen Erzeugerrichtpreis. 

Dieser Preis war vom Rat für das Wirtschaftsjahr 
1973/1974 auf 137,17 RE/100 kg festgesetzt worden, 
das sind 10 v. H. mehr als bei dem für das Wirt- 
schaftsjahr 1972/1973 geltenden Preis. 

2. Was die Erzeugereinkommen anbetrifft, so 
rechtfertigt die allgemeine Lage eine Erhöhung die- 
ses Preises für das Wirtschaftsjahr 1974/1975. Wegen 
der besonderen Lage dieser Erzeugung dürfte eine 
Steigerung um 6 v. H. angebracht sein, was einem 
Richtpreis von 145,40 RE/100 kg entspricht. 

3. Da es sich beim Olivenanbau um eine Dauer- 
kultur handelt, hat die vorgeschlagene Höhe des 
Richtpreises keinen Einfluß auf die Erzeugung von 
Oliven und somit auch nicht auf die Erzeugung von 
Olivenöl. 

Wegen der besonderen Merkmale der für dieses Er- 
zeugnis vorgeschlagenen gemeinsamen Marktorga- 
nisation hat die Höhe dieses Preises außerdem kei- 
nen Einfluß auf Angebot und Nachfrage von öl und 
demzufolge auch nicht auf seinen Verbrauch. 

4. Absatz 61 Ziffer 2 des Memorandums über die 
Anpassung der gemeinsamen Agrarpolitik, das die 
Kommission dem Rat am 31. Oktober 1973 übermit- 
telt hat, bringt für den Olivenölsektor wesentliche 
Verbesserungen der geltenden Regelung, insbeson- 
dere bei der Festsetzung der Beihilfe. 

Wegen der bei der Festsetzung des Marktrichtprei- 
ses für Olivenöl kürzlich beobachteten Schwierig- 
keiten und wegen der besonderen Merkmale des 
Gemeinschafts- und Weltmarktes für dieses Erzeug- 
nis sieht sich die Kommission zu der Annahme ver- 
anlaßt, daß die in dem Memorandum vorgesehenen 
Änderungen keine Lösung für alle anstehenden Pro- 
bleme bieten. 

Es gilt insbesondere folgendes: 

a) Die Entwicklung der Preise und des Verbrauchs 
von Olivenöl in der Gemeinschaft im Verlauf 
der letzten Wirtschaftsjahre wirft die Frage auf, 
ob das Ziel der Preisstabilisierung auf dem Markt 
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noch berücksichtigt werden muß. Außerdem hat 
bekanntlich das Fehlen einer Preisstabilisierung 
die regelmäßige Entwicklung des Verbrauchs an- 
derer pflanzlicher öle nicht beeinträchtigt. 

b) Die Festsetzung der Abschöpfungen bereitet 
immer mehr Probleme; dies liegt insbesondere 
an den unzureichenden Angaben infolge der 
Enge des Weltmarktes sowie der Angebotsmerk- 
male. 

c) Die Festsetzung des Marktrichtpreises vor Beginn 
eines jeden Wirtschaftsjahres entsprechend den 
in der geltenden Regelung festgesetzten Grund- 
sätzen wird aus technischen wie auch aus politi- 
schen Gründen immer schwieriger. Für die bei- 
den letzten Wirtschaftsjahre war der Marktricht- 
preis so festgesetzt worden, daß er in keinem 
Verhältnis zu dem auf dem Markt erzielten Preis 
stand. Demnach stellte die Olivenölbeihilfe nicht 
mehr den „Preisausgleich" dar, der dem auf dem 
Markt erzielten Preis hinzugefügt wird und der 
es dem Erzeuger gestatten würde, den Erzeuger- 
richtpreis zu erzielen. 

d) Das Interventionssystem scheint bei Olivenöl 
eine bedeutend geringere Rolle zu spielen als bei 
anderen Erzeugnissen. Dagegen lassen die der- 
zeitige Konjunktur und die voraussichtliche Ent- 
wicklung der Weltlage die Annahme zu, daß der 
Ausgleichsvorrat, der grundsätzlich bereits in der 
jetzigen Marktorganisation vorgesehen ist, je- 
doch bisher keine Anwendung fand, ein wirk- 
sameres Instrument sein könnte, um gleichzeitig 
eine Garantie für die meisten Erzeuger darzu- 
stellen und die regelmäßige Versorgung der Ver- 
braucher zu gewährleisten. 

5. Angesichts dieser Erwägungen enthält dieser 

Vorschlag gegenüber der derzeit geltenden Rege- 
lung folgende Änderungen: 

a) Die Einfuhr von naturreinem Olivenöl erfolgt 
grundsätzlich im freien Verkehr und zollfrei. 

Die Einfuhr von Oliven und Nebenerzeugnissen 
der Olivenölerzeugung erfolgt unter Anwendung 
des in GZT vorgesehenen Zollsatzes. 

Bei raffiniertem Olivenöl wird ein fester Zollsatz 
zum Schutz der Industrie erhoben. Dieser Zoll- 
satz könnte dem derzeit erhobenen festen Teil- 
betrag der Abschöpfung entsprechen. Außerdem 
ist für den Fall, daß raffiniertes Olivenöl auf dem 
Gemeinschaftsmarkt zu einem Preis angeboten 
wird, der zu dem Angebotspreis des Grunder- 
zeugnisses in einem anomalen Verhältnis steht, 
die Möglichkeit vorgesehen, Ausgleichsbeträge 
anzuwenden. Ausgleichsbeträge sind auch in Fäl- 
len vorgesehen, in denen zwischen Angebots- 
preisen für naturreines Olivenöl Unterschiede 
je nach Verpackung oder Aufmachung bestehen. 

b) Ein Richtpreis wird jährlich so festgesetzt, daß die 
Erzeuger ein angemessenes Einkommen erzielen 
können. Wenn der in einem Wirtschaftsjahr auf 

' dem Markt festgestellte Durchschnittspreis unter 


dem für das Wirtschaftsjahr festgesetzten Richt- 
preis liegt, wird nachträglich eine Beihilfe in 
Höhe des Unterschieds zwischen beiden Preisen 
festgesetzt und für die Erzeugung von Olivenöl 
in der Gemeinschaft gewährt. 

c) Es wird ein Ausgleichsvorrat gebildet. Die Inter- 
ventionsstellen sind ermächtigt, zu einem jähr- 
lich festzusetzenden Preis, der nicht über dem 
Richtpreis liegen darf, eine zu bestimmende öl- 
menge zu kaufen. Die Bedingungen für Bildung, 
Verwaltung und Wiederverkauf des Vorrats sind 
vom Rat festzulegen. 

6. Die Kommission behält sich vor, zu gegebener 
Zeit die nach den hier vorgeschlagenen Änderungen 
vorzunehmenden Anpassungen an die in Anwen- 
dung der derzeit geltenden Regelung erlassenen Be- 
stimmungen vorzulegen, insbesondere in bezug auf 
die Handelsregelung zwischen der Gemeinschaft und 
bestimmten Ländern, mit denen sie Assoziierungs- 
oder Handelsabkommen getroffen hat. 

Proteine 

1. Im Memorandum über die Anpassung der ge- 
meinsamen Agrarpolitik führte die Kommission 
unter Punkt 56 die Maßnahmen auf, die sie dem 
Rat zur Entwicklung der Gemeinschaftsproduktion 
proteinhaltiger Erzeugnisse vorschlagen will. Die 
genannten Vorschläge stellen eine erste Gruppe von 
Maßnahmen dar, bei denen die von der Kommission 
im fraglichen Memorandum verfolgten Ziele berück- 
sichtigt werden. Sie sollen durch die übrigen ange- 
kündigten Vorschläge ergänzt werden, an deren 
Ausarbeitung zur Zeit gearbeitet wird und bei de- 
nen einige technische Aspekte noch weitere Über- 
legungen notwendig machen. 

Außer den nachstehend behandelten Vorschlägen 
fällt auch der Vorschlag zur Änderung des Anhangs 
der Verordnung Nr. 2358/71 und die Verordnung 
Nr. 1674/72 zur Ausweitung der im Saatgutsektor 
vorgesehenen Beihilfe auf Pferdebohnensaatgut in 
den Rahmen der Maßnahmen, die die Kommission 
zur Förderung der Gemeinschaftsproduktion protein- 
haltiger Stoffe plant. 

2. Das Memorandum der Kommission über die An- 
passung der gemeinsamen Agrarpolitik sieht unter 
Punkt 56 b) die Ausweitung der zur Zeit für Raps- 
samen und Sonnenblumenkerne geltenden Beihilfe- 
regelung auf Sojabohnen vor. Es wird jedoch aus- 
drücklich gesagt, daß diese Regelung so angepaßt 
werden muß, daß das Einfuhrsystem für Soja unver- 
ändert bleibt. Die Kommission behält sich vor, spä- 
ter Vorschläge zur Verwirklichung dieser Bedingung 
vorzulegen. Andererseits hält die Kommission die 
Ausweitung der Interventionsmaßnahme und Aus- 
fuhrerstattungen, die für die anderen Ölsaaten vor- 
gesehen sind, auf Sojabohnen angesichts der gerin- 
gen Sojagemeinschaftsproduktion (für das erste 
Wirtschaftsjahr sind 4000 Tonnen vorgesehen) nicht 
für notwendig. (Siehe Seite 33). 
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3. Jedes Jahr werden gemäß Verordnung Nr. 136/ 
66/EWG 12 ) ein Richtpreis und ein Grundinterven- 
tionspreis für Raps- und Rübsensamen sowie für 
Sonnenblumenkerne festgelegt. Es wird vorgeschla- 
gen, ab dem Wirtschaftsjahr 1974/1975 einen Richt- 
preis auch für Sojabohnen festzulegen. Die Preise 
gelten für den Vermarktungszeitraum, der entspre- 
chend den nachfolgenden Daten beginnt und endet: 

1. Juli - 30. Juni für Raps- und Rübsensamen 

1. September - 30. August für Sonnenblumenkerne 
1. November -31. Oktober für Sojabohnen. 

Die Daten für Soja werden unter Berücksichtigung 
der Erntezeit für Soja in der Gemeinschaft vorge- 
schlagen. 

Für die Wirtschaftsjahre 1972/1973 und 1973/1974 
waren folgende Preise festgelegt worden: 

RE/ 100 kg 



1972/1973 

1973/1974 

a) 

Raps- und Rübsensamen 




— Richtpreis 

20,85 

21,06 


— Interventionsgrundpreis 

20,25 

20,45 

b) 

Sonnenblumenkerne 




— Richtpreis 

21,06 

21,26 


— Interventionsgrundpreis 

20,45 

20,65 


4. Bei Raps- und Rübsensamen hat sich gezeigt, 
daß die Saaten mit den Eigenschaften der Standard- 
qualität (d.h. 10 v. H. Feuchtigkeit, 2 v. H. Unrein- 
heiten und 42 v. H. öl) sich wegen ihres starken 
Feuchtigkeitsgehaltes schlecht für die Lagerung eig- 
nen, insbesondere in den neuen Mitgliedstaaten. Für 
das Wirtschaftsjahr 1974/1975 ist daher der Feuch- 
tigkeitsgehalt auf 9 v. H. zu senken. Soll sich das 
Einkommen der Erzeuger nicht ändern, so bedeutet 
diese Änderung eine Preiskorrektur von 0,20 RE/ 
100 kg. 

Für das Wirtschaftsjahr 1974/1975 wird eine Erhö- 
hung der Richtpreise und der Interventionsgrund- 
preise für Raps- und Rübsensamen um 3 v. H. vor- 
geschlagen. Diese Erhöhung berücksichtigt die Not- 
wendigkeit, ein gewisses Gleichgewicht zwischen 
dem Rapspreis und den Preisen der in der Frucht- 
folge direkt konkurrierenden Kulturen aufrechtzuer- 
halten (siehe Seite 33). 

5. Die geschätzte Raps- und Rübsenproduktion ist 
von 1 083 000 Tonnen im Jahre 1972/1973 auf 
1 104 200 Tonnen im Jahre 1973/1974 gestiegen. In- 
folge des Beitritts der neuen Mitgliedstaaten dürfte 
die Rapsproduktion im Wirtschaftsjahr 1974/1975 
stark ansteigen, da sich der Rapsanbau in den neuen 
Mitgliedstaaten stark ausweitet. 

Für diese Produktionszunahme dürften wegen der 
derzeitigen außergewöhnlichen Situation für die 
Rohstoffe auf dem Weltmarkt keine Absatzschwie- 
rigkeiten auftreten. Da aber ein eventueller Kon- 
junkturen schwung sich auf die Nachfrage nach 
Rapsverarbeitungserzeugnissen stärker auswirken 


dürfte als auf die Nachfrage nach den übrigen Saa- 
ten, ist es ratsam, die Entwicklung der Erzeugung 
in vernünftigen Grenzen zu halten, weshalb nur 
eine mäßige Erhöhung des Preises für diese Erzeu- 
gung vorgeschlagen wird. 

6. Hinsichtlich der Sonnenblumenkerne wird im 
Rahmen der zur Förderung der Proteinproduktion 
in der Gemeinschaft vorgesehenen Maßnahmen 
unter Punkt 56 des Memorandums über die Anpas- 
sung der gemeinsamen Agrarpolitik die Herstellung 
eines besseren Verhältnisses zwischen den Preisen 
für Raps und Sonnenblumen durch eine relative 
Anhebung der Preise für Sonnenblumenkerne vor- 
gesehen. Zur Berücksichtigung dieses Erfordernisses 
wird eine Anhebung des Richtpreises für Sonnen- 
blumenkerne für das Wirtschaftsjahr 1974/1975 um 
6 v. H. gegenüber dem Vorjahr vorgeschlagen. 

7. Die Sonnenblumenkernproduktion ist von 76 000 
Tonnen im Wirtschaftsjahr 1972/1973 auf 95 000 Ton- 
nen im Wirtschaftsjahr 1973/1974 gestiegen. Wegen 
der Mangellage bei dieser Erzeugung (die Gemein- 
schaft erzeugt 1/7 ihres Bedarfs) sowie der Versor- 
gungsschwierigkeiten auf dem Weltmarkt kann an- 
genommen werden, daß der Absatz der Gemein- 
schaftserzeugung als Folge der vorgeschlagenen 
Preiserhöhung keine Schwierigkeiten bereitet. 

8. Da Erfahrungen über die Produktionskosten für 
Soja in der Gemeinschaft fehlen, erscheint es unter 
Berücksichtigung der normalen Preisrelation zwi- 
schen den verschiedenen Olsaaten auf dem Markt 
wie auch der Notwendigkeit, einen wirtschaftlichen 
Anreiz für die Förderung des Sojaanbaus in der 
Gemeinschaft zu schaffen, angezeigt, den Richtpreis 
für diese Saaten so anzusetzen, daß er zwischen dem 
Preis für Raps und dem für Sonnenblumenkerne 
liegt. 

9. Artikel 1 der Verordnung (EWG) Nr. 1516/71 13 ) 
sieht eine jährliche Beihilfe je ha angebauter und 
abgeernteter Fläche für Baumwollsaaten vor. 

Die Beihilfe wurde für das Wirtschaftsjahr 1972/1973 
auf 80 RE/ha und für das Wirtschaftsjahr 1973/1974 
auf 82 RE/ha festgesetzt. Für das Wirtschaftsjahr 
1974/1975 wird eine Erhöhung der Beihilfe um 2 v. H. 
auf 83,60 RE/ha vorgeschlagen. 

Wegen der besonderen Situation der Gemeinschafts- 
produktion von Baumwollsaaten sowie der günsti- 
gen Preisentwicklung für diese Erzeugnisse dürfte 
die leichte Erhöhung der Beihilfe dazu beitragen, ein 
gewisses Interesse an dieser Kultur aufrechtzuerhal- 
ten, deren Umfang im übrigen nach wie vor sehr 
gering ist. 

10. Hauptinterventionszentren für Ölsaaten und 
dort geltende Interventionspreise 


12 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 172 
vom 30. September 1966, S. 3025/66 

13 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 160 
vom 17. Juli 1971, S. 1 
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a) Raps- und Rübsensamen 

Im Memorandum über die Anpassung der ge- 
meinsamen Agrarpolitik gab die Kommission 
unter Punkt 61 an, daß sie wegen der seit der 
Einführung einer gemeinsamen Marktorganisa- 
tion im Ölsaatensektor aufgetretenen Schwierig- 
keiten beabsichtigt, eine Revision der Regionali- 
sierung der Preise der Raps- und Rübsensamen 
vorzuschlagen, die eine Aufhebung der zusätz- 
lichen Beihilfe für die in Italien verarbeiteten 
Saaten ermöglichen soll. Die Schwierigkeiten, 
die den Ministerrat veranlaßt hatten, eine zu- 
sätzliche Beihilfe für in Italien verarbeitete Raps- 
samen vorzusehen, werden in Dokument KOM 
(71) 130 vom 15. Februar 1971 , Seiten 9 bis 12, dar- 
gelegt. Es wird daran erinnert, daß die zusätz- 
liche Beihilfe für die in Italien verarbeiteten 
Rapssaaten eingeführt worden war, um der italie- 
nischen Industrie die Versorgung mit Gemein- 
schaftssaaten unter den gleichen Bedingungen zu 
ermöglichen, wie den im Norden der Gemein- 
schaft angesiedelten Betrieben. 

Diese Betriebe können aufgrund der Gemein- 
schahspräferenz als Ergebnis der Regionalisie- 
rung und der unterschiedlichen Transportkosten 
im Norden der Gemeinschaft erzeugte Gemein- 
schaltssaaten zu solchen Bedingungen kaufen, 
daß das daraus gewonnene Öl in Italien zu einem 
Preis verkauft werden kann, der unter dem Preis 
liegt, zu dem das Öl in Italien aus Gemeinschafts- 
saaten oder eingeführten Saaten hergcstellt wer- 
den kann. Die aus dieser Situation folgenden 
Schwierigkeiten veranlaßten den Rat, durch die 
Gewährung einer zusätzlichen Beihilfe für die 
am weitesten von den Produktionszonen entfern- 
ten Betriebe das Gleichgewicht zwischen den Be- 
trieben wiederherzustellen. 

Seit dem Wirtschaftsjahr 1 97 i 1 972 war die Kom- 
mission der Ansicht, daß die zusätzliche Beihilfe 
aus prinzipiellen Gründen aufgehoben werden 
sollte, dies aber mit einer Änderung der Regio- 
nalisierung Hand in Eland gehen sollte, die das 
tatsächliche Absatzgebiet der Rapssamen berück- 
sichtigen sollte. Obwohl sich der Rat der Ansicht 
der Kommission bislang nicht anschloß, glaubt 
diese, erneut auf ihrem Standpunkt bestehen zu 
sollen. 

Eine über die Änderung des Richtpreises hinaus- 
gehende Erhöhung der Interventionspreise im 
Norden der Gemeinschaft (vor allem Rotterdam, 
Dünkirchen, Hamburg) dürfte durch die Verrin- 
gerung der Gemeinschaftspräferenz für die in die- 
sen Häfen gelegenen Betriebe die Wiederherstel- 
lung eines gewissen Gleichgewichts zwischen 
den verschiedenen Betrieben ermöglichen. 

Die vorgeschlagene Änderung der Regionalisie- 
rung müßte unter den derzeitigen Marktbedin- 
gungen zu Schwierigkeiten für den Absatz der 
Gemeinschaftsproduktion führen. Deshalb er- 
scheint es nützlich, die Regionalisierung im Sü- 
den Frankreichs so zu ändern, daß der Absatz 


der in den letzten Jahren stark gestiegenen Pro- 
duktion dieser Regionen gewährleistet ist, der 
sonst gefährdet wäre, einmal wegen der Entfer- 
nung zu den Mühlen (Südwesten Frankreichs), 
zum andern weil ohne zusätzliche Beihilfe die 
Kaufkraft der italienischen Betriebe sinkt (Süd- 
osten Frankreichs). 

Ferner hat sich im Verlauf der letzten Wirt- 
schaftsjahre gezeigt, daß für das Funktionieren 
des Systems die Festsetzung einer so großen 
Anzahl von Interventionszentren nicht notwen- 
dig war. Daher erscheint es zweckmäßig, zur 
Vereinfachung ab dein Wirtschaftsjahr 1974/1975 
eine Verringerung der Zahl dieser Zentren vor- 
zunehmen. 

b) Sonnenblumenkerne 

Gleichzeitig mit der Festsetzung der Interven- 
Lionspreise in den Hauptinterventionszentren für 
Rapssamen sind auch für Sonnenblumenkerne die 
Hauptinterventionszentren und die hier gelten- 
den Preise unter Berücksichtigung der für das 
Wirtschaftsjahr 1974 1975 vorgeschlagenen Preis- 
höhe festzusetzen. 

11. Verordnung (EWG) Nr. 1706/73 des Rates legte 
am 26. Juni 1973 die Ausgleichsbeträge fest, die von 
der Beihilfe oder der Ausfuhrerstattung für die in 
Dänemark und im Vereinigten Königreich im Wirt- 
schaftsjahr 1973 1974 geernteten und während dieser 
Zeit unter Kontrolle gestellten oder ausgeführten 
Raps- und Rübsensamen abzuziehen sind. Gemäß 
Artikel 52 der Akte über die Beitrittsbedingungen 
und die Anpassungen der Verträge sind die in Däne- 
mark und Großbritannien für das Wirtschaftsjahr 
1974 1975 geltenden abgeleiteten lnterventions- 
preise anzunähern. 

Um die im Memorandum über die Anpassung der 
gemeinsamen Agrarpolitik vorgesehene und unter 
Punkt 4 erwähnte Aufstellung der neuen Regionali- 
sierung der Preise für Rapssamen vornehmen zu 
können, ist es erforderlich, schon jetzt die für Raps- 
und Rübsensamen in Dänemark und Großbritannien 
geltenden Ausgleichsbeträge festzusetzen. 

12. In Paragraph 56 c) des Memorandums über die 
Anpassung der gemeinsamen Agrarpolitik erklärte 
die Kommission, daß „eine der Maßnahmen zur För- 
derung der Erzeugung eiweißhaltiger Stoffe in der 
Gemeinschaft in einem Anreiz für die Trocknung 
von Futterpflanzen, wie z.B. Luzerne bestehen könn- 
te, um das Angebot dieser Erzeugnisse auf dem 
Markt spürbar zu erhöhen. Hierfür wären Maßnah- 
men zur Senkung der Gestehungskosten der frag- 
lichen Erzeugnisse vorzusehen“. 

Bislang galt für getrocknete Futterpflanzen keiner- 
lei gemeinsame Marktordnung. In der jetzigen 
Situation ist wegen der potentiellen Bedeutung die- 
ser Erzeugnisse für die Tierernährung in der Ge- 
meinschaft und zur Gewährleistung des Gleichge- 
wichts zwischen Angebot und Nachfrage auf dem 
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Gemeinschaftsmarkt dieser Erzeugnisse eine ge- 
meinsame Marktorganisation gerechtfertigt. 

13. Die wichtigsten Grünfuttersorten, die sich zum 
Trocknen eignen, werden in der ganzen Gemein- 
schaft angebaut. Anbautechnisch eignen sich dar- 
über hinaus einige von ihnen, insbesondere Luzerne, 
besonders als erste Pflanze in der Fruchtfolge. Trotz- 
dem ist wegen fehlender Stützungsmaßnahmen die 
Anbaufläche der Hauptgrünfuttersorten in der Ge- 
meinschaft im Laufe der letzten Jahre spürbar zu- 
rückgegangen. So verringerte sich die Anbaufläche 
der Luzerne in der Sechser-Gemeinschaft von 
3 700 000 ha im Jahr 1966 auf 2 700 000 ha im Jahr 
1971. 

Um diese Tendenz aufzuhalten, sollten Maßnahmen 
zur Anregung der Produktion von Trockengrünfut- 
ter getroffen werden, das eine vollständige Verwer- 
tung der Erzeugnisse gewährleistet, sich wegen sei- 
nes geringen Volumens sowohl für den Transport 
wie für die Konservierung während eines verhält- 
nismäßig langen Zeitraums eignet und schließlich 
umfangreich verwenden läßt, da es den Mischfutter- 
mitteln beigegeben werden kann. 

14. Die vorgeschlagenen Maßnahmen betreffen in 
erster Linie die Gewährung einer Beihilfe, die zeit- 
lich befristet und an einige Auflagen gebunden ist. 

Da erst gewisse Erfahrungen gesammelt werden 
müssen, wird vorgeschlagen, die Beihilfe auf sechs 
Jahre zu befristen. Nach dieser Zeit sollte der Rat 
Linier Berücksichtigung auch der Ergebnisse der von 
der Kommission im Memorandum vorgesehenen ge- 
meinsamen Aktion, die Gegenstand späterer Vor- 
schläge sein soll, entscheiden, ob das fragliche Bei- 
hilfe System beibehalten werden soll oder nicht. 

Um zu gewährleisten, daß die Beihilfe auch den 
landwirtschaftlichen Erzeugern zugute kommt, wird 
vorgeschlagen, daß sie nur den Erzeugern von Trok- 
kengut gewährt wird, die mit landwirtschaftlichen 
Erzeugern Verträge abschließen, durch die sie sich 
verpflichten, während drei Jahren eine bestimmte 
Menge Grünfutter abzunehmen. Im Falle von genos- 
senschaftlichen Trockenbetrieben oder Betrieben, die 
ihre eigene Produktion verarbeiten, ist diese Be- 
dingung natürlich gegenstandslos. Beim Abschluß 
der obenerwähnten Verträge erscheint es erforder- 
lich, daß den Trockenguterzeugern der Betrag der 
Beihilfe bekannt ist, den sie während der Dauer 
des Vertrags erhalten. Kennen sie diesen nicht, so 
dürften sie bei Vertragsabschluß Schwierigkeiten 
bei der Festsetzung des Preises haben, den sie dem 
landwirtschaftlichen Erzeuger während des zweiten 
und dritten Jahres des jeweiligen Vertrages zu zah- 
len haben. Deshalb wird vorgeschlagen, daß die 
zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses geltende 
Beihilfe für die gesamte, im Rahmen des betreffen- 
den Vertrages erzeugte Menge Anwendung finden 
kann. 

Außerdem empfiehlt es sich, die Beihilfe auf die 
Trockenguterzeuger zu beschränken, die sich aner- 


kannten Vereinigungen anschließen. Diese Auflage 
dürfte unter anderem die Kontrollen bezüglich des 
Anspruchs auf die Beihilfe erleichtern. 

Um sicherzus teilen, daß die Beihilfe nur für ein Er- 
zeugnis gewährt wird, das tatsächlich zur Deckung 
der Proteinnachfrage in der Gemeinschaft beiträgt, 
ist es ferner angebracht, daß die Gewährung der Bei- 
hilfe auf Erzeugnisse beschränkt wird, die einer Min- 
destqualität entsprechen. 

15. Beim Handel scheint es zunächst notwendig, 
die Möglichkeit der Anwendung einer Sicherheits- 
klausel vorzusehen, die im übrigen in gleicher Weise 
abgefaßt werden kann wie die für die übrigen unter 
eine gemeinsame Marktordnung fallenden Erzeug- 
nisse geltenden Klauseln. Bei Fehlen von Maßnah- 
men, die eine genaue Beobachtung der Handelsent- 
wicklung ermöglichen, kann die praktische Anwen- 
dung der Klausel jedoch auf erhebliche Schwierig- 
keiten stoßen, die ihre Wirksamkeit in Frage stel- 
len. Daher sollte die Möglichkeit vorgesehen wer- 
den, falls die Marktsituation dies rechtfertigt, Ein- 
fuhren von der Ausstellung von Einfuhrlizenzen ab- 
hängig zu machen. 

16. Artikel 4 der Verordnung über die gemeinsame 
Marktorganisation im Trockengrünfuttersektor sieht 
vor, daß die für die in Rede stehenden Erzeugnisse 
vorgesehene Beihilfe unter Berücksichtigung der 
Notwendigkeit festgesetzt wird, eine bessere Ver- 
sorgung der Gemeinschaft mit Trockenfuttermitteln 
sicherzustellen. Deshalb ist es notwendig, daß die 
betreffenden Erzeugnisse gegenüber den anderen 
konkurrierenden proteinhaltigen Erzeugnissen wett- 
bewerbsfähig bleiben. 

In den letzten Jahren hat sich jedoch gezeigt, daß die 
Produktionskosten der Trockenfuttermittel aufgrund 
der spezifischen Charakteristiken dieses Erzeugnis- 
ses erheblich angestiegen sind. Um die gewünschte 
Wettbewerbsfähigkeit zu erhalten und unter Be- 
rücksichtigung der Auswirkung der jüngsten Ent- 
wicklung der Trocknungskosten auf den Preis des 
Endprodukts erscheint es gerechtfertigt, den Betrag 
der Beihilfe auf 6 RE je Tonne getrocknete Luzerne 
festzusetzen. Unter Berücksichtigung des spezifischen 
Wertes des übrigen Trockengrünfutters gegenüber 
der getrockneten Luzerne, vor allem in bezug aut 
den Proteingehalt, erscheint eine Festsetzung des 
Betrags der Beihilfe für diese Futtermittel auf 4 RE 
gerechtfertigt. 

Flachs und Hanf 

1. Nach Artikel 4 der Verordnung (EWG) Nr. 1308/ 
70 14 ) wird für Flachs und Hanf jedes Jahr eine Bei- 
hilfe je Hektar Anbau- und Erntefläche gewährt. 

n ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 146 
vom 4. Juli 1970, S. 1, zuletzt geändert durch die Akte 
über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen 
der Verträge (Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften Nr. L 73 vom 27. März 1972, S. 14) 
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2. Die Beschlüsse des Rates über die Beihilfe für 
die Wirtschaftsjahre 1972/1973 und 1973/1974 sowie 
der Vorschlag der Kommission für das Wirtschafts- 
jahr 1974/1975 (RE/ha) sind in folgender Tabelle 
wiedergegeben: 


1972/73 1973/74 


Flachs 

Ursprüngliche Gemeinschaft 135 150 

Irland — 150 

Vereinigtes Königreich — 70 

Dänemark — 125 


1974/75 

(Vor- 

schläge) 

160 

160 

92 

139 


Leinsaatpreises dürfte sich die bereits 1973 festge- 
stellte Zunahme bei den Anbauflächen verstärkt 
durchsetzen. Angesichts der gemeinschaftlichen Ei- 
weißversorgungslage dürfte der Absatz der Öllein- 
produktion keinerlei Probleme mit sich bringen. 

6. Da die Lage im Hanfsektor mit der Lage im 
Faserleinsektor vergleichbar ist, wenn man von dem 
geringeren Produktionsniveau absieht, dürfte es an- 
gezeigt sein, für dieses Erzeugnis ebenfalls eine 
Erhöhung der Beihilfe um 10 RE/ha vorzuschlagen. 

Saatgut 


Hanf 

Erweiterte Gemeinschaft 115 125 135 

3. Die im Jahre 1972 verzeichnete Verringerung 
der Faserlein- Anbaufläche hat sich auch 1973 fort- 
gesetzt: vorläufigen Angaben zufolge sollen die An- 
bauflächen im Jahre 1973 nur 47 550 ha gegenüber 
52 000 ha im Jahre 1972 und 65 250 ha im Jahre 1971 
umfassen; dies entspricht einer Produktion von 
77 000 Tonnen Fasern im Jahre 1973 gegenüber 
102 300 Tonnen 1972 und 116 600 Tonnen im Jahre 
1971. Diese Gemeinschaftsproduktion von 77 000 
Tonnen reicht zusammen mit den auf 33 000 Tonnen 
geschätzten Drittlandslieferungen nicht aus, um die 
voraussichtliche Nachfrage im Wirtschaftsjahr 1973/ 
1974 in Höhe von 132 000 Tonnen zu decken, wovon 
104 000 Tonnen auf die gemeinschaftliche Verarbei- 
tungsindustrie und 28 000 Tonnen auf die traditionel- 
len Abnehmer der Drittländer entfallen. Das Ge- 
fälle zwischen Nachfrage und Angebot müßte durch 
Vorratsentnahmen ausgeglichen werden. 

Für das Wirtsdiaftsjahr 1974/1975 dürfte ein Ange- 
botsrückgang ausgeschlossen sein. Die Möglichkeit 
einer starken Zunahme der Drittlandslieferungen, 
sowohl global als auch für bestimmte, verhältnis- 
mäßig selten gewordene Qualitäten, ist außerdem 
kaum gegeben; überdies dürfte es schwierig sein, 
noch stärker auf die Vorräte zurückzugreifen, da sie 
schon sehr abgenommen haben. Im Hinblick auf das 
erwünschte Gleichgewicht zwischen Angebot und 
Nachfrage wäre es daher angezeigt, die Gemein- 
schaftsproduktion zu erhöhen. 

4. Die Erhöhung des Preises für Flachsfasern und 
Leinsaat sowie seine voraussichtliche Entwicklung 
dürften einen gewissen Anreiz zur Produktionsstei- 
gerung bieten. Angesichts der Preiserhöhung bei den 
konkurrierenden Agrarerzeugnissen besteht jedoch 
die Gefahr, daß diese Erweiterung der Anbauflä- 
chen nicht ausreicht, um das notwendige Gleichge- 
wicht zwischen Produktion und Absatz zu gewähr- 
leisten. 

Daher erscheint ein stärkerer Produktionsanreiz in 
Form einer Erhöhung der Beihilfe um 10 RE gerecht- 
fertigt. 

5. Mit der Erhöhung der Beihilfe, die auch für Öl- 
lein gilt, aber vor allem auch mit der Erhöhung des 


1. In Artikel 3 der Verordnung (EWG) Nr. 2358/71 
des Rates vom 26. Oktober 1971 zur Errichtung einer 
gemeinsamen Marktorganisation für Saatgut 15 ), die 
am 1. Juli 1972 in Kraft getreten ist, ist die Gewäh- 
rung einer je Doppelzentner festzusetzenden Pro- 
duktionsbeihilfe für die im Anhang zu dieser Ver- 
ordnung genannten Erzeugnisse vorgesehen. Der 
Anhang zur Grundverordnung ist für das zweite 
Wirtschaftsjahr (1973/1974) durch Einbeziehung von 
Saatgut von Faserlein und Glatthafer ergänzt wor- 
den. Diese Änderung war Gegenstand der Verord- 
nung (EWG) Nr. 597/73 des Rates 16 ). 

2. Da es sich bei den meisten unter die Verord- 
nung (EWG) Nr. 2358/71 fallenden Saatgutarten um 
Mehrjahressaaten handelt, ist es noch zu früh, die 
Auswirkungen der für die Wirtschaftsjahre 1972/ 
1973 und 1973/1974 festgesetzten Beihilfen einge- 
hend beurteilen zu können. Die Beihilferegelung 
wird sich erst nach einigen Jahren auswirken. 

Der Saatgutmarkt war durch eine Preissteigerung 
gekennzeichnet. Durch die Erhöhung der Preise für 
das auf der Produktionsstufe mit Saatgut konkurrie- 
rende Getreide wird jedoch das Interesse ge- 
schwächt, das die Erzeuger an einer Umstellung auf 
die Saatgutkultur, die weitaus mehr Pflege und Ar- 
beitskräfte erfordert, haben könnten. Diese Entwick- 
lung hat bereits zu einer Verringerung der Saatgut- 
anbauflächen geführt. 

3. Die Nachfrage nach Futtersaatgut führt zu einer 
Zunahme des Anteils der Anbauer, die ihr Grün- 
land verbessern und bessere Futterpflanzenernten 
erzielen wollen. Angesichts des großen Eiweißman- 
gels in der Gemeinschaft, auf das in dem Memoran- 
dum über die Anpassung der gemeinsamen Agrar- 
politik hingewiesen worden war, hielt die Kommis- 
sion es für notwendig, Ackerbohnen in die Liste der 
Erzeugnisse aufzunehmen, für die eine Beihilfe im 
Saatgutsektor gewährt wird. 

Um das Angebot an zertifiziertem Saatgut zu ge- 
währleisten und keine Verschlechterung bei diesen 
Mehrjahreskulturen herbeizuführen, schlägt die 


ir> ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 246 
vom 5. November 1971, S. 1 

16 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 57 
vom 2. März 1973, S. 3 
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Kommission für das Wirtschaftsjahr 1974/1975 vor, 
das im Wirtschaftsjahr 1973/1974 geltende Niveau 
für Saatgutbeihilfen beizubehalten. In bestimmten 
Fällen wie z. B. bei Faserlein und Futterhülsen- 
früchten hielt sie eine gewisse Erhöhung für gerecht- 
fertigt. 

Wein 

1= Artikel 2 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 
816/70 des Rates vom 28. April 1970 zur Festlegung 
ergänzender Vorschriften für die gemeinsame Markt- 
organisation für Wein bestimmt, daß jährlich vor 


dem 1. August ein Orientierungspreis für jede re- 
präsentative Tafelweinart der Gemeinschaftserzeu- 
gung festgesetzt wird. 

Artikel 2 Absatz 2 der genannten Verordnung sieht 
vor, daß der Orientierungspreis auf der Grundlage 
des Mittels der Preise festgesetzt wird, die in den 
beiden Weinwirtschaftsjahren vor dem Zeitpunkt 
der Festsetzung für die betreffende Weinart festge- 
stellt worden sind, und daß dabei auch die Preisent- 
wicklung während des laufenden Weinwirtschafts- 
jahres zugrunde gelegt wird. 


Entwicklung der Weinpreise in der EWG (Grundlage: Mitteilungen der Mitgliedstaaten 

gemäß Verordnung (EWG) Nr. 1020/70) 



| R I in RE 
je Grad 

J und hl J 

R II in RE 
je Grad 
und hl 

! R III in RE 
| J e hl 

A I in RE 
je Grad 
und hl 

A II in RE 
je hl 

A III 
in RE 
je hl 

W i rtschaf ts j ahr 

1972/1973 

1,242 

1,224 

22,37 

1,241 

34,69 

40,96 

Wirtschaftsjahr 

1971/1972 

1,715 

1,929 

_ 

1,704 

40,00 


Wirtschaftsjahr 

1973/1974 

1,756 

2,207 

19,39 

1,704 

23,22 

37,90 


2. Die im Wirtschaftsjahr 1972/1973 sowie im lau- 
fenden Wirtschaftsjahr festgestellten Preise lagen 
in der Regel über den Preisen im Wirtschaftsjahr 
1971/1972. Der im Wirtschaftsjahr 1972/1973, insbe- 
sondere gegen Ende, sowie in den ersten Monaten 
des Wirtschaftsjahres 1973/1974 zu verzeichnende 
sehr bedeutende Preisauftrieb ist auf die schlechte 
Ernte im Jahre 1972 zurückzuführen. Wegen dieser 
Situation wurden im Wirtschaftsjahr 1972/1973 sowie 
in den ersten beiden Monaten des Wirtschaftsjahres 
1973/1974 keinerlei Marktstützungsmaßnahmen an- 
gewandt. Unter Zugrundelegung der in der Verord- 
nung (EWG) Nr. 816/70 festgelegten Regeln sowie 
unter Berücksichtigung der allgemeinen Wirtschafts- 
entwicklung seit der letzten Festsetzung der Orien- 
tierungspreise, der gestiegenen Produktionskosten 
und der Bedeutung, die der Weinpreis für die Ein- 
kommen eines großen Teils der Landwirte in be- 
stimmten Gebieten der Gemeinschaft hat, hält die 
Kommission eine allgemeine Erhöhung der Orien- 
tierungspreise für Tafelwein um 6 v. H. für gerecht- 
fertigt. 

Rohtabak 

1 . Die gemeinsame Marktorganisation für Rohtabak 
schreibt in Artikel 2 der Grundverordnung (Verord- 
nung (EWG) Nr. 727/70 des Rates vom 21. April 
1970 17 ) vor, daß die Ziel- und Interventionspreise für 
Tabakblätter jährlich vor dem 1. August für alle 
Tabaksorten der Gemeinschaftserzeugung festgesetzt 
werden müssen, 

2. Von 1970, dem Zeitpunkt des Inkrafttretens der 
gemeinsamen Marktordnung, bis 1973 sind die für 
Tabakblätter erzielten Preise im Durchschnitt um 
etwa 6 v. H. gestiegen. 


Gleichzeitig ist bei den Tabakanbauflächen und bei 
der Erzeugung im großen und ganzen keine nennens- 
werte Änderung eingetreten; sie bleiben unter dem 
früheren Umfang im Rahmen nationaler Marktord- 
nungen. Bei ganz bestimmten Sorten sind jedoch 
gewisse Änderungen festzustellen, wobei die Pro- 
duktionssteigerung der einen Sorten zum Teil den 
Rückgang der anderen ausgleicht. Ursache dieser 
Entwicklung ist die Anpassung an die Nachfrage. 

Die Kommission stellt eine wesentliche Verbesse- 
rung des Absatzes der Ernte 1972 fest; die Ausfuh- 
ren und ganz besonders der innergemeinschaftliche 
Handel haben deutlich zugenommen. 

Daher dürften die Ankäufe der Interventionsstelle 
trotz der für die Ernte 1971 gegenüber der Ernte 
1970 festgestellten Erhöhung der aufgekauften Men- 
gen für die Ernte 1972 erheblich zurückgehen. 

Da es sich bei Tabak um eine arbeitsintensive An- 
bauart handelt, ist darauf hinzuweisen, daß im Laufe 
der Jahre 1972 und 1973 die Lohnkosten innerhalb 
der Gemeinschaft beträchtlich gestiegen sind. 

3. Daher schlägt die Kommission vor, den Zielpreis 
um etwa 6 v. H. zu erhöhen. Die Anwendung der 
festgesetzten Durchschnittserhöhung auf die einzel- 
nen Sorten bereitet jedoch wegen der Preisunter- 
schiede zwischen Sorten des gleichen großen Typs 
(beispielsweise schwarzer luftgetrockneter Tabak) 
gewisse Schwierigkeiten. Es ist festzustellen, daß 
die Anwendung einer prozentual gleichen Erhöhung 

17 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 94 
vom 28. April 1970, S. 1 
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auf die verschiedenen Sorten den absoluten Unter- 
schied zwischen den Preisen erhöht und zu Verzer- 
rungen führen könnte, die die Verwaltung des Mark- 
tes stören würden. Um diese Nachteile für die der- 
zeitige Ernte zu vermeiden, schlägt die Kommission 
vor, auf eine besondere Form der Erhöhung zurück- 
zugreifen, und zwar: 

— für Sorten, deren Absatz problemlos ist, eine Er- 
höhung von 0,125 RE/ 100 kg, was eine Durch- 
schnittserhöhung von 8 v. H. darstellt, so daß sich 
relative Erhöhungen von 5,5 bis 11 v. H. je nach 
Sorte ergeben; 

— für Sorten, die auf Absatzschwierigkeiten gesto- 
ßen sind, eine Erhöhung um 0,50 RE/100 kg, was 
eine Durchschnittserhöhung von 3 v. H. darstellt, 
so daß sich relative Erhöhungen von 2,3 bis 5,5 
v. H. je nach Sorte ergeben. 

Im Sonderfall des Spezialtabaks für Zigarren, dessen 
Zielpreis gegenwärtig bei 9,706 RE/kg liegt und auf 
den die vorangegangenen Überlegungen nicht zu- 
treffen, wird eine Erhöhung von 6 v. H. vorgeschla- 
gen. 

4. Dieser Vorschlag enthält außerdem die Festset- 
zung der Interventionspreise für Tabakblätter, die 
gemäß der Grundverordnung bei 90 v. H. des ent- 
sprechenden Zielpreises liegen. 

Ihre Vorschläge für die Festsetzung der Prämien und 
abgeleiteten Interventionspreise legt die Kommis- 
sion gleichzeitig mit ihren Vorschlägen für die Ziel- 
und Interventionspreise für Tabakblätter vor. 

5. Es ist daran zu erinnern, daß der Prämienbetrag 
von folgenden drei Faktoren abhängt: Höhe der 
Zielpreise, Kosten der ersten Bearbeitung und der 
Aufbereitung, Niveau des üblichen Selbstkosten- 
preises der eingeführten Tabakballen. 

Zu diesen drei einzelnen Faktoren stellt die Kom- 
mission folgende Richtlinien auf: 

a) Erhöhung des Zielpreises für Tabakblätter von 
durchschnittlich 6 v. H. wie oben angegeben; 

b) In bezug auf die Kosten der ersten Bearbeitung 
und der Aufbereitung war die Kommission nicht 
in der Lage, eine gültige Entscheidung im Sinne 
von Artikel 4 Absatz 2 der Grundverordnung zu 
treffen, wonach die zu berücksichtigenden Ko- 
sten den Kosten gut geführter, in der Gemein- 


schaft ansässiger Unternehmen für erste Bearbei- 
tung und Aufarbeitung von Tabak entsprechen. 
Die Studie, die der Rat 1972 bei der Kommission 
angefordert hatte, ist noch nicht abgeschlossen. 

Daher schlägt die Kommission insbesondere unter 
Berücksichtigung der durchschnittlichen Lohnstei- 
gerungen in der Gemeinschaft eine durchgängige 
Erhöhung von 5 v. H. vor, die nach folgendem 
Verfahren anzuwenden ist: 

— um nicht die Sorten mit den niedrigsten Ver- 
arbeitungskosten zu benachteiligen, wird vor- 
geschlagen, bei der durchgängigen Erhöhung 
von 5 v. H. einen Mindestbetrag von 0,020 RE 
je kg anzuwenden; 

— für die beiden Sorten, deren im Jahre 1970 
festgesetzte Kosten offensichtlich von den für 
andere, unter den gleichen wirtschaftlichen 
Bedingungen angebaute und verarbeitete Sor- 
ten festgelegten Kosten abweichen, wird eine 
größere Pauschalerhöhung vorgeschlagen. 

c) Es sei daran erinnert, daß die Wahl des üblichen 
Selbstkostenpreises das andere Element ist, durch 
das die Berechnung für die Festsetzung der Prä- 
mie ermöglicht wird, damit der Betrag, mit dem 
der Preis des einheimischen Tabaks auf das fest- 
gesetzte Niveau gebracht wird, die Verwirk- 
lichung des Zielpreises und den Absatz des in 
der Gemeinschaft erzeugten Tabaks unter den 
günstigen Voraussetzungen gewährleisten kann. 

Die Kommission hat eine spürbare Entwicklung 
der Weltmarktpreise im Jahre 1973 festgestellt. 
Obgleich die Erhöhung der Zielpreise und der 
Verarbeitungskosten zu einer entsprechenden Er- 
höhung der Prämie führen müßte, ist daher die 
Kommission der Auffassung, daß die mit der Prä- 
mie verbundenen Zielsetzungen erreicht werden 
können, indem ihr Betrag weiter auf dem Vor- 
jahresstand beibehalten wird. 

6. Die Elemente der Festsetzung der abgeleiteten 
Interventionspreise sind Bestandteil der Elemente 
für die Festsetzung der Prämien, da folgerichtig und 
gemäß der Grundverordnung der abgeleitete Inter- 
ventionspreis dem Interventionspreis für die Tabak- 
blätter entspricht zuzüglich der gleichen Kosten der 
ersten Bearbeitung und der Aufbereitung wie für die 
Festsetzung der Prämie und unter Berücksichtigung 
des gleichen Schwundes bei der Verarbeitung. Diese 
Festsetzung gilt nur für die italienischen und deut- 
schen Sorten. 
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TABAC BRUT: Elements de calcul de prix proposes pour le tabac en feuilles de la recolte 1974 
ROHTABAK: Berechnungselemente der für die Tabakblätter der Ernte 1973 vorgeschlagenen Preise 


N° 

Nr. 

Varietes 

Sorten 


Production 
Erzeugung 
1000 t 72 

Prix d'obj. 73 
Zielpreis 

Prix 
d'int. 73 
Interv. 
preis 

augment. 
Erhöhung 
UC/'kg v. H. 74/73 

Prix d'obj. 74 
Zielpreis 

Prix 
d'int. 74 




1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 




Dark Air Cured 





1 

Badischer 

Geudertheimer 

(D) 

6,040 

1,914 

1,723 

0,125 

6,53 

2,039 

1,835 

4 

Paraguay, 

Dragon vert 

(F) 

47,780 

1,497 

1,347 

0,125 

8,35 

1,622 

1,460 

5 

Nijkerk 

(F) 

270 

1,582 

1,424 

0,125 

7,90 

1,707 

1,536 

7 

Misionero 

(F) 

160 

1,371 

1,234 

0,125 

9,12 

1,496 

1,346 

8 

Philippin, 
petit Grammont 

(B) 

2,061 

1,112 

1,001 

0,125 

11,24 

1,237 

1,113 

9 

Semois, 

Appelterre 

(B) 

165 

1,331 

1,198 

0,125 

9,39 

1,456 

1,310 

13 

Nostrano del 
Brenta 

(I) 

1,951 

1,483 

1,335 

0,050 

3,37 

1,533 

1,380 

14 

Beneventano 

(I) 

3,887 

1,178 

1,060 

0,050 

4,24 

1,228 

1,105 

19 

Brasile 

Selvaggio 

(I) 

10 

0,907 

0,816 

0,050 

5,51 

0,957 

0,861 


Insgesamt 


62,324 

— 

— 









Fire cured 






12 

Kentucky 

(I) 

7,884 

1,505 

1,355 

0,125 

8,31 

1,630 

1,467 




Light Air Cured 





2 

Bad. Burley E 

(D) 

3,968 

2,312 

2,081 

0,125 

5,41 

2,437 

2,193 

6 

Burley (BB) 

(F) 

930 

1,790 

1,611 

0,125 

6,98 

1,915 

1,724 

11a 

Burley I 

(I) 

36,831 

1,454 

1,309 

0,050 

3,44 

1,504 

1,354 

11b 

Maryland 

(I) 

378 

1,554 

1,399 

0,125 

8,04 

1,679 

1,511 


Insgesamt 


42,107 

— 

— 









Flue Cured 






3 

Virgin SCR 

! (D) 

561 

2,177 

1,959 

0,125 i 

5,74 

2,302 | 

2,072 

10 

Bright 

i (I) 

6,108 

1,813 

1,632 

0,125 , 

6,89 

1,938 

1,744 


Total 

L 

6,669 

- 

— 

i i 


i 






Sun cured 






15 

Xanti-Yakä 

(i) 

4,688 

2,168 

1,951 

0,050 

2,31 

2,218 

1,996 

16 

Perustitza 

(i) 

4,960 

2,051 

1,846 

0,050 

2,44 

2,101 

1,891 

17 

Erzegovina 

(i) 

10,125 

1,837 

1,653 

: 0,050 

2,72 

1,887 

1,698 


Total 


19,773 

— 

— 






Tabacs speciaux pour cigares 



Spezialtabak für Zigarren 


18 

Round Tip 

(i) 

505 

9,706 

8,735 

0,582 

6,00 

10,288 

9,259 


Insgesamt 


139,262 

. — 
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Obst und Gemüse 

1. Nach Artikel 16 der Verordnung (EWG) Nr. 1035/ 
72, geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 2454/ 
72, wird die Kommission aufgefordert, für die in An- 
hang II dieser Verordnung genannten Erzeugnisse 
einen Grundpreis und einen Ankaufspreis vorzu- 
schlagen. 

2. Für das Wirtschaftsjahr 1972/1973 betrug die 
durchschnittliche Erhöhung der Interventionspreise 
im Vergleich zum Wirtschaftsjahr 1971/1972 rund 
5 v. H. 

Für das Wirtschaftsjahr 1973/1974 wurden die Grund- 
preise und die Ankaufspreise so festgesetzt, daß die 
den Erzeugern gezahlten Preise bei einer Rücknahme 
vom Markt im Vergleich zum Wirtschaftsjahr 1972/ 
1973 um 7,5 v. H. erhöht werden; eine Ausnahme 
bilden Birnen, für die die Eröffnung nur 5 v. H. be- 
trug. 

3. Für das Wirtschaftsjahr 1974/1975 schlägt die 
Kommission für sämtliche Erzeugnisse eine Erhö- 
hung der den Erzeugern bei Interventionen tatsäch- 
lich gezahlten Preise um 6 v. H. vor, außer für Bir- 
nen, für die sie auf 3 v. H. begrenzt wird. 

Für Birnen ist der Prozentsatz der Erhöhung der bei 
Interventionen den Erzeugern gezahlten Preise ge- 
ringer als für die übrigen Erzeugnisse, da die im 
Laufe der letzten Wirtschaftsjahre in der Gemein- 
schaft durchgeführten Rodungen von Birnbäumen es 
nicht ermöglichen, die bei diesem Erzeugnis beste- 
henden strukturellen Überschüsse vollständig abzu- 
bauen. 

4. Die Erhöhung der den Erzeugern tatsächlich ge- 
zahlten Interventionspreise wurde wie folgt durch- 
geführt: 

a) Für Erzeugnisse, deren durchschnittlicher Grund- 
preis sich seit 1968/1969 praktisch nicht erhöht 
hat, wurde der Grundpreis stärker erhöht als 
der Ankaufspreis. Für diese Erzeugnisse erfolgte 
eine erste Erhöhung der Grundpreise bereits für 
das Wirtschaftsjahr 1973/1974; da sich diese je- 
doch als ungenügend erwies, wird vorgeschlagen, 
sie für das Wirtschaftsjahr 1974/1975 fortzuset- 
zen. 

So wurden für Blumenkohl, Äpfel und Birnen die 
vorgeschlagenen Grund- und Ankaufspreise 
durch Anwendung folgender Prozentsätze auf die 
für das Wirtschaftsjahr 1973/1974 geltenden 
Preise ermittelt: 


Erzeugnis 

Grundpreis 

Ankaufspreis 

Blumenkohl 

8 v.H. 

5,2 v.H. 

Äpfel 

8,1 v.H. 

5,4 v. H. 

Birnen 

7,3 v. H. 

2,0 v. H. 


b) Für Zitronen, bei denen die für das Wirtschafts- 
jahr 1973/1974 geltenden Ankaufspreise im Ver- 
gleich zu den Grundpreisen unter der unteren 
Grenze des in Artikel 16 Absatz 3 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 1035/72 vorgesehenen gegabel- 
ten Tarifs liegt, wurden die vorgeschlagenen 
Preise durch Anwendung einer geringeren Erhö- 
hung des Grundpreises (+ 0,5 v. H.) als des An- 
kaufspreises (4- 7,1 v. H.) berechnet, damit letz- 
terer innerhalb des gegabelten Tarifs bleibt. 

c) Für die übrigen Erzeugnisse wurden die vorge- 
schlagenen Preise durch die Anwendung einer 
Erhöhung ermittelt, die für Grundpreise und An- 
kaufspreise im wesentlichen dieselbe ist (rund 
6 v. H.). 

5. Für alle Erzeugnisse liegen daher die Ankaufs- 
preise innerhalb des in Artikel 16 Absatz 3 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 1035/72 genannten gegabelten 
Tarifs. 

Eine solche Lage wird, obgleich sie den Erzeugern bei 
Marktstörungen einen zu starken Einkommensver- 
lust erspart, in der Gemeinschaft nicht zur Bildung 
struktureller Überschüsse führen, da die Interven- 
tionspreise sehr stark unter den normalen Markt- 
preise liegen, nämlich zwischen 40 und 70 v. H. je 
nach Erzeugnis. 

Milch 

1. Im Rahmen der gemeinsamen Marktorganisation 
für Milch und Milcherzeugnisse hat der Rat jährlich 
für das folgende Milchwirtschaftsjahr folgendes fest- 
zusetzen: 

— einen Richtpreis für Milch, 

— Interventionspreise für Butter, Magermilchpulver 
und für die Käsesorten Grana Padano und Par- 
migiano-Reggiano, 

— Schwellenpreise, 

— Beihilfen für Magermilch und Magermilchpulver 
zu Futterzwecken. 

2. In Punkt 32 ihres Memorandums über die An- 
passung der gemeinsamen Agrarpolitik schlug die 
Kommission verschiedene Maßnahmen für den 
Milchsektor vor. Infolge dieser Maßnahmen müssen 
ebenfalls in den Vorschlägen enthaltene Änderungen 
an verschiedenen Verordnungen vorgenommen wer- 
den. 

3. Für das Milchwirtschaftsjahr 1973/1974 erhöhte 
der Rat den Richtpreis für Milch um 5,5 v. H. von 
11,77 auf 12,42 RE je 100 kg. 1973 war die Milch- 
erzeugung in der Gemeinschaft wiederum um über 
8 Millionen Tonnen höher als der Verbrauch zu 
Marktpreisen. In Übereinstimmung mit den Grund- 
sätzen in Punkt 30 ihres Memorandums über die 

i«) S. 62 bis 68 des Dok. KOM(73) 1850 endg. Anhang 
Teil II Tabellen II B/ll.l bis B 11.15 Teil III 
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Anpassung der gemeinsamen Agrarpolitik schlägt 
die Kommission eine 4-prozentige Erhöhung des 
Richtpreises für Milch im Milchwirtschaftsjahr 1974/ 
1975 von 12,42 RE je 100 kg auf 12,92 RE je 100 kg 
vor. 

4. In Punkt 32 ihres Memorandums hält die Kom- 
mission es zur Verbesserung der Milchmarktbilanz 
für angeraten, das Verhältnis zwischen dem Wert 
der Magermilch und dem des Milchfetts von gegen- 
wärtig 42 : 58 auf 50 : 50 zu verändern. Wie vorge- 
schlagen wird, soll eine erste Angleichung zu Beginn 
des Milchwirtschaftsjahres 1974/1975 durch Ände- 
rung des Wertverhältnisses zwischen Magermilch 
und Milchfett auf etwa 48 : 52 vorgenommen wer- 
den. Die Kommission schlägt daher eine Anpassung 
der Interventionspreise an das neue Wertverhältnis 
und folgende Anhebung des Richtpreises vor: 

Magermilchpulver 76,35 RE je 100 kg 

Butter 164,40 RE je 100 kg 

5. Zur Erleichterung einer künftigen Preisanglei- 
chung in Mitgliedstaaten, die aufgewertet haben 
(Benelux und Deutschland), setzte der Rat einen 
Ausgleichsbetrag von 2 RE je 100 kg Magermilch- 
pulver für das Milchwirtschaftsjahr 1973/1974 in den 
genannten Staaten fest. Da die Gründe für die Ein- 
führung dieses Ausgleichsbetrags weiterhin beste- 
hen, wird vorgeschlagen, diese Maßnahme auch für 
das Milchwirtschaftsjahr 1974/1975 beizubehalten. 

6. Seit dem 1. Februar 1973 findet der gemeinsame 
Interventionspreis für Magermilchpulver in den 
neuen Mitgliedstaaten Anwendung. Gemäß Artikel 
52 Absatz 2 Buchstabe a) der Beitrittsakte würden 
sich die Interventionspreise für Butter im Milchwirt- 
schaftsjahr 1974/1975 auf folgende Beträge belau- 
fen: 

RE je 100 kg 

Dänemark 172,40 

Irland 163,40 

Vereinigtes Königreich 106,62 

Der für Dänemark festgesetzte Preis darf nicht über 
den für die Gemeinschaft vorgeschlagenen Preis hin- 
ausgehen. Auf Irland kann Artikel 53 der Beitritts- 
akte angewendet werden. Es wird daher vorgeschla- 
gen, daß für Dänemark und Irland der gemeinsame 
Preis (164,40 RE) gilt. Demnach würden für diese bei- 
den Mitgliedstaaten künftig sogenannte Beitrittsaus- 
gleichsbeträge fortfallen. Auf das Vereinigte König- 
reich findet Artikel 52 Absatz 2 Buchstabe a) der 
Beitrittsakte entsprechende Anwendung; der errech- 
nete Preis (106,62 RE) kann bei Senkung des gemein- 
samen Preises für das Milchwirtschaftsjahr 1974/1975 
entsprechend herabgesetzt werden. Die Anwendung 
von Artikel 52 Absatz 3 der Beitrittsakte bei der 
Festsetzung der Preise für das Milchwirtschaftsjahr 
1973/1974 ist zu berücksichtigen. 


7. Zusammenfassend wird vorgeschlagen, den 
Richtpreis und die Interventionspreise für das Milch- 
wirtschaftsjahr 1974/1975 wie folgt festzusetzen: 

(in RE je 100 kg) 


a) Richtpreis für Milch 12,92 

b) Interventionspreise: 

Butter: 

- im Vereinigten Königreich 99,58 

— in den anderen Mitgliedstaaten 164,40 

Magermilchpulver 76,35 19 ) 

Grana Padano: 

— mit einem Alter von 

30 bis 60 Tagen 166,75 

Warenpartien mit einem Alter von 
durchschnittlich 6 Monaten 207,65 

8. Die Kommission schlägt dem Rat vor, die Schwel- 


lenpreise dem geänderten Wertverhältnis Mager- 
milch/Milchfett und dem höheren Richtpreis anzu- 
passen. 

9. Gemäß Artikel 8 der Verordnung (EWG) Nr. 
823/68 des Rates ist die Abschöpfung für die Käse- 
sorten Tilsiter und Butterkäse der Tarifstelle Nr. 
04.04 E I b) 2, für Kashkaval der Tarifstelle Nr. 04.04 
E I b) 3 sowie für Schaf- oder Büffelkäse der Tarif- 
stelle Nr. 04.04 E I b) 4 des Gemeinsamen Zolltarifs 
in den Fällen zu berechnen, in denen festgestellt 
wurde, daß die Preise bei der Einfuhr dieser Käse- 
sorten in die Gemeinschaft nicht niedriger sind als 
ein bestimmter Mindestpreis. Bei Steigen des Prei- 
ses in der Gemeinschaft und Erhöhung des Welt- 
marktpreises für Käse kann die Gemeinschaft den 
Mindestpreis anheben und die Abschöpfung entspre- 
chend vermindern. 

Anhang II zur Verordnung (EWG) Nr. 823/68 sieht 
vor, daß die Einfuhr in die Gemeinschaft von Käse 
der Sorten Emmentaler, Greyerzer, Sbrinz, Bergkäse 
und Appenzeller der Tarifstelle Nr. 04.04 A 1 des 
Gemeinsamen Zolltarifs bestimmten Bedingungen 
unterliegt. Hierzu gehört insbesondere der Frei- 
Grenze-Wert der Gemeinschaft, der einzuhalten ist. 
Nach der Erhöhung des Richtpreises für Milch muß 
der Frei-Grenze-Wert überprüft werden. 

10. Als Teil der technischeen Verbesserung der ge- 
meinsamen Marktorganisation für Milch und Milch- 
erzeugnisse würde nach Auffassung der Kommis- 
sion eine Änderung des Verfahrens zur Festsetzung 
der Beihilfe für Magermilch und Magermilchpulver 
für Futterzwecke eine elastischere und effizien- 
tere Verwaltung dieses Sektors gewährleisten. Für 
die Festsetzung der Beihilfen im Milchsektor sollte 


19 ) Wie bereits in diesen Vorschlägen unter Punkt 5 vor- 
geschlagen wurde, wird angenommen, daß der Aus- 
gleichsbetrag von 2 RE je 100 kg für die Beneluxlän- 
der und Deutschland gebilligt wird. 


27 



Drucksache 7/1647 


Deutscher Bundestag - 7. Wahlperiode 


daher das gleiche Verfahren wie beispielsweise bei 
Beihilfen für die private Lagerhaltung von Butter 
und für zu Kasein verarbeitete Magermilch einge- 
führt werden. Die ' Kommission schlägt daher eine 
Änderung von Artikel 10 der Verordnung (EWG) 
Nr. 804/68 vor. 

Auch bei der Festsetzung von Beihilfen sollte dies 
nach Vorschlag der Kommission maßgebend sein. 
Dies bedeutet, daß die Verordnung (EWG) Nr. 986/ 
68 zur Festlegung der Grundregeln für die Gewäh- 
rung von Beihilfen für Magermilch und Magermilch- 
pulver für Futterzwecke zu ändern wäre. 

11. Bei Festsetzung der Beihilfen für Magermilch 
gemäß Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe b) der Verord- 
nung (EWG) Nr. 986/68 würde die Kommission da- 
von ausgehen, daß Stützungsmaßnahmen für Land- 
butter einzuschränken sind, 

12. Die Kommission schlägt eine Änderung der 
Verordnung (EWG) Nr. 804/68 vor, damit die unter 
Punkt 32.1 ihres Memorandums genannte Produk- 
tionsabgabe erhoben werden kann. In Anbetracht 
der Aussprache über das Kornmissionsmemorandum 
im Rat schlägt die Kommission in diesem Zusam- 
menhang keine Abgabefreiheit für die ersten abge- 
lieferten 10 000 Liter vor, dagegen würde die Ab- 
gabe 1 v. H. des Richtpreises und nicht, wie im 
Memorandum angegeben, 2 v. H. betragen. Die 
Rechtsgrundlage für die Erhebung einer derartigen 
Produktionsabgabe unter vom Rat festzusetzenden 
Bedingungen könnte durch die Einführung eines Ar- 
tikels 5 b un!or dem Titel „Preisregelung" in der 
Verordnung (EWG) Nr. 804/68 geschaffen werden. 

13. Die Kommission unterbreitet dem Rat ferner 
einen Vorschlag für eine Verordnung zur Festlegung 
der Grundregeln für die Erhebung einer Produk- 
tionsabgabe im Milchsektor. Hierin sind die Moda- 
litäten für die Einführung oder Aussetzung der Pro- 
duktionsabgabe festgelegt. 

i) Die in einem bestimmten Bezugszeitraum von 
den Investitionsstellen aufgekaufte Buttermenge 
wird bei der Einführung der Produktionsabgabe 
zugrunde gelegt. Es wird vorgeschlagen, daß eine 
Produktionsabgabe von 1 v. H. des Richtpreises 
eingeführt werden sollte, wenn die von den Inter- 
ventionsstellen in den vorangegangenen 12 Mo- 
naten (Bezugszeitraum) aufgekaufte Buttermenge 
mehr als 300 000 t beträgt. 

ii) Es wird jedoch vorgeschlagen, daß der Rat auf 
Grund eines Vorschlags der Kommission die 
Möglichkeit haben sollte, die Erhebung der Pro- 
duktionsabgabe je nach Höhe der Vorräte in be- 
stimmten Zeitabständen während des Milchwirt- 
schaftsjahres und unter Berücksichtigung der all- 
gemeinen Lage auf dem Milchmarkt der Gemein- 
schaft auszusetzen oder zu verfügen. 

14. Verkaufen Molkereien über 15 v. H. ihrer eige- 
nen Erzeugung an Butter und Magermilchpulver an 


Interventionsstellen, so würde eine zusätzliche, als 
Prozentsatz der Interventionspreise ausgedrückte 
Abgabe erhoben. Diese zusätzliche Abgabe würde 
auf den gleichen Betrag festgesetzt wie die Produk- 
tionsabgabe für an Molkereien gelieferte Milch. 

Zur leichteren Überwachung dieser Maßnahme 
schlägt die Kommission vor, Verordnung (EWG) Nr. 
985/68 zur Festlegung der Grundregeln für die Inter- 
ventionen auf dem Markt für Butter und Rahm und 
Verordnung (EWG) Nr. 1014/68 zur Festlegung der 
Grundregeln für die öffentliche Lagerhaltung von 
Magermilchpulver zu ändern. Auf Grund dieser Än- 
derungen könnten die Erzeuger von Butter und Ma- 
germilchpulver ihre eigenen Erzeugnisse nur an die 
Interventionsstelle in ihrem eigenen Mitgliedstaat 
verkaufen. 

15. Die Kommission schlägt vor, das Aufkommen 
aus dieser Abgabe nach Anhörung der betreffenden 
Wirtschaftskreise für Maßnahmen zur Förderung 
des Absatzes von Milcherzeugnissen, insbesondere 
bei Überschuß, auf dem Binnenmarkt zu verwenden. 

16. Im Zusammenhang mit dem zweiten Kriterium 
für die Abgabeerhebung (13. ii) schlägt die Kom- 
mission vor, die Abgabe noch nicht mit Anlaufen 
des Milchwirtschaftsjahres 1974/1975 zu erheben. 
Die Kommission wird die Lage noch einmal während 
des Wirtschaftsjahres zu prüfen und dem Rat erfor- 
derlichenfalls einen Vorschlag zur Einführung der 
Abgabe ab 1. Oktober 1974 unterbreiten. 

17. Als erste Etappe der Anwendung von Punkt 
32.3 ihres Memorandums schlägt die Kommission 
dem Rat die ausschließliche Verwendung von Milch- 
fett für sämtliche Milcherzeugnisse vor. Dies erfor- 
dert eine Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 804 
68 durch Hinzufügung eines Artikels 27 a. 

18. Die Kommission schlägt auf Grund der vorste- 
henden Ausführungen folgende Verordnungen vor: 

1. Verordnung zur Änderung der Verordnung 
(EWG) Nr. 804/68 über die gemeinsame Markt- 
organisation für Milch und Milcherzeugnisse. 

2. Verordnung zur Festsetzung des Richtpreises für 
Milch sowie der Interventionspreise für Butter, 
Magermilchpulver, Grana Padano und Parmigia- 
no Reggiano für das Milchwirtschaftsjahr 1974/ 
1975. 

3. Verordnung zur Festsetzung der Schwellenpreise 
für bestimmte Milcherzeugnisse für das Milch- 
wirtschaftsjahr 1974/1975. 

4. Verordnung zur Änderung der Verordnung 
(EWG) Nr. 823/68 über die Zulassungsbedingun- 
gen für bestimmte Käsesorten. 

5. Verordnung zur Festlegung der Grundregeln für 
die Erhebung einer Produktionsabgabe und Maß- 
nahmen zur Förderung des Absatzes von über- 
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schlissen im Bereich von Milch und Milcherzeug- 
nissen und zur Änderung der Verordnungen 
(EWG) Nr. 985/68 und (EWG) Nr. 1014/68. 

6. Verordnung zur Ergänzung der Verordnung 
(EWG) Nr. 986/68 hinsichtlich der Kriterien für 
die Festsetzung der Beihilfe für Magermilch und 
Magermilchpulver zu Futterzwecken. 


Rindfleisch 

Preise für 1974/1975 

1 . Auf Grund der Verordnung Nr. 805/68 20 ) des Ra- 
tes hat die Kommission einen Orientierungspreis für 
ausgewachsene Rinder für das am Montag, dem 

1. April beginnende Wirtschaftsjahr vorzuschlagen. 
Dagegen beabsichtigt die Kommission, ihrem im Me- 
morandum über die Anpassung der gemeinsamen 
Agrarpolitik enthaltenen Vorschlag entsprechend, 
den Orientierungspreis für Kälber abzuschaffen. 

Außerdem muß nach der Erweiterung der Gemein- 
schaft der im Vereinigten Königreich und in Irland 
anzuwendende Orientierungspreis entsprechend den 
Bestimmungen in der „Akte" zum Beitrittsvertrag 
festgesetzt werden. 

2. Der derzeitige Orientierungspreis für ausge- 
wachsene Binder beträgt 86,200 RE/100 kg Lebend- 
gewicht; er ergibt sich aus wiederhol ten Erhöhun- 
gen, nämlich um 8,3 v. H. im Jahre 1972/1973 und 
um 10,5 v. H. im Jahre 1973/1974. Für das Wirt- 
schaftsjahr 1974/1975 wird ein Orientierungspreis 
für ausgewachsene Rinder von 95 RE/100 kg Le- 
bendgewicht, d. h. eine Erhöhung um 10 v. H., vor- 
geschlagen. 

Hinsichtlich der Festsetzung des in den neuen Mit- 
gliedstaaten anzuwendenden Orientierungspreises 
ist daran zu erinnern, daß in Dänemark - in Über- 
einstimmung mit bereits geltenden Entscheidungen - 
der Gemeinschaftspreis gelten wird, den der Rat 
für die Mitgliedstaaten der ursprünglichen Gemein- 
schaft beschließen wird. Dagegen schlägt die Kom- 
mission irn Sinne von Artikel 52 der Akte für das 
Vereinigte Königreich und für Irland vor, den Orien- 
tierungspreis auf 80,50 RE/ 100 kg Lebendgewicht 
festzusetzen. 

3. Dieser Vorschlag der Erhöhung des Orientie- 
rungspreises rechtfertigt sich aus folgenden Grün- 
den: 

a) Vom 2. Halbjahr 1973 ab hat die erwartete Zu- 
nahme der Fleischerzeugung von ausgewachse- 
nen Rindern angefangen, sich auszuwirken, und 
die Erzeugerpreise, die 1972 stark gestiegen wa- 
ren, zeigten sinkende Tendenz. Eine Erhöhung 
des Orientierungspreises, wie sie die Kommis- 
sion vorschlägt, müßte den Erzeugern ausrei- 
chende Garantien geben, mit denen sie den An- 


stieg der Gestehungspreise (Arbeitskräfte und 
Futter vor allem) entgegensehen könnten, so daß 
die Steigerung der Fleischerzeugung weiterhin 
gesichert bliebe. 

b) Die Erhöhung des Orientierungspreises, wie sie 
die Kommission vorschlägt, wird einen spürba- 
ren Rückgang des Verbrauchs nicht verursachen, 
denn die durch den Vorschlag zu erwartende Er- 
höhung der Verbraucherpreise ist vereinbar mit 
der für 1974 zu erwartenden Zunahme des Ver- 
brauchs der Haushalte. 

c) Der Selbstversorgungsgrad mit Rindfleisch der 
erweiterten EWG betrug 1970 92,3 v. H., 1971 
94,3 v. H. und 1972 85,3 v. H. Für 1973 wird er 
bei 88 v. H. liegen. 

Durch die von der Kommission vorgeschlagene 
Preiserhöhung wird sich der letztgenannte Satz 
noch etwas erhöhen. 

d) Die internationale Lage war 1973 durch einen 
laufend sehr hohen Weltmarktpreis für Rind- 
fleisch gekennzeichnet. 

Sonstige Vorschläge 

4. Angesichts des Zusammenhangs zwischen dem 
vorliegenden Vorschlag betreffend den Orientie- 
rungspreis für ausgewachsene Rinder und der Än- 
derung der Verordnung Nr. 805/68, wie sie die Kom- 
mission in ihrem Memorandum vom 31. Oktober 
1973 ankündigte, schlägt diese dem Rat gleichzeitig 
eine Verordnung über die gemeinsame Marktorgani- 
sation für Rindfleisch sowie eine Verordnung zur 
Festsetzung der Grundabschöpfung bei der Einfuhr 
von Rindern und Rindfleisch außer Gefrierfleisch 
nach dem neuen System vor. 

5. Aus Gründen der Klarheit und angesichts der 
Anzahl und des Umfangs der vorgesehenen Ände- 
rungen hält es die Kommission für zweckmäßig, eine 
neue Fassung der Grundverordnung vorzuschlagen, 
die den derzeit geltenden Text der Verordnung 
(EWG) Nr. 805/68 des Rates, zuletzt geändert durch 
die Verordnung (EWG) Nr. 187/73, ersetzen soll. 

6. Die wichtigsten Änderungen betreffen folgende 
Punkte: 

a) die Aufzählung der Erzeugnisse (Artikel 1) 

— Von jetzt an unterliegen Kälber und ausge- 
wachsene Rinder derselben Regelung sowohl 
hinsichtlich der Preise als auch des Handels- 
verkehrs. Infolgedessen ist auch eine Defini- 
tion von „Kälbern" (wie im derzeitigen Arti- 

- ü ) Verordnung (EWG) Nr. 805/68 des Rates vom 27. Juni 
1968 über die gemeinsame Marktorganisation für Rind- 
fleisch (Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
Nr. L 148 vom 28. Juni 1968), zuletzt geändert durch 
die Verordnung (EWG) Nr. 187/73 (Amtsblatt der Euro- 
päischen Gemeinschaften Nr. L 25 vom 30. Januar 1973, 
S. 23) 
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kel 3 der Verordnung Nr. 805/68) nicht mehr 
nötig. Hingegen ist die Gruppe „Jungrinder“, 
insbesondere im Hinblick auf die Regelung 
der Einfuhr junger Mastrinder, zu definieren 
(neuer Artikel 13). 

— Es wird vorgeschlagen, den Anwendungsbe- 
reich der Verordnung auf reinrassige Zucht- 
rinder auszudehnen. Diese Neuerung soll vor 
allem eine einheitliche Handhabung der Aus- 
fuhr dieser Tiere gewährleisten; 

b) die Festsetzung des Orientierungspreises (Arti- 
kel 3) 

Der Ankündigung im Memorandum entsprechend 
schlägt die Kommission vor, in Zukunft einen 
einzigen Orientierungspreis für ausgewachsene 
Rinder, d. h. für Rinder von mehr als 300 kg Ge- 
wicht festzusetzen. 

Dieser Orientierungspreis soll unter Berücksich- 
tigung der bereits in Artikel 3 der Verordnung 
Nr. 805/68 erwähnten sowie der in Abschnitt 30 
des Memorandums aufgeführten Kriterien fest- 
gesetzt werden; 

c) Interventionsmaßnahmen 

Wie bisher betreffen Interventionsmaßnahmen 
nur ausgewachsene Rinder. Allerdings wird vor- 
geschlagen, 

— Interventionsmaßnahmen in Form des Auf- 
kaufs lebender ausgewachsener Rinder (Arti- 
kel 5) abzuschaffen, 

— die Kriterien für die Festsetzung der Aufkauf- 
preise bei „wahlfreien" Interventionen zu mil- 
dern, 

— die Aufkaufpreise auf gekühlt gelagertes 
Fleisch anzuwenden, wodurch die Übernahme 
bestimmter Transportkosten durch den EAGFL 
möglich wird. 

d) Abschöpfungen für lebende Tiere und frisches 
oder gekühltes Fleisch 

Zur Vereinfachung des Handelsverkehrs mit 
Drittländern wird in Artikel 10 vorgeschlagen, 
daß 

— der Rat auf Vorschlag der Kommission mittels 
im Vorschlag erwähnter Kriterien eine bei der 
Einfuhr von Rindern sowie von frischem oder 
gekühltem Rindfleisch zu erhebende Grund- 
abschöpfung festsetzt; 

— diese Abschöpfung jährlich für das im näch- 
sten Jahr beginnende Vermarktungsjahr fest- 
zusetzen ist, außer falls zwischenzeitlich eine 
Änderung nötig wird; 

— die Abschöpfung in Prozent des Zollwertes 
festzusetzen ist. 

Außerdem wurde der Grundsatz beibehalten, für 
Einfuhren aus Drittländern mit einer Handels- 
struktur und Viehhaltungsmethoden, die denen 


der Gemeinschaft vergleichbar sind, möglicher- 
weise eine besondere Abschöpfung festsetzen zu 
können. 

Ebenso wurde der Grundsatz der Vorausfestset- 
zung der Abschöpfung für gekühltes Fleisch bei 
solchen Ländern beibehalten, die wegen des lan- 
gen Seetransportweges der Gemeinschaft gegen- 
über Verpflichtungen mit diesbezüglichen Ga- 
rantien eingegangen sind (Artikel 12 Absatz 2). 

Den Ausführungen im Memorandum entspre- 
chend schlägt die Kommission vor, die Grund- 
abschöpfung, je nach den Schwankungen des 
Preises des Gemeinschaftsmarktes im Verhält- 
nis zum Orientierungspreis abzuwandeln. 

Die verschiedenen Prozentsätze dieser Regelung 
wurden im Hinblick darauf geprüft, daß sie einen 
ebenso guten Schutz gewährleisten wie die der- 
zeitige Regelung. 

e) Einfuhrregelung für junge Mastrinder (Artikel 13) 

Die Abschaffung eines Orientierungspreises für 
Kälber macht eine Änderung der Einfuhrregelung 
für junge Mastrinder erforderlich (Artikel 11 der 
Verordnung Nr. 805/68). Hierfür wird vorgeschla- 
gen, 

— die auf junge Mastrinder bis zum Gewicht 
von 300 kg anzuwendende Regelung zu ver- 
einheitlichen; 

— von dieser vorteilhafteren Regelung weib- 
liche Tiere auszunehmen; 

— die Anwendung der Regelung auf Zeiträume 
zu beschränken, in denen der Marktpreis für 
ausgewachsene Rinder über dem Interven- 
tionspreis liegt. 

f) Einfuhrregelung für Gefrierfleisch (Artikel 14 
und 15) 

Wie bei lebenden Rindern sowie bei frischem 
oder gekühltem Rindfleisch ist die bei Gefrier- 
fleisch zu erhebende Abschöpfung, die die der- 
zeit erhobenen Abgaben (Zoll ad valorem und 
Pauschalabschöpfung) ersetzt, in Prozent des Zoll- 
werts auszudrücken. 

Andererseits können die übrigen zur Zeit gel- 
tenden Bestimmungen hinsichtlich der Feststel- 
lung der Weltmarktpreise und der Sonderrege- 
lungen bei der Einfuhr von zur Verarbeitung be- 
stimmtem Fleisch vorbehaltlich einiger redak- 
tionellen Änderungen beibehalten bleiben. 

g) Erstattungsregelung (Artikel 19) 

Die vorhandene Regelung wurde erweitert, in- 
dem die Möglichkeit einer Vorausfestsetzung der 
Erstattungen bei der Ausfuhr vorgesehen wurde. 

h) Außergewöhnliche Situationen (Artikel 18) 

Es wird vorgeschlagen, daß besondere Maßnah- 
men nicht nur bei erheblichem Preisanstieg, son- 
dern auch bei erheblichem Preisrückgang ange- 
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wandt werden können. Durch diese Klausel soll 
außergewöhnlichen Situationen begegnet werden 
können, in denen sich die Bestimmungen der Ar- 
tikel 11 und 22 des Vorschlags als unzulänglich 
erweisen. 

7. Die durch den vorliegenden Vorschlag notwen- 
dig werdenden Änderungen der Artikel 90 bis 93 
der Beitrittsakte werden dem Rat auf der Grund- 
lage des Artikels 62 Absatz 2 der Akte später vor- 
gelegt werden. 

Schweinefleisch 

1. Gemäß Verordnung Nr. 121/67/EWG des Ra- 
tes 21 ) hat die Kommission einen Grundpreis für ge- 
schlachtete Schweine vorzuschlagen. Bei Festsetzung 
des Grundpreises werden der Einschleusungspreis 
und die Abschöpfung, die ab 1. August jedes Jahres 
gelten, berücksichtigt. 

Die Summe aus Einschleusungspreis und Abschöp- 
fung am 1. August läßt sich erst nach dem 1. Mai 
ermitteln, die am 1. Februar 1974 geltende beträgt 
91,59 RE je 100 kg. Angesichts der steigenden 
Schweinefutterpreise ist damit zu rechnen, daß sich 
diese Summe noch von einem Quartal zum anderen 
erhöhen wird. 

In den letzten Monaten erreichten die Marktpreise 
für Schweinefleisch außerdem den Schwellenwert, 
der eine Mangellage erkennen läßt, d. h. sie lagen 
um ein Drittel über dem Grundpreis. 

2. Damit die Preisregelung durch Abschwächung 
der zyklischen Fluktuationen bei Angebot und Prei- 
sen zur Stabilisierung der Schweinefleischpreise bei- 
tragen kann, wird vorgeschlagen, den derzeitigen 
Grundpreis von 86,00 RE je 100 kg auf 93,00 RE je 
100 kg heraufzusetzen, vorbehaltlich eines neuen 
Preisvorschlags bis zum 1. August dieses Jahres, 
falls die Summe von Einschleusungspreis und Ab- 
schöpfung sich zu diesem Zeitpunkt gegenüber der 
Summe im Quartal Februar/April 1974 stark erhöht 
haben sollte. 

3. In der heutigen erweiterten Gemeinschaft wie 
auch bisher in der Gemeinschaft der Sechs kann der 
Schweinefleischmarkt sowohl bei Angebot und 
Nachfrage innerhalb der Gemeinschaft als auch im 
Handel mit den dritten Ländern als ausgeglichen an- 
gesehen werden, doch unterliegt er zeitweise immer 
wieder starken zyklischen Schwankungen bei An- 
gebot und Preisen. 

4. Der Vorschlag, den Grundpreis auf 93,00 RE je 
100 kg festzusetzen, wird folgendermaßen begrün- 
det: 

a) Im Wirtschaftsjahr 1972/1973 betrug die mittlere 
Abweichung zwischen Marktpreisen und Grund- 
preis 27,8 v. H.; zu Beginn des Wirtschaftsjahres 
1973/1974 belief sich diese Preisabweichung auf 
rund 35 v. H. 


b) Im Wirtschaftsjahr 1972/1973 erhöhte sich die 
Produktion in der Gemeinschaft um nur 0,6 v. H. f 
während die mittlere Jahreszuwachsrate beim 
Verbrauch in den vergangenen Jahren rund 
4 v. H. betrug, was einer mittleren Zunahme des 
Schweinefleischverbrauchs um 1 kg je Kopf der 
Bevölkerung im Jahr entspricht. 

c) Im abgelaufenen Wirtschaftsjahr 1972/1973 war 
die Gemeinschaft bei Schweinefleisch leicht defi- 
zitär. Nach den Ergebnissen der Zählung der 
Schweinebestände ist für 1974 mit einer konstan- 
ten Zunahme der Schweineproduktion in der Ge- 
meinschaft zu rechnen, doch dürfte der Absatz 
dieser zusätzlichen Produktionsmenge keine 
Schwierigkeiten bereiten. 

d) Im Anschluß an die 1973 auf dem Weltmarkt ein- 
getretene Verteuerung der hauptsächlichen Pro- 
duktionsfaktoren, insbesondere Schweinefutter 
(Futtergetreide, Sojabohnenkuchen, Fischmehl), 
ist auf dem Schweinemarkt ein starkes Anziehen 
der Preise, besonders in den Vereinigten Staaten 
von Amerika, festzustellen. 

e) Da in der Gemeinschaft eine effektive Erhöhung 
der Kosten bei der Schweineproduktion festzu- 
stellen ist, ist es daher gerechtfertigt, den Grund- 
preis auf ein mit der Summe aus Einschleusungs- 
preis und Abschöpfung vergleichbares Niveau 
anzuheben, damit der Schweinefleischmarkt der 
Gemeinschaft in den kommenden Jahren so durch 
angemessene Maßnahmen stabilisiert werden 
kann. 

Seidenraupen 

1. Gemäß Artikel 2 der Verordnung (EWG) Nr. 
845/72 22 ) wird eine Beihilfe gewährt, deren Höhe in 
jedem Jahr je in Betrieb genommene Samenschach- 
tel festgesetzt wird. 

2. Die Beihilfe wurde für das Zuchtjahr 1972/1973 
auf 30 RE je Schachtel und für das Zuchtjahr 1973/ 
1974 auf 31 RE je Schachtel festgesetzt. 

Es wird vorgeschlagen, für das Zuchtjahr 1974/1975 
diesen Betrag um 2 v. H. zu erhöhen, so daß er 31,60 
RE beträgt. 

3. In Anbetracht der besonderen Lage, in der sich 
diese Erzeugung befindet, und der Wiederbelebung 
der Erzeugung im Zuchtjahr 1973/1974 (15 450 
Schachteln und 451 t Kokons gegenüber 10 500 
Schachteln und 344 t Kokons im Zuchtjahr 1972/1973 
und 21 000 Schachteln und 750 t Kokons im Zuchtjahr 
1971/1972) müßten diese geringe Erhöhung der Bei- 
hilfe und die günstige Preisentwicklung dieser Er- 
zeugung wieder eine gewisse Bedeutung verleihen. 

21 ) Verordnung Nr. 121/67/EWG des Rates vom 13. Juni 
1967 über die gemeinsame Marktorganisation für 
Schweinefleisch (Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften Nr. 117 vom 19. Juni 1967), zuletzt geändert 
durch die Verordnung (EWG) Nr. 1652/73 (Amtsblatt 
der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 166 vom 23. 
Juni 1973) 

22 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 100 
vom 27. April 1972, S. 1 
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CO 

to 


C. Vorgeschlagene Preise und Beträge 

Aufgrund der vorstehenden Erwägungen schlägt die Kommission dem Rat vor, die Preise und gegebenenfalls die Beträge für die in Frage 
kommenden Erzeugnisse wie folgt festzusetzen; 



! i 

Festgelegte 

Vorschläge 1974/1975 

Anwendungszeitraum 

Erzeugnisse 

Art der Preise oder Beträge 

! 

Beträge 1973/1974 


1 Erhöhung 
i v. H. 

für die vorgeschlagenen 

RE/t 

RE/t 

Preise 

(1) 

( 2 ) 

( 3 ) 

( 4 ) 

( 5 ) 

(6) 

Hartweizen 

Richtpreis 

133,93 

196,83 

15 

1. August 1974 bis 


einheitlicher Interventionspreis (Überschußgebiet) 

118,10 

155,33 

8 

31. Juli 1975 


garantierter Erzeugermindestpreis auf der Großhan- 
delsstufe 

155,33 

167,76 

8 


Weichweizen 

Richtpreis 

114,94 

117,24 

2 

1. August 1974 bis 


Grundinterventionspreis 

105,80 

105,80 

— 

31. Juli 1975 

Gerste 

Richtpreis 

105,29 

109,45 

4 

1 . August 1974 bis 


Grundinterventionspreis 

96,66 

— 

— 

31. Juli 1975 


einheitlicher Interventionspreis (Überschußgebiet) 

— 

92,00 



Roggen 

Richtpreis 

112,30 

116,79 

4 

1. August 1974 bis 

einheitlicher Interventionspreis (Überschußgebiet) 

97,92 

97,92 

— 

31. Juli 1975 

Mais 

Richtpreis 

102,77 

108,94 

6 

1. August 1974 bis 


einheitlicher Interventionspreis (Überschußgebiet) 

84,08 

89,12 

6 

31. Juli 1975 

Reis 

Richtpreis für geschälten Reis 

213,25 

221,78 

4 

1. September 1974 bis 

; Interventionspreis für Rohreis 

131,30 

131,30 

— 

31. August 1975 

Zucker 

Mindestpreis für Zuckerrüben 

17,86 

18,40 

3 

1. Juli 1974 bis 


„halbfetter" Preis für Zuckerrüben 

10,50 

10,82 

3 

30. Juni 1975 


Richtpreis für Weißzucker 

248,00 

262,90 

6 



Interventionspreis für Weißzucker 

235,70 

249,80 

6 


Olivenöl 

Erzeugerrichtpreis 

1371,70 

1454,00 

6 

1. November 1974 bis 

Marktrichtpreis 

950,00 



31. Oktober 1975 


Interventionspreis 

877,50 
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Erzeugnisse 


Art der Preise oder Beträge 


( 1 ) 

Ölsaaten 

• Sonnenblumenkerne 

Grundinterventionspreis 

• Raps- und Rübsensamen 

• Sonnenblumenkerne 


( 2 ) 

Richtpreis 

• Raps- und Rübsensamen 

• Sojabohnen 


Trockenfutter 


Pauschale Beihilfe (je ha) 


— getr. Luzerne 

— sonstige 


Baumwollsamen 


Pauschale Beihilfe (je ha) 


Flachs und Hanf I Pauschale Beihilfe (je ha) 

• Flachs 

| • Hanf 

Saatgut j Beihilfe (je 100 kg) 

Faserleinen 

• Gräser 

• Hülsengewächse 

Tischwein Art R I Zielpreis (je v. H. hl oder je hl nach Art) 

Art R II 
Art R III 
Art A I 
Art A II 
Art A III 

Rohtabak Zielpreis 

Interventionspreis 


Obst und Gemüse Grundpreis 

Ankaufspreis 

co _ _ 

co 


Festgelegte 
Beträge 1973/1974 
RE/t 

Vorschläge 

1974/1975 

1 Anwendungszeitraum 

REt 

Erhöhung 

1 für die vorgeschlagenen 
, Preise 


v. H. 


(3) 

(4) 

(5) 

(6) 

21 0,60 

219,00 

3 

1. Juli 1974 bis 




30. Juni 1975 


222,00 


1. November 1974 bis 




31. Oktober 1975 

212,60 

225,40 

6 

1. September 1974 bis 




31. August 1975 

204,50 

212,70 

3 

1. Juli 1974 bis 

30. Juni 1975 

206,50 

218,90 

6 

1. September 1974 bis 
31 . August 1975 


6 


1 . April 1974 bis 


4 


31. März 1975 

82,00 

83,60 

2 

1 . August 1974 bis 
31. Juli 1975 

150,00 25 ) 

160,00 

2 

1 . August 1974 bis 

125,00 

135,00 

2 

31. Juli 1975 

8 

10 

- 

! 

8 ä 30 

8 ä 30 


1 . Juli 1974 bis 

5 ä 20 

6 ä 20 

- 

30. Juni 1975 

1,46 

1,55 

6 


1,38 

1,47 

6 


22,80 

24,17 

6 

16. Dezember 1974 bis 

1,37 

1,45 

6 

15. Dezember 1975 

30,40 

32,22 

6 


34,70 

36,78 

6 


sa ) 

2:i ) 

6 

1. Januar 1974 bis 




31. Dezember 1975 

,U) 

24 ) 

Interven- 
tionspreis 
- Birnen: 3 

1974/1975 



- sonst.: 6 

25) 
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CO 


Erzeugnisse 

Art der Preise oder Beträge 

(1) 

(2) 

Milch 

' Richtpreis für Milch 

Interventionspreis für 

1 • Butter 

• Magermilchpulver 

• Käse 

— Grana-Padano 30 bis 60 Tage 
— Grana-Padano 6 Monate 
— Parmigiano-Reggiano 6 Monate 
direkte Beihilfen für Magermilch 

• Pulver 

1 • flüssig 

Rindfleisch 

Orientierungspreis für ausgewachsene Rinder 
(Lebendgewicht) 

Orientierungspreis für Kälber 
(Lebendgewicht) 

Schweinefleisch 

j Grundpreis für geschlachtete Schweine 

Seidenraupen 

Beihilfe je Samenschachtel 


Festgelegte 

Vorschläge 1974/1975 

Anwendungszeitraum 

Beträge 1973/1974 


i Erhöhung 
i v. H. 

für die vorgeschlagenen 

RE/t 

RE/t 

| Preise 

( 3 ) 

( 4 ) 

;___(5) 

(6) 

124,20 

129,20 

1 + 4 


1760,00 

1644,00 

- 6,6 


660,00 26 ) 

756,00 26 ) 

-f 14,5 


1575,50 

1657,50 

~r 5,2 

1. April 1974 bis 

1835,50 

1922,00 

+ 4,7 

31. März 1975 

1979,50 

2066,00 

+ 4,4 


260,40 

24,20 

i 

862,00 

950,00 

+ 10 

1 2. April 1974 bis 

31. März 1975 

1037,50 

860,00 

930,00 

+ 8 

1. November 1974 bis 
31. Oktober 1975 

31 

31,60 

+ 2 

1. April 1974 bis 

31. März 1975 


23 ) Neunzehn Tabakarten, deren Preise für die Ernte des Kalenderjahres gelten 

24) Erzeugnisse von Anhang II der Verordnung Nr. 3035/72 des Rates: Blumenkohl, Tomaten, Apfelsinen, Mandarinen, Zitronen, Tafeltrauben, Äpfel 
(außer Mostäpfel), Birnen (außer Mostbirnen), Pfirsiche (außer Brugnolen und Nektarinen) 

25 ) Zeiträume je nach Erzeugnis: Blumenkohl: 1. Mai 1974 bis 30. April 1975, Tomaten: 1. Juni 1974 bis 30. November 1974, Pfirsiche: 1. Juni 1974 bis 30. 
September 1974, Zitronen: 1. Juni 1974 bis 31. Mai 1975, Birnen: 1. Juli 1974 bis 30. April 1975, Tafeltrauben: 1. August 1974 bis 31. Oktober 1974, 
Äpfel: 1. August 1974 bis 31. Mai 1975, Mandarinen: 16. November 1974 bis 28. Februar 1975, Apfelsinen: 1. Dezember 1974 bis 30. April 1975 

26 ) Für Belgien, die Bundesrepublik, Luxemburg und die Niederlande beläuft sich der Kaufpreis für Magermilchpulver 1973/1974 auf 640 RE/t und 1974' 
1975 auf 736 RE/t. 
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D. Finanzielle Auswirkungen 

Die nachstehende Tabelle gibt die finanziellen Aus- 
wirkungen auf der Ausgabenebene wieder - einer- 
seits auf einen 12-Monatszeitraum ( andererseits auf 
den Haushaltsplan 1974 bezogen. 

Aus der Tabelle geht hervor, daß sich aus den Maß- 
nahmen in Zukunft jährliche Einsparungen von etwa 
44 Mio RE ergeben werden. Hingegen stellen sie für 
den Haushaltsplan 1974 einen Faktor der Ausgaben- 
steigerung dar. Diese widersprüchlichen Wirkungen 
erklären sich daraus, daß die Ausgaben für bestimm- 
te, durch die Einsparung betroffene Maßnahmen im 


Jahre 1974 praktisch nicht gezahlt werden (z. B. bei 
Hartweizen und bei den Beihilfen für Olivenöl). 
Dem Haushaltsplan 1974 zufolge könnten sie eine 
Ausgabensteigerung um ungefähr 102 Mio RE ver- 
ursachen. Allerdings besagt dies nicht, daß tatsäch- 
liche Mittel dieser Größenordnung vorzusehen sind, 
denn praktisch bedingen andere Faktoren den Ver- 
brauch dieser Mittel. 

Bei den Abschöpfungen werden die Erhöhungen der 
Schwellenpreise eine Erhöhung der Abschöpfungen 
zur Folge haben; diese Entwicklung wird jedoch von 
der Entwicklung der Weltmarktpreise abhängen. 


Auswirkungen auf die Ausgaben - nach Sektoren und Maßnahmen 


Änderung 

Änderung der jährlichen der nur 1974 


Sektor 


Getreide 


Reis 


Maßnahmen 

b 

1. Anhebung des einheitlichen Interventions- 
preises für Hartweizen bis zum garantierten 
Mindestpreis 

2. Anhebung der Preise der einzelnen Getrei- 
dearten 

3. Änderung der Preishierarchie 

4. Änderung der Erstattungen zur Erzeugung 
von Getreidestärke, Kartoffelstärke usw. 

Insgesamt 
z. E. 


Ausgaben 
Mio RE 


— 137,8 

+ 22,3 

— 56,0 

— 46,9 

— 218,4 


Auswirkung auf 
Haushaltsplan 1974 


betreffenden 

Ausgaben 27) Koe f fiz i ent Betra 9 

Mio RE ivoemzient Mio R£ 


f 


0,3 


24,2 


24,2 


Zucker Erhöhung der Preise + 1 7,8 28 ) i 0 

. . . .. J._ | 

27 ) Es handelt sich um Ausgabenänderungen infolge der Wertänderung der öffentlichen Interventionsvorräte beim Übergang von einem Wirtschaftsjahr 
zum anderen im Anschluß an die Änderungen der Interventionspreise. 

28 ) Aber gleichwertige Erhöhung der Abgaben (zu Erzeugung und Lagerung) 

29 ) Sehr unterschiedliche Auswirkung, je nach Marktlage. Es handelt sich um einen geschätzten Durchschnitt auf Grund der letzten Wirtschaftsjahre, 

co Für das Wirtschaftsjahr 1974/1975 dürfte die Auswirkung viel stärker sein, wahrscheinlich bei 100 Mio RE. 
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Änderung Auswirkung auf 




Änderung der jährlichen 

der nur 1974 

Ilaushaltspl 

an 1974 

Sektor 

Maßnahme 

Ausgaben 

Mio RE 

betreffenden 
Ausgaben " 7 ) 

Koeffizient 

Betrag 




Mio RE 

Mio RE 

a 

b 

c 

d 

e 

f 

Fette 

ÄLnderung der Beihilferegelung 

-- 65 - tt ) 


0 

----- 

a) Olivenöl 

Erhöhung der Richtpreise 

t 41,6 


0 

— 

b) Ölsaaten 

Erhöhung der Richtpreise 






Raps 

9,4 


0,4 

4- 4,3 


Sonnenblumenkerne 

T 1,3 


c) Baumwollsamen 

Pauschalbeihilfe je ha 

unbedeutend 




d) Soja 

Unterstellung unter Marktorganisation 

0,2 


0,4 

4 0,1 


Sektor insgesamt 

- 12,5 



- 1 - 4,4 

Flachs und Hanf 

Erhöhung der Beihilfe je ha um 10 RE 

0,8 


4 0,5 

4- 0,4 

Saatgut 

Nichts 

0 


-- 


Wein 

Erhöhung der Zielpreise 

-i 1,5 


0,2 

u 0,8 

Tabak 

Erhöhung der Zielpreise bei Beibehaltung der 
Prämien 

z. E. 30 ) 




Obst und Gemüse 

Änderung der Ankaufspreise 

17 


1,0 

4- 1,7 

Milcherzeugnisse 

Erhöhung des Richtpreises mit: 

bei: 





Senkung des Interventionspreises für Butter 

Butter — - 104 

4- 14 




um 6,6 v. H. und Erhöhung des Interventions- 

Magermilch 





preises für Pulver um 14,5 v. H. 

(Pulver oder 

flüssig) + 221 

Sonstige 

Erzeugnisse 4- 20 

«MO 




Milchsektor insgesamt 

4 137 

-F 4 

0,7 und 

1 

1 und 1 

T- 100,0 

Rindfleisch 

Erhöhung des Orientierungspreises 

T 10,0 »*) 

— 2 

4- 8,0 

Schweinefleisch 

Erhöhung des Grundpreises 

# 10,0 *■-) 


0,5 

4- 5,0 

Seidenraupen 

Erhöhung der Beihilfen 

4 0,1 

— 

-- 

— 

Trockenfutter 

Einführung von Beihilfen 

4- 7,8 

— 

0,8 

i- 6,2 

Alle Sektoren 
insgesamt 


— 44,2 

4- 2 

— 

4 102,3 


3<>) Die Erhöhung der Zielpreise um 6 v. H. hätte eine Erhöhung des Gesamtbetrages der Prämien um 12,8 Mio RE zur Folge haben können. Wegen der 
Marktbedingungen werden die Prämien jedoch auf ihrer derzeitigen Höhe gehalten. Infolgedessen bleibt ihr Gesamtbetrag unverändert. 

3i) Sehr wechselnde Auswirkung, je nach Marktpreislage, und direkt von der Wirksamkeit der Maßnahme abhängig. Die hier angeführte Auswirkung 
ergibt sich, wenn die Marktpreise nahe beim Orientierungspreis liegen. 

3-) Ebenfalls sehr wechselnde Auswirkung je nach Marktlage; die vorliegende Schätzung kann als durchschnittlich angesehen werden. 
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I 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) Nr /74 des Rates vom 1974 

zur Änderung der Verordnung Nr. 120/67/EWG über die gemeinsame 
Marktorganisation für Getreide 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Verordnung Nr. 120/67/ EWG des Rates vom 
13. Juni 1967 über die gemeinsame Marklorganisa- 
tion für Getreide 1 ), zuletzt geändert durch die Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 1346/73 2 ), schreibt für Gerste 
die Festsetzung eines Grundinterventionspreises 
vor. Nach den bisherigen Erfahrungen ist es ange- 
bracht, diese Regelung aufzuheben und statt dessen 
einen einzigen Interventionspreis festzusetzen, um 
bei Gerste eine größere Beweglichkeit des Marktes 
zu erzielen. 

Die Festsetzung des Maiswirtschaftsjahres vom 
1. August bis 31. Juli entspricht dem Zyklus dieser 
Getreideart; diese Verschiebung begünstigt auf dem 
Markt die Verwendung von Mais zu Beginn des 
Gerstewirtschaftsjahres, was zu diesem Zeitpunkt zu 
ungewöhnlich hohen Interventionen bei der letzt- 
genannten Getreideart führt. Um dies zu verhindern, 
ist es angebracht, den Beginn des Vermarktungs- 
jahres für Mais auf einen Zeitpunkt zu legen, der 
seinem Zyklus besser entspricht, und eine Regelung 
für eine Ubergangsvergütung für am Ende des Wirt- 
schaftsjahres gelagerten Mais einzuführen, wie sie 
für die übrigen Getreidearten besteht. 

Die Erstattung bei der Erzeugung von Quellmehl 
wurde ursprünglich wegen der Eignung dieses Er- 
zeugnisses zu bestimmten besonderen Zwecken im 
Bereich der menschlichen Ernährung gewährt, wo- 
bei etwaige Wettbewerbsmöglichkeiten mit be- 
stimmten anderen Erzeugnissen berücksichtigt 
wurden. 

Anhand der Erfahrung kann festgestellt werden, 
daß diese Möglichkeit zum Austausch wirtschaftlich 
gering oder gar nicht vorhanden war; daher ist die 
Erstattung bei der Erzeugung von Quellmehl aufzu- 
heben. 

Gegenwärtig wird in der Gemeinschaft ein Her- 
stellungsverfahren - die sogenannte direkte Hydro- 
lyse - angewendet, durch die man Glukose unmittel- 
bar aus Maisgrobgrieß gewinnt, ohne das „Stärke- 
stadium" zu passieren. Der herkömmlicherweise aus 
Getreidestärke hergestellten Glukose kommt in- 
direkt die Erstattung bei der Erzeugung zugute, die 


für zur Stärkeherstellung bestimmtem Mais gewährt 
wird. Um eine Wettbewerbsverzerrung zwischen 
den Glukoseherstellern, die das eine oder das 
andere Herstellungsverfahren verwenden, zu ver- 
meiden, ist es angebracht, eine Erstattung bei der 
Erzeugung von Maisgrob- und -feingrieß vorzu- 
sehen, die in der Gemeinschaft für die Glukoseher- 
stellung durch direkte Hydrolyse Verwendung 
finden. 

Aufgrund von Anhang A zur Verordnung Nr. 
120/67/EWG sind Pellets von Reis in die gemein- 
same Marktorganisation für Getreide einbezogen, 
während dieses Erzeugnis im Grunde zur gemein- 
samen Marktorganisation für Reis gehört. Daher 
sind diese Erzeugnisse nicht mehr in dem genannten 
Anhang aufzuführen - — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

In Artikel 2 der Verordnung Nr. 1 20 67 EWG ist 
der zweite Gedankenstrich von Absatz 1 durch 
folgende Fassung zu ersetzen: „ — ein Grundinter- 
ventionspreis für Weichweizen;". 

Artikel 2 

Artikel 3 der Verordnung Nr. 120/67 EWG erhält 
folgende Fassung: „Das Getreidewirtschaftsjahr be- 
ginnt für alle in Artikel 1 genannten Erzeugnisse 
am 1. August und endet am 31. Juli des folgenden 
Jahres; ausgenommen hiervon ist Mais, für den es 
am 1. Oktober beginnt und am 30. September des 
folgenden Jahres endet; für dieses letztgenannte 
Erzeugnis beginnt das Getreidewirtschaftsjahr 1974/ 
1975 jedoch am. 1. August 1974 und endet am 
30. September 1975." 

Artikel 3 

Artikel 4 der Verordnung Nr. 120 67/EWG wird wie 
folgt geändert: 

1. Absatz 1 erster Unterabsatz erhält folgende 
Fassung: 

„Um den Erzeugern zu gewährleisten, daß der 
Marktpreis nicht unter ein Mindestniveau sinkt, 
werden für die Gemeinschaft neben dem Grund- 
interventionspreis abgeleitete Interventions- 
preise für Weichweizen festgesetzt." 

9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 19. Juni 1967, S. 2269/67 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 141 
vom 28. Mai 1973, S. 9 
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2. Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„Für die Getreidearten Gerste, Roggen, Hartwei- 
zen und Mais, für die kein Grundinterventions- 
preis vorgesehen ist, wird für die Gemeinschaft 
jeweils ein einziger Interventionspreis für alle 
Handelsplätze festgesetzt, die für diese Getreide- 
arten bestimmt wurden. Diese Preise entspre- 
chen den niedrigsten abgeleiteten Interventions- 
preisen, die bei Anwendung des Absatzes 1 auf 
diese Getreidearten in der Gemeinschaft festge- 
setzt worden wären." 

3. Absatz 3 zweiter Unterabsatz erhält folgende 
Fassung: 

„Der Interventionspreis für Mais gilt für die Zeit 
vom 1. Oktober bis 31. Juli des folgenden Jahres. 
Vom 1. August bis 30. September werden die für 
den Monat Oktober des folgenden Getreidewirt- 
schaftsjahres gültigen Interventionspreise ange- 
wandt. Für das Getreidewirtschaftsjahr 1974/1975 
gilt der Interventionspreis für Mais jedoch vom 
1. August 1974 bis 31. Juli 1975." 

4. Absatz 4 Buchstabe a erhält folgende Fassung: 

„für jeden Mitgliedstaat und für Weichweizen 
den Handelsplatz, für den der niedrigste abge- 
leitete Interventionspreis gilt, und diesen Inter- 
ventionspreis;". 

5. Absatz 4 Buchstabe cerhält folgende Fassung: „je- 
weils einen einzigen Interventionspreis für 
Gerste, Roggen, Hartweizen und Mais". 

Artikel 4 

Artikel 9 der Verordnung Nr. 120/67/EWG wird wie 

folgt geändert: 


— In Absatz 1 ist der Aufzählung der Getreide- 
arten, für die eine Übergangsvergütung gewährt 
werden kann, Mais hinzuzufügen; 

— Absatz 2 ist zu streichen. 


Artikel 5 

Artikel 11 erster Absatz der Verordnung Nr. 120/67/ 

EWG erhält folgende Fassung: 

„1. Eine Erstattung wird gewährt bei der Erzeugung 

a) für Mais und Weichweizen, die in der Ge- 
meinschaft zur Herstellung von Stärke ver- 
wendet werden, 

b) für Kartoffelstärke, 

c) für Grobgrieß und Feingrieß aus Mais 
(Gritz), die in der Gemeinschaft für die Her- 
stellung von Glukose durch „direkte Hydro- 
lyse" verwendet werden, 

d) für Mais, der in der Gemeinschaft von der 
Maisindustrie zur Herstellung von Grob- 
grieß und Feingrieß (Gritz) für die Brauerei- 
industrie verwendet wird." 


Artikel 6 

Mit Wirkung ab 1. September 1974 wird im An- 
hang A der Verordnung Nr. 120/67/EWG die Zoll- 
tarifstelle ex 1 1.02 F Pellets ersetzt durch die Zoll- 
tarifstelle ex 11.02 ex F Pellets, ausgenommen Pel- 
lets von Reis. 

Artikel 7 

Diese Verordnung tritt am 1. August 1974 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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II 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) Nr /74 des Rates vom 1974 

zur Festsetzung der Getreidepreise für das Wirtschaftsjahr 1974/1975 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 120/67/EWG des 
Rates vom 13. Juni 1967 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Getreide 1 ), zuletzt geändert 
durch die Verordnung (EWG) Nr. 1346/73 2 ), insbe- 
sondere auf Artikel 2 Abs. 4, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Bei der Festsetzung der Getreidepreise ist den 
Zielen der gemeinsamen Agrarpolitik sowie dem 
Beitrag Rechnung zu tragen, den die Gemeinschaft 
zur harmonischen Entwicklung des Welthandels 
leisten will. Ziel der gemeinsamen Agrarpolitik ist 
insbesondere, der landwirtschaftlichen Bevölkerung 
eine angemessene Lebenshaltung zu gewährleisten, 
die Versorgung sicherzustellen und für die Be- 
lieferung der Verbraucher zu angemessenen Preisen 
Sorge zu tragen. 

Daneben sind die Bedeutung des Getreideanbaus 
für die Landwirtschaft der Gemeinschaft und der 
Einfluß der Getreidepreise auf die Preise vieler 
landwirtschaftlicher Erzeugnisse und damit auf das 
Einkommen der in der Landwirtschaft Tätigen zu 
berücksichtigen. 

Die Richtpreise für die wichtigsten Getreidearten 
müssen so festgesetzt werden, daß dem Produktions- 
niveau, der erforderlichen Ausrichtung der Erzeu- 
gung, deren Verwendung sowie der Verbesserung 
der landwirtschaftlichen Einkommen Rechnung ge- 
tragen wird. 

Die Anwendung dieser Kriterien führt dazu, die 
Preise auf einem gegenüber dem vorhergehenden 
Wirtschaftsjahr höheren Stand festzusetzen. 

Bei Hartweizen lassen die Marktaussichten er- 
warten, daß der Preis auf dem Gemeinschaftsmarkt 
über dem Richtpreis liegen wird. Um die Aufrecht- 
erhaltung dieser defizitären Erzeugung zu gewähr- 
leisten, ist jedoch eine besondere Beihilfe für die 


Hartweizenerzeugung für den Fall einzuführen, daß 
der Marktpreis in der Gemeinschaft unter den Richt- 
preis fällt — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Für das Wirtschaftsjahr 1974/1975 werden die Richt- 
preise für Getreide, der Grundinterventionspreis für 
Weichweizen und der garantierte Mindestpreis für 
Hartweizen wie folgt festgesetzt: 

Rechnungseinheiten 
je 1000 kg 


a) Richtpreise: 

Weichweizen 117,24 

Roggen 116,79 

Gerste 109,45 

Mais 108,94 

Hartweizen 196,83 

b) Grundinterventionspreis: 

Weichweizen 105,80 

c) Garantierter Mindespreis 

für Hartweizen: 167,76 


Artikel 2 

Abweichend von Artikel 10 der Verordnung Nr. 
120/67/EWG wird eine besondere Erzeugungsbei- 
hilfe für Hartweizen gewährt, wenn der Marktpreis 
für diese Getreideart in der Gemeinschaft den Richt- 
preis unterschreitet. Der Rat legt mit qualifizierter 
Mehrheit auf Vorschlag der Kommission die allge- 
meinen Regeln für diese Maßnahmen und insbeson- 
dere den Bezugszeitraum fest, der bei der Ein- 
führung dieser Maßnahme zu berücksichtigen ist. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am 1. August 1974 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 19. Juni 1967, S. 2269/67 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 141 
vom 28. Mai 1973, S. 8 
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ui 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) Nr /74 des Rates vom 1974 

zur Festsetzung des Richtpreises für geschälten Reis für das Wirtschaftsjahr 1974/1975 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 359/67/EWG des 
Rates vom 25. Juli 1967 über die gemeinsame Markt- 
organisation für Reis 1 ), zuletzt geändert durch die 
Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpas- 
sungen der Verträge 2 ), insbesondere auf Artikel 2 
Abs. 4, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Bei der Festsetzung des Richtpreises für Reis ist 
den Zielen der gemeinsamen Agrarpolitik wie auch 
dem Beitrag Rechnung zu tragen, den die Gemein- 
schaft zur harmonischen Entwicklung des Welt- 
handels leisten will. Die gemeinsame Agrarpolitik 
zielt insbesondere darauf ab, der landwirtschaft- 
lichen Bevölkerung eine angemessene Lebens- 
haltung zu gewährleisten, die Versorgung zu 
sichern und die Belieferung der Verbraucher zu 
angemessenen Preisen zu gewährleisten. 


Der Richtpreis für Reis muß in einem Verhältnis 
festgesetzt werden, das dem Produktionsniveau, der 
erforderlichen Ausrichtung der Erzeugung, ihrer 
Verwendung und der Verbesserung der landwirt- 
schaftlichen Einkommen Rechnung trägt. 

Die Anwendung dieser Kriterien führt dazu, den 
Richtpreis höher als für das vergangene Wirtschafts- 
jahr festzusetzen — - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Einziger Artikel 

Für das Reiswirtschaftsjahr 1974/1975 wird der Richt- 
preis für geschälten Reis auf 22,178 Rechnungsein- 
heiten je 100 kg festgesetzt. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 174 
vom 31. Juli 1967, S. 1 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. März 1972, S. 14 
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Vorschlag für eine Verordnung (EWG) Nr /74 des Rates vom 1974 

zur Festsetzung der Interventionspreise für Rohreis für das Wirtschaftsjahr 1974/1975 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 359/67/EWG vom 
25. Juli 1967 über die gemeinsame Marktorganisa- 
tion für Reis 1 ), zuletzt geändert durch die Akte 
über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen 
der Verträge 2 ), insbesondere auf Artikel 4 Abs. 4, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Interventionspreise für Rohreis für Arles und 
Vercelli müssen nach den Regeln des Artikels 4 
Abs. 3 der Verordnung Nr. 359/67/EWG von dem 
Richtpreis für geschälten Reis abgeleitet werden, 
der durch die Verordnung (EWG) Nr. . . ./74 des 
Rates vom 1 974 zur Festsetzung des Richt- 

preises für geschälten Reis für das Wirtschaftsjahr 
1974/1975 3 ) festgesetzt worden ist. 


Die Anwendung dieser Regeln führt dazu, die 
Interventionspreise auf einen einheitlichen Betrag 
für Arles und Vercelli in der gleichen Höhe wie für 
das vorhergehende Wirtschaftsjahr festzusetzen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Einziger Artikel 

Die Interventionspreise für Rohreis für Arles und 
Vercelli werden für das Wirtschaftsjahr 1974/1975 
auf 13,13 Rechnungseinheiten je 100 Kilogramm fest- 
gesetzt. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 174 
vom 31. Juli 1967, S. 1 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. März 1972, S. 14 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 141 
vom 28. Mai 1973, S. 11 
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v 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) Nr /74 des Rates vom 1974 

zur Änderung der Verordnung Nr. 359/67/EWG über die gemeinsame 
Marktorganisation für Reis 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe; 

Die Erstattung bei der Erzeugung von Quellmehl 
wurde ursprünglich gewährt, um dieses Erzeugnis 
unter Berücksichtigung der etwaigen Wettbewerbs- 
möglichkeiten mit anderen Erzeugnissen gewissen 
spezifischen Verwendungszwecken auf dem Gebiet 
der menschlichen Ernährung zuzuführen. Die ge- 
wonnene Erfahrung hat die Feststellung erlaubt, 
daß diese Ersatzmöglichkeit wirtschaftlich gering, 
wenn nicht gar inexistent ist. Es empfiehlt sich 
daher, die Erstattung bei der Erzeugung von Quell- 
mehl aufzuheben. 


Nummer des 
Gemeinsamen i 
Zolltarifs 


W arenbezeichnung 


a) 10.06 AI 
10.06 All 
10.06 B 


b) 10.06 C 


Rohreis (Paddy-Reis) 
Geschälter Reis 
Halbgeschliffener oder voll- 
ständig geschliffener Reis 

Bruchreis 


c) 11.01 F 
11.02 AVI 

11.02 EU e) 1 
11.02F VI 
11.08 All 


Mehl von Reis 
Grobgrieß und Feingrieß 
von Reis 
Flocken von Reis 
Pellets von Reis 
Stärke von Reis 


2. Rohreis (Paddy-Reis), geschälter Reis, halbge- 
schliffener Reis, vollständig geschliffener Reis, 
rundkörniger Reis, langkörniger Reis und Bruch- 
reis im Sinne dieser Verordnung sind die im 
Anhang A definierten Erzeugnisse. " 


Gemäß Anhang A der Verordnung Nr. 120/67/ 
EWG über die gemeinsame Marktorganisation für 
Getreide 1 ), zuletzt geändert durch die Verordnung 
(EWG) Nr. 1346/73 2 ), werden Pellets von Reis in die 
gemeinsame Marktorganisation für Getreide einbe- 
zogen, während dieses Erzeugnis eigentlich unter 
die gemeinsame Marktorganisation für Reis fällt. Es 
empfiehlt sich daher, dieses Erzeugnis in Artikel 1 
der Verordnung Nr. 359/67/EWG über die gemein- 
same Marktorganisation für Reis 3 ), zuletzt geändert 
durch die Beitrittsakte 4 ), aufzunehmen — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Artikel 1 der Verordnung Nr. 359/67/EWG erhält 
folgenden Wortlaut: 

„Artikel 1 

1. Die gemeinsame Marktorganisation für Reis um- 
faßt eine Preis- und Handelsregelung und gilt 
für nachstehende Erzeugnisse: 


Artikel 2 

1. Artikel 9 Abs. 1 Buchstabe a der Verordnung Nr. 
359/67/EWG erhält folgenden Wortlaut: 

,,a) von der Stärkeindustrie zur Herstellung von 
Stärke." 

2. Ziffer 4 des Anhangs A zur Verordnung Nr. 359/ 
67/EWG entfällt. 


Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am 1. September 1974 in 
Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 19. Juni 1967, S. 2269/67 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 141 
28. Mai 1973, S. 8 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 174 
vom 31. Juli 1967, S. 1 

4 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. März 1972, S. 14 
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VI 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) Nr /74 des Rates vom 1974 

über die Erstattungen bei der Erzeugung im Getreide- und Reissektor 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 120/67/EWG des 
Rates vom 13. Juni 1967 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Getreide 1 ), zuletzt geändert 
durch die Verordnung (EWG) Nr. . . ./ 74 2 ), insbe- 
sondere auf Artikel 11 Abs. 3, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 359/67/EWG des 
Rates vom 25. Juli 1967 über die gemeinsame Markt- 
organisation für Reis 3 ), zuletzt geändert durch die 
Verordnung (EWG) Nr. ,../74 4 ), insbesondere auf 
Artikel 9 Abs. 2, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Da auf dem Getreide- und Kartoffelstärkemarkt 
eine besondere Lage besteht und insbesondere die 
Industrie weiterhin wettbewerbsfähige Preise im 
Vergleich zu den Preisen der Ersatzerzeugnisse 
bieten muß, sehen die Verordnungen Nr. 120/67/ 
EWG und Nr. 359/67/EWG die Gewährung einer 
Erstattung bei der Erzeugung vor, damit sich diese 
Industrie mit den von ihr benötigten Grunderzeug- 
nissen zu einem niedrigeren Preis als dem Preis 
versorgen kann, der sich bei der Anwendung des 
Abschöpfungssystems und der gemeinsamen Preise 
ergäbe. 

Die genaue Beurteilung der Lage, die sich sowohl 
aus dem Niveau der gemeinsamen Preise als auch 
aus dem Wettbewerb zwischen Mais-, Reis- und 
Kartoffelstärke einerseits und chemischen Ersatz- 
erzeugnissen andererseits ergibt, führt zu dem 
Schluß, daß die Erstattung so festzusetzen ist, daß 
der Preis für den von der Stärkeindustrie verwende- 
ten Mais auf 8,60 RE je 100 kg gesenkt wird. Der 
gleiche Preis von 8,60 RE für Weichweizen sichert 
ein angemessenes Gleichgewicht zwischen der Ver- 
wendung dieses Erzeugnisses und der Verwendung 
von Mais. Um dieses Gleichgewicht auch bei der 
Verwendung von Reis sicherzustellen, ist die Er- 
stattung für Bruchreis so festzusetzen, daß der Preis 
dieses Erzeugnisses auf 10,80 RE je 100 kg gesenkt 
wird. Mit Rücksicht auf das Verhältnis, das sich zwi- 
schen den Erzeugerpreisen für die zur Herstellung 
von Getreide- und Kartoffelstärke verwendeten 
Rohstoffe bildet, und die Austauschbarkeit dieser 
beiden Erzeugnisse muß ein ausgewogenes Verhält- 
nis zwischen den Preisen dieser beiden Erzeugnisse 
aufrechterhalten werden. Daher ist die in beiden 
Fällen gewährte Erstattung in gleicher Höhe festzu- 
setzen. Die den Stärkeherstellern gewährte Erstat- 
tung muß jedoch den Kartoffelproduzenten der Ge- 


meinschaft einen Preis sichern, der diesen ein ange- 
messenes Einkommen verschafft, während die 
Marktbedingungen für die in der Stärkeindustrie 
verwendeten Getreidearten und die sie regelnden 
gemeinsamen Marktorganisationen ausreichen, um 
zu gewährleisten, daß ihre Preise sich tatsächlich 
auf der Höhe des Schwellenpreises bewegen. Daher 
sind Bestimmungen vorzusehen, die gewährleisten, 
daß letztlich die Kartoffelproduzenten in den Genuß 
der den Stärkerherstellern gewährten Erstattung 
gelangen. 

Die Erstattung bei der Erzeugung für Mais, der 
von der Maisindustrie zur Herstellung von Grob- 
und Feingrieß für die Brauereiindustrie verwendet 
wird, sowie für den für die Brauereiindustrie be- 
stimmten Bruchreis muß auf eine solche Höhe fest- 
gesetzt werden, daß ein Gleichgewicht zwischen den 
Versorgungspreisen der Brauereiindustrie für Mais- 
stärke einerseits sowie für Grob- und Feingrieß von 
Mais und für Bruchreis andererseits erreicht werden 
kann. Dieses Ziel wird dadurch erreicht, daß die 
Erstattung für zur Herstellung von Grob- und Fein- 
grieß bestimmten Mais auf die gleiche Höhe fest- 
gesetzt wird wie die Erstattung für Mais zur Stärke- 
herstellung und daß die Erstattung für Bruchreis so 
festgesetzt wird, daß der Preis dieses Erzeugnisses 
für die Brauereiindustrie auf 10,80 RE je 100 kg 
gesenkt wird. 

Nach Artikel 11 Abs. 1 der Verordnung Nr. 120/ 
67/EWG wird eine Erstattung bei der Erzeugung für 
Grob- und Feingrieß gewährt, der für die Her- 
stellung von Glukose nach dem Verfahren der soge- 
nannten „direkten Hydrolyse" bestimmt ist. Diese 
Erstattung ist auf eine solche Höhe festzusetzen, 
daß ein Gleichgewicht zwischen diesem Erzeugnis 
und der aus Stärke hergestellten Glukose erreicht 
werden kann. 

Mit Rücksicht auf die derzeitige Konjunktur auf 
dem Weltmarkt für Bruchreis ist im Falle wesent- 
licher und anhaltender Schwankungen der Welt- 
marktpreise für Mais und Weichweizen vorzusehen, 
daß die Erstattungen begrenzt werden, solange die 
Marktpreise auf ihrem hohen Stand bleiben, um Ein- 
fuhren unter dem Weltmarktpreis und eine über- 
mäßige finanzielle Belastung durch Erstattungen bei 
der Erzeugung zu verhindern. 


J ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 19. Juni 1967, S. 2269/67 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L . . . 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 174 
vom 31. Juli 1967, S. 1 

4 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L . . . 


43 



Drucksache 7 / 1 647 


Deutscher Bundestag - 7. Wahlperiode 


Die obengenannten Maßnahmen dürfen die 
Märkte dritter Länder nicht stören. Deshalb sind für 
den Fall eines wesentlichen und längere Zeit an- 
haltenden Preisanstiegs auf diesen Märkten Aus- 
gleichmaßnahmen vorzusehen, die in der Erhebung 
einer Abschöpfung auf die ausgeführten Erzeugnisse 
bestehen, um die den Herstellern der Gemeinschaft 
zugestandenen Vorteile in angemessener Weise zu 
verringern. 

Nach Artikel 57 zur Boitrittsakte-’) wird für die 
neuen Mitgliedstaaten bei der Festlegung der Höhe 
der verschiedenen Bestandteile der Preis- und Inter- 
ventionsregelung, mit Ausnahme der Interventions- 
preise, der im Ausgleichsbetrag wiedergegebene 
Preisunterschied berücksichtigt, soweit dies für das 
reibungslose Funktionieren der Gemeinschaftsrege- 
lung erforderlich ist. 

Die Verordnung Nr. 367/67/ EWG über die Fest- 
setzung der Erstattungen bei (1er Erzeugung für 
Grob- und Feingrieß von Mais und für Bruchreis, 
die in der Brauereiindustrie Verwendung finden 15 ), 
zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 
1926/73 2 * * * * 7 ), und die Verordnung Nr. 371/67/EWG zur 
Festsetzung der Erstattung bei der Erzeugung von 
Getreide- und Kartoffelstärke und Quellmehl 8 ), zu- 
letzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 178/ 
73*'), waren Gegenstand zahlreicher Änderungen. 
Der Klarheit halber ist es zweckmäßiger, sämtliche 
Bestimmungen über die Erstattungen bei der Er- 
zeugung im Getreide- und Reissektor in einer ein- 
zigen Verordnung wiederzugeben — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

TITEL I 

Erstattungen bei der Erzeugung für Getreidestärke 
Artikel 1 

1. Die Mitgliedstaaten gewähren eine Erstattung 
bei der Erzeugung von zur Stärkeherstellung 
bestimmtem Mais und Weichweizen, die gleich 
ist der Differenz, je 100 kg, zwischen dem 
Schwellenpreis jedes dieser Erzeugnisse, ge- 
gebenenfalls abzüglich des geltenden „Beitritts "- 
Ausgleichsbetrags, und 8,60 Rechnungseinheiten. 

Die Erstattung bei der Erzeugung für Mais zur 
Stärkeherstellung wird in Italien um 0,30 Rech- 
nungseinheiten je 100 kg Mais erhöht. 

Diese Erhöhung tritt jedoch im Falle der An- 
wendung von Artikel 23 Abs. 2 der Verordnung 
Nr. 120/67/EWG nicht ein. 

2. Die Mitgliedstaaten gewähren eine Erstattung 

bei der Erzeugung von zur Stärkeherstellung be- 

stimmtem Bruchreis, die gleich ist der Differenz, 

je 100 kg, zwischen dem Schwellenpreis für 

Bruchreis, gegebenenfalls abzüglich des gelten- 

den „Beitritts"-Ausgleichsbetrags, und 10,80 

Rechnungseinheiten. 


Liegt jedoch der cif-Preis über 10,80 Rechnungs- 
einheiten, so ist die Erstattung bei der Erzeu- 
gung gleich der Differenz zwischen dem Schwel- 
lenpreis, gegebenenfalls abzüglich des geltenden 
„Beitritts''-Ausgleichsbetrags, und dem cif-Preis 
für Bruchreis. 

Es wird keine Erstattung bei der Erzeugung ge- 
währt, wenn der cif-Preis für Bruchreis gleich 
dem Schwellenpreis für dieses Erzeugnis, ge- 
gebenenfalls abzüglich des geltenden „Beitritts" - 
Ausgleichsbetrags, oder höher ist. 


TITEL II 

Erstattungen bei der Erzeugung für Kartoffelstärke 
Artikel 2 

Die Mitgliedslaaten gewähren eine Erstattung bei 
der Erzeugung für je 100 kg Kartoffelstärke, die 
gemäß Artikel 3 und 9 pauschal berechnet wird und 
die gleich dem arithmetischen Mittel der Beträge der 
j Erstattung ist, die im Laufe des gleichen Wirtschafts- 
| jahres für 161 Kilogramm Mais zur Herstellung von 
I Stärke gewährt wurde. 


Artikel 3 

1. Der dem Kartoffelproduzenten bei Lieferung frei 
Fabrik für die zur Herstellung von 100 kg Kar- 
toffelstärke nötige Menge Kartoffeln zu zahlende 
Preis muß gleich der Summe aus dem in Artikel 2 
festgelegten Erstattungsbetrag und einem Betrag 
von mindestens 11,08 Rechnungseinheiten sein. 

2. Die Erstattung bei der Erzeugung wird unter 
Zugrundelegung der dem Stärkehersteller ge- 
lieferten Menge Kartoffeln berechnet, und zwar 
unter Berücksichtigung des Stärkegehalts der 
Kartoffeln im Zeitpunkt der Lieferung. 

Die Erstattung wird jedem Stärkehersteller in 
voller Höhe gezahlt, sofern dieser folgendes 
nachweist: 

— die Menge der ihm gelieferten Kartoffeln so- 
wie deren Stärkegehalt im Zeitpunkt der 
Lieferung, 

■"») Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. März 1972, S. 14 

*>) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 174 
vom 31. Juli 1967, S. 36 

7 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 199 
vom 19. Juli 1973, S. 3 

“) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 174 
vom 31. Juli 1967, S. 40 

*•) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 25 
vom 30. Januar 1973, S. 5 
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die Zahlung eines Betrages an den Kartoffel- 
produzenten; dieser Betrag muß mindestens 
gleich dem in Absatz 1 festgesetzten Preis 
unter Berücksichtigung des Stärkegehalts der 
Kartoffeln sein. 

Ist der dem Kartoffelproduzenten gezahlte Preis 
niedriger als der in Unterabsatz 2 zweiter Ge- 
dankenstrich genannte Mindestbetrag, so wird 
der dem Stärkehersteller zu zahlende Erstat- 
tungsbetrag um den betreffenden Unterschied 
verringert. 


TITEL III 

Erstattung bei der Erzeugung für Grob- und 
Feingrieß von Mais und für Bruchreis 

Artikel 4 

1. Die Mitgliedstaaten gewähren für Mais, der von 
der Maisindustrie zur Herstellung von Grob- und 
Feingrieß für die Brauereiindustrie verwendet 
wird, eine Erstattung bei der Erzeugung, die 
gleich der am gleichen Tag gewährten Erstattung 
für Mais für die Stärkeindustrie ist. 

2. Die Mitgliedstaaten gewähren für Bruchreis, der 
in der Brauereiindustrie verwendet wird, eine 
Erstattung bei der Erzeugung, die gleich ist der 
Differenz, je 100 Kilogramm, zwischen dem 
Schwellenpreis für Bruchreis und 10,80 Rech- 
nungseinheiten. Liegt jedoch der cif-Preis über 
10,80 Rechnungseinheiten, so ist die Erstattung 
bei der Erzeugung gleich dem Unterschied zwi- 
schen dem Schwellenpreis und dem cif-Preis für 
Bruchreis. 

Es wird keine Erstattung bei der Erzeugung ge- 
währt, wenn der cif-Preis für Bruchreis gleich 
dem Schwellenpreis für dieses Erzeugnis oder 
höher ist. 

3. Der in Absatz 2 genannte Schwellenpreis ver- 
steht sich gegebenenfalls abzüglich des geltenden 
„Beitritts" -Ausgleichsbetrags. 


Artikel 5 

Die Mitgliedstaaten gewähren eine Erstattung bei 
der Erzeugung für Grob- und Feingrieß von Mais 
zur Herstellung von Glukose der Tarifstelle 17.02 
B II des Gemeinsamen Zolltarifs 10 ) nach dem Ver- 
fahren der sogenannten „direkten Hydrolyse". 

Diese Erstattung bei der Erzeugung ist für 100 Kilo- 
gramm Grob- und Feingrieß von Mais gleich dem 
Unterschied, je 100 Kilogramm, zwischen dem 
Schwellenpreis für Mais, gegebenenfalls abzüglich 
des geltenden „Beitritts" -Ausgleichsbetrags, und 
8,60 Rechnungseinheiten, multipliziert mit dem 
Koeffizienten 1,23. 


Artikel 6 

Die Mügliedstaaten treffen die erforderlichen Maß- 
nahmen, damit die in den Artikeln 4 und 5 genann- 
j ten Erstattungen nur für die von der Brauereiindu- 
strie bzw. von der Glukoseindustrie der Gemein- 
schaft tatsächlich verwendeten Mengen an Grob- 
I und Feingrieß von Mais und an Bruchreis gewährt 
j werden. 


TITEL IV 

Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 7 

1. Unterliegen die Weltmarktpreise der in den Ar- 
tikeln 1. 4 und 5 genannten Grundstoffe wesent- 
lichen und anhaltenden Schwankungen gegen- 
über den in diesen Artikeln genannten und für 
Mais und Weichweizen auf 8,60 Rechnungsein- 
heiten und für Bruchreis auf 10,80 Rechnungsein- 
heiten festgesetzten Beträgen, so können diese 
Beträge vom Rat auf Vorschlag der Kommission 
mit qualifizierter Mehrheit geändert werden. 

2. Überschreiten die Weltmarktpreise für Mais oder 
Weichweizen wesentlich den Betrag von 8,60 
Rechnungseinheiten und bestätigt sich diese Ten- 
denz, so kann zum Ausgleich des Unterschieds 
zwischen den Weltmarktpreisen und den Preisen, 
zu denen die Versorgung mit diesen Grundstof- 
fen in der Gemeinschaft erfolgt, eine Abschöp- 
fung bei der Ausfuhr auf die Erzeugnisse der 
Tarifnummern 11.08 A I, III, IV und V, 11.09, 
17.02 B II, 17.05 B und 23.03 A I des gemeinsamen 
Zolltarifs eingeführt werden. Die Kommission 
setzt die Abschöpfung bei der Ausfuhr fest. 

Artikel 8 

Die Mitgliedstaaten geben der Kommission inner- 
halb einer Frist von höchstens vier Monaten nach 
Ablauf des Wirtschaftsjahres die Mengen der Er- 
zeugnisse bekannt, für die Erstattungen bei der 
Erzeugung gewährt wurden. 

Artikel 9 

Nach dem Verfahren des Artikels 26 der Verord- 
nung Nr. 120/67/EWG und des Artikels 26 der Ver- 
ordnung Nr. 359/67/EWG werden die Durchfüh- 
rungsbestimmungen zu dieser Verordnung erlassen, 
und zwar insbesondere über 

a) die Abschöpfung bei der Ausfuhr im Sinne von 
Artikel 7 Abs. 2; 


10 ) Für die Erzeugnisse der Tarifstelle 17.02 B I gilt gemäß 
der Verordnung Nr. 189/66/EWG die gleiche Regelung 
wie für die Erzeugnisse der Tarifstelle 17.02 B II. 
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b) die Gewährung von Vorschüssen auf die Er- 
stattungen bei der Erzeugung, gegebenenfalls in 
Verbindung mit der Stellung einer Kaution; 

c) die Feststellung der zur Herstellung von 100 kg 
Kartoffelstärke nötigen Menge Kartoffeln an- 
hand einer nach dem Stärkegehalt des Erzeug- 
nisses gestaffelten Tabelle; 

d) die Abnahme- und Zahlungsbedingungen für die 
Kartoffeln sowie die Bedingungen, unter denen 
der in Artikel 3 Abs. 2 zweiter Unterabsatz vor- 
gesehene Nachweis zu erbringen ist. 


Artikel 10 

Die Verordnungen Nr. 367/67/EWG und Nr. 371/67/ 
EWG werden aufgehoben. 


Artikel 11 

Diese Verordnung tritt in Kraft 

* — am 1. August 1974 für die unter die Verordnung 
Nr. 120/67/EWG fallenden Erzeugnisse; 

— am 1. September 1974 für die unter die Verord- 
nung Nr. 359/67/EWG fallenden Erzeugnisse. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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VII 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) Nr /74 des Rates vom 1974 

zur Festsetzung der Preise im Sektor Zucker, der Standardqualität 

für Zuckerrüben sowie des Berechnungskoeffizienten für die Höchstquote 

für das Zuckerwirtschaftsjahr 1974/1975 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 1009/67/EWG 
des Rates vom 18. Dezember 1967 über die gemein- 
same Marktorganisation für Zucker 1 ), zuletzt ge- 
ändert durch die Verordnung (EWG) Nr. .../74 2 ), 
insbesondere auf Artikel 2 Abs. 2, Artikel 3 Abs. 5, 
Artikel 4 Abs. 3 und Artikel 24 Abs. 2 zweiter 
Unterabsatz, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Bei der Festsetzung der Preise für Zucker ist den 
Zielen der gemeinsamen Agrarpolitik wie auch dem 
Beitrag Rechnung zu tragen, den die Gemeinschaft 
zur harmonischen Entwicklung des Welthandels 
leisten will; die gemeinsame Agrarpolitik zielt ins- 
besondere darauf ab, der landwirtschaftlichen Be- 
völkerung eine angemessene Lebenshaltung zu ge- 
währleisten, die Versorgung zu sichern und die 
Belieferung der Verbraucher zu angemessenen 
Preisen zu gewährleisten. 

Damit diese Ziele erreicht werden, ist es notwen- 
dig, den Richtpreis für Zucker auf eine Höhe festzu- 
setzen, die insbesondere unter Berücksichtigung der 
sich daraus für den Interventionspreis ergebenden 
Höhe den Erzeugern von Zuckerrüben oder Zucker- 
rohr einen angemessenen Erlös sichert, ohne indes 
die Verbraucherinteressen zu vernachlässigen, und 
die geeignet ist, ein ausgeglichenes Verhältnis zwi- 
schen den Preisen für die wichtigsten landwirtschaft- 
lichen Erzeugnisse zu wahren. 

Da die Vermarktung des Zuckers wegen der Be- 
sonderheiten des Zuckermarktes nur mit relativ be- 
grenzten Risiken verbunden ist, kann bei der Fest- 
setzung des Interventionspreises für Zucker der 
Unterschied zwischen Richtpreis und Interventions- 
preis verhältnismäßig niedrig festgesetzt werden. 

Der Mindestpreis für Zuckerrüben ist festzusetzen, 
indem der Interventionspreis sowie Pauschbeträge 
für die Kosten der Verarbeitung und der Lieferung 
der Zuckerrüben an die Fabrik berücksichtigt wer- 
den und indem von einem Ausbeutesatz ausge- 
gangen wird, der für die Gemeinschaft auf 130 kg 
Weißzucker je Tonne Zuckerrüben mit 16 v. H. 
Zuckergehalt veranschlagt werden kann. 


Die vorstehend genannten Kosten können pau- 
schal für 100 Kilogramm Weißzucker auf 10,83 
Rechnungseinheiten veranschlagt werden; dieser 
Pauschalbetrag ergibt sich aus der Summe der auf 
9,84 Rechnungseinheiten veranschlagten Verarbei- 
tungsspanne und der auf 1,82 Rechnungseinheiten 
geschätzten Kosten der Lieferung der Zuckerrüben 
an die Fabrik, wobei für Erlöse der Fabriken aus 
Melasseverkäufen diese Summe um einen pau- 
schalen Abschlag von 0,83 Rechnungseinheiten ver- 
mindert wird, der auf der Grundlage eines Rende- 
ments von 38,5 Kilogramm je Tonne verarbeiteter 
Zuckerrüben und eines Ab-Fabrik-Preises für Me- 
lasse von 2,80 Rechnungseinheiten je 100 Kilogramm 
berechnet ist; die Erhöhung der Verarbeitungs- 
spanne berücksichtigt vor allem die neuen Bestim- 
mungen von Artikel 16 a der Verordnung Nr. 1009/ 
67/EWG. 

Es ist zweckmäßig, als Standardqualität für 
Zuckerrüben eine Qualität zu wählen, die den Eigen- 
heiten der Erzeugung in den wichtigsten Zucker- 
rübenanbaugebieten der Gemeinschaft Rechnung 
trägt. 

Mit Rücksicht auf die Produktionsentwicklung 
unter dem Gesichtspunkt der Spezialisierung einer- 
seits und auf die Absatzmöglichkeiten andererseits 
ist es angebracht, die in Artikel 24 der Verordnung 
Nr. 1009/67/EWG genannten Höchstquoten auf 
135 v. H. der Grundquoten festzusetzen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

1. Der Richtpreis für 100 Kilogramm Weißzucker 
wird auf 26,29 Rechnungseinheiten festgesetzt. 

2. Der Interventionspreis für 100 Kilogramm Weiß- 
zucker wird auf 24,98 Rechnungseinheiten fest- 
gesetzt. 

3. Das Hauptüberschußgebiet umfaßt die folgenden 
französischen Departements: Aisne, Somme und 
Oise. 

Artikel 2 

Der Mindestpreis für Zuckerrüben, der für das in 
Artikel 2 Abs. 3 genannte Gebiet gilt, wird auf 
18,40 Rechnungseinheiten je Tonne bei Lieferung 
frei Sammelstelle festgesetzt. 

9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 308 
vom 18. Dezember 1967, S. 1 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. . S. . 
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Artikel 3 

Zuckerrüben der Standardqualität sind von folgen- 
der Beschaffenheit: 

a) gesund und handelsüblich, 

b) 16 v. H. Zuckergehalt bei der Annahme. 


Artikel 4 

Der in Artikel 24 Abs. 1 der Verordnung Nr. 1009/ 
67/EWG genannte Koeffizient wird auf 1,35 fest- 
gesetzt. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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VIII 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) Nr /74 des Rates vom 1974 

zur Festsetzung der abgeleiteten Interventionspreise, der interventionspreise 
für Rübenrohzucker der Zuckerrübenmindestpreise, der Schwellenpreise, 
der Garantiemenge und des Höchstbetrags der Produkticnsabgabe für das 
Zuckerwirtschaftsjahr 1974/1975 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 1009/67/EWG 
des Rates vom 18. Dezember 1967 über die gemein- 
same Marktordnung für Zucker 1 ), zuletzt geändert 
durch die Verordnung (EWG) Nr. ...74 2 ), insbe- 
sondere auf Artikel 3 Abs. 6, Artikel 4 Abs. 4, Arti- 
kel 9 Abs. 7, Artikel 12 Abs. 5, Artikel 26 Abs. 1, 
Artikel 28 und Artikel 31 Abs. 4 und 5, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Durch die Verordnung (EWG) Nr. . . ./74 des Rates 

vom zur Festsetzung der Preise im Sektor 

Zucker, der Standardqualität für Zuckerrüben sowie 
des Berechnungskoeffizienten für die Höchstquote 
für das Zuckerwirtschaftsjahr 1974/1975 3 ) ist der 
Interventionspreis für Weißzucker für das Haupt- 
überschußgebiet der Gemeinschaft auf 24,98 Rech- 
nungseinheiten für 100 kg festgesetzt worden. 

In Artikel 3 Abs. 2 der Verordnung Nr. 1009/67/ 
EWG ist vorgesehen, daß für andere Gebiete abge- 
leitete Interventionspreise festgesetzt werden, und 
zwar unter Berücksichtigung der regionalen Preis- 
unterschiede für Zucker, die bei normaler Ernte und 
freiem Warenverkehr mit Zucker aufgrund der 
natürlichen Bedingungen der Marktpreisbildung zu 
erwarten sind. 

Da bei den geltenden Quoten in den Erzeugungs- 
gebieten Deutschlands, der Niederlande, Belgiens, 
Dänemarks und Frankreichs eine ausgeglichene 
oder überschüssige Versorgungslage zu erwarten 
ist, kann davon ausgegangen werden, daß die 
Preise ab Fabrik in den genannten Gebieten, mit 
Ausnahme der französischen überseeischen Departe- 
ments, weitgehend den Preisen im Hauptüberschuß- 
gebiet der Gemeinschaft entsprechen werden. 

Demgegenüber dürfte in Italien die Zuckererzeu- 
gung bei relativ hohen Produktionskosten die fest- 
gelegte Grundmenge voraussichtlich nicht wesent- 
lich überschreiten; es ist daher mit einem aus der 
Erzeugung der Überschußgebiete der Gemeinschaft 
zu deckenden Zuschußbedarf von mehr als 500 000 
Tonnen zu rechnen. 


Unter diesen Umständen wird das Niveau der 
Marktpreise in Italien durch die Angebotspreise für 
Zucker aus den Überschußgebieten der Gemeinschaft 
bestimmt; unter Berücksichtigung des in Nordfrank- 
reich geltenden Interventionspreises, zuzüglich der 
Vermarktungskosten für Lieferungen nach Nord- 
italien einerseits und der Absatzkosten der italie- 
nischen Zuckerindustrie andererseits, kann der ab- 
geleitete Interventionspreis für Italien auf 26,69 
Rechnungseinheiten für 100 kg festgesetzt werden. 

Die Zuckererzeugung in den französischen über- 
seeischen Departements führt zu umfangreichen 
Überschüssen an Rohzucker; die günstigsten Absatz- 
möglichkeiten für diesen Zucker innerhalb der Ge- 
meinschaft ergeben sich in Südfrankreich und in 
Süditalien, wo der Zucker nach Raffinierung un- 
mittelbar verkauft werden kann; ausgehend yon den 
voraussichtlichen Marktpreisen in den italienischen 
Zuschußgebieten, die wahrscheinlich um 0,53 Rech- 
nungseinheiten je 100 kg über dem abgeleiteten 
Interventionspreis für Italien liegen werden, und 
unter Berücksichtigung der Kosten des Transports 
zwischen den überseeischen Departements und die- 
sen Gebieten ist es angebracht, für diese Departe- 
ments einen abgeleiteten Interventionspreis von 
24,65 Rechnungseinheiten für 100 kg Weißzucker 
festzusetzen. 

Nach Artikel 3 Abs. 4 der Verordnung Nr. 1009/ 
67/EWG ist für diese Departements der Interven- 
tionspreis für Rohzucker festzusetzen, der von dem 
für diese Departements festgesetzten Interventions- 
preis für Weißzucker unter Berücksichtigung einer 
einheitlichen Verarbeitungsspanne und eines pau- 
schalen Rendements abzuleiten ist; die Raffinie- 
rungskosten können nach den verfügbaren Angaben 
auf 2,07 Rechnungseinheiten für 100 kg Raffinade 
geschätzt werden, wovon voraussichtlich 0,60 Rech- 
nungseinheiten aus dem im Markt erzielbaren 
Qualitätszuschlag gegenüber dem Preis der Stan- 
dardqualität gedeckt werden können; außerdem ist 
die Ausbeute gemäß der Definition der Standard- 
qualität für Rohzucker in der Verordnung (EWG) 
Nr. 431/68 4 ) auf 92 v. H. zu veranschlagen. 

0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 308 
vom 18. Dezember 1967, S. 1 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L . . . 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L . . . 

4 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 80 
vom 10. April 1968, S. 3 
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In Artikel 9 Absatz 7 der Verordnung Nr. 1009/67/ 
EWG ist die Festsetzung der Interventionspreise für 
Rübenrohzucker vorgesehen; diese Preise sollten 
vom Interventionspreis des für Weißzucker unter 
Berücksichtigung der für die Festsetzung des Inter- 
ventionspreises für Rohzucker in den französischen 
überseeischen Departements bereits angegebenen 
Einzelheiten sowie unter Berücksichtigung der Her- 
anführungskosten für die Versorgung mit Rohzucker 
abgeleitet werden, die für 100 kg pauschal auf 0,50 
Rechnungseinheiten geschätzt werden. 

Die in Artikel 4 Absatz 1 erster Gedankenstrich 
der Verordnung Nr. 1009/67/EWG genannten Min- 
destpreise für Zuckerrüben sind für die außerhalb 
des Hauptüberschußgebiets liegenden Gebiete an- 
hand der in den betreffenden Gebieten geltenden 
Interventionspreise für Weißzucker unter Berück- 
sichtigung der bei der Festsetzung des Mindest-' 
preises für Zuckerrüben für das Hauptüberschuß- 
gebiet berücksichtigten Werte für die Verarbeitungs- 
spanne, das Rendement, die Verkaufserlöse für Me- 
lasse und die Anlieferungskosten der Zuckerrüben 
zu ermitteln. 

In Irland und Großbritannien müssen die (gegen- 
wärtig geltenden und unter den Gemeinschaftsprei- 
sen liegenden) Preise für Weißzucker, Rübenroh- 
zucker und die Zuckerrübenmindestpreise für das 
Wirtschaftsjahr 1974/1975 gemäß Artikel 52 Ab- 
satz 2 Buchstabe a) der Beitrittsakte den Gemein- 
schaftspreisen angeglichen werden. 

Es empfiehlt sich, die in Artikel 4 Absatz 1 zwei- 
ter Gedankenstrich der Verordnung Nr. 1009/67/ 
EWG genannten Mindestpreise für Zuckerrüben 
außerhalb der Grundquote im Hinblick auf die Spe- 
zialisierung des Zuckerrübenanbaus und unter Be- 
rücksichtigung der voraussichtlichen Versorgungs- 
lage der Gemeinschaft so festzusetzen, daß sie für 
die Erzeuger mit verhältnismäßig hohen Produk- 
tionskosten keinen Anreiz zur Erzeugung mehr bie- 
ten, sondern nur für sehr rationell und unter gün- 
stigsten Verhältnissen arbeitende Betriebe von In- 
teresse sind. 

Bei der Festsetzung der in Artikel 27 Abs. 4 
und 5 der Verordnung Nr. 1009/67/EWG genannten 
Hundertsätze und des in Artikel 28 derselben Ver- 
ordnung genannten Höchstbetrags der Produktions- 
abgabe ist es - dem Zweck des Quotensystems ent- 
sprechend - notwendig, den Unterschied zwischen 
dem Mindestpreis für Zuckerrüben und den Min- 
destpreis für Zuckerrüben außerhalb der Grund- 
quote einerseits und die auf etwa 45 v, H. der Ver- 
arbeitungsspanne geschätzten festen Kosten der 
Zuckerindustrie andererseits zu berücksichtigen. 

Nach Artikel 12 Absatz 2 der Verordnung Nr. 
1009/67/EWG ist der Schwellenpreis für Weißzucker 
gleich dem für das Hauptüberschußgebiet der Ge- 
meinschaft geltenden Preis zuzüglich der pauschal 
berechneten Kosten für den Transport von diesem 


Gebiet zu dem entferntesten Verbrauchsgebiet der 
Gemeinschaft mit einem Zuschußbedarf; bei der ge- 
gebenen Versorgungslage der Gemeinschaft müssen 
demzufolge die Transportkosten für Lieferungen aus 
den nordfranzösischen Departements nach Palermo 
als wichtigstem Einfuhrhafen Siziliens berücksichtigt 
werden. 

Der Schwellenpreis für Rohzucker ist unter Be- 
rücksichtigung einer Verarbeitungsspanne und eines 
pauschalen Wertes für das Rendement vom Schwel- 
lenpreis für Weißzucker abzuleiten; es empfiehlt 
sich, in diesem Fall dieselben Kriterien anzuwenden 
wie bei der Ableitung des Interventionspreises für 
Rohzucker. 

Der Schwellenpreis für Melasse ist so zu bestim- 
men, daß die bei der Festsetzung der Mindestpreise 
für Zuckerrüben berücksichtigten Erlöse der Fabri- 
ken aus Melasseverkäufen erzielt werden können. 

Gemäß Artikel 26 der Verordnung Nr. 1009/67/ 
EWG muß die Garantiemenge dem voraussichtlichen 
menschlichen Verbrauch im Zuckerwirtschaftsjahr 
1974/1975 entsprechen, abzüglich des Zuckers, der 
gemäß Protokoll Nr. 17 der Beitrittsakte nach Groß- 
britannien eingeführt werden kann; die für den 
menschlichen Verbrauch abgesetzte Zuckermenge 
kann auf 9 965 000 Tonnen veranschlagt werden, 
die Einfuhren aus den im Commonwealth-Zucker- 
abkommen bezeichneten Ländern und Gebieten be- 
laufen sich auf 1,675 Millionen Tonnen - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Diese Verordnung gilt für das Zuckerwirtschaftsjahr 
1974/1975. 

Artikel 2 

Für alle nicht in Artikel 2 Absatz 3 der Verordnung 
(EWG) Nr. . . ./74 aufgeführten Gebiete wird der ab- 
geleitete Interventionspreis für 100 kg Weißzucker 
festgesetzt: 

a) auf 26,69 Rechnungseinheiten für alle Gebiete in 
Italien, 

b) auf 24,65 Rechnungseinheiten für die französi- 
schen überseeischen Departements, 

c) auf 23,35 Rechnungseinheiten für alle Gebiete 
Irlands, 

d) auf 21,87 Rechnungseinheiten für alle Gebiete 
Großbritanniens, 

e) auf 24,98 Rechnungseinheiten für die übrigen Ge- 
biete der Gemeinschaft. 

Artikel 3 

1. Der Interventionspreis für 100 kg Rübenrohzuk- 
ker wird festgesetzt: 
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a) auf 21,17 Rechnungseinheiten für das Haupt- 
überschußgebiet der Gemeinschaft und die in 
Artikel 2 Buchstabe e) genannten Gebiete, 

b) auf 22,74 Rechnungseinheiten für die unter 
Artikel 2 Buchstabe a) genannten Gebiete, 

c) auf 19,79 Rechnungseinheiten für die unter 
Artikel 2 Buchstabe c) genannten Gebiete, 

d) auf 17,57 Rechnungseinheiten für die unter 
Artikel 2 Buchstabe d) genannten Gebiete. 

Dieser Interventionspreis gilt für Rohzucker der 
Standardqualität, unverpackt, ab Fabrik, ver- 
laden auf ein vom Käufer gewähltes Beförde- 
rungsmittel. 

2. Der in Artikel 3 Absatz 4 der Verordnung Nr. 
1009/67/EWG genannte abgeleitete Interventions- 
preis für Rohzucker in den französischen über- 
seeischen Departements wird auf 21,33 Rech- 
nungseinheiten für 100 kg festgesetzt. 


Artikel 4 

1. Der Mindestpreis für eine Tonne Zuckerrüben 
wird festgesetzt: 

a) auf 20,62 Rechnungseinheiten für die unter 
Artikel 2 Buchstabe a) aufgeführten Gebiete, 

b) auf 17,19 Rechnungseinheiten für die unter 
Artikel 2 Buchstabe c) genannten Gebiete, 

c) auf 16,05 Rechnungseinheiten für die unter 
Artikel 2 Buchstabe d) genannten Gebiete, 

d) auf 18,40 Rechnungseinheiten für die unter 
Artikel 2 Buchstabe e) genannten Gebiete. 

2. Der Mindestpreis für eine Tonne Zuckerrüben 
außerhalb der Grundquote wird festgesetzt: 


a) auf 10,82 Rechnungseinheiten für das in Arti- 
kel 2 Absatz 3 der Verordnung (EWG) Nr. . . . 
bestimmte Hauptüberschußgebiet der Gemein- 
schaft und für die in Artikel 2 Buchstaben c) 
und e) aufgeführten Gebiete; 

b) auf 13,04 Rechnungseinheiten für die in Arti- 
kel 2 Buchstabe a) aufgeführten Gebiete. 


Artikel 5 

Der Schwellenpreis wird festgesetzt: 

a) für 100 kg Weißzucker auf 29,21 Rechnungsein- 
heiten; 

b) für 100 kg Rohzucker auf 25,52 Rechnungsein- 
heiten; 

c) für 100 kg Melasse auf 3,20 Rechnungseinheiten. 


Artikel 6 

Die Garantiemenge nach Artikel 26 Absatz 1 der 
Verordnung Nr. 1009/67/EWG wird auf 8 290 000 
Tonnen Weißzucker festgesetzt. 


Artikel 7 

1. Die Hundertsätze nach Artikel 27 Abs. 4 und 5 
der Verordnung Nr. 1009/67/EWG werden auf 
60 festgesetzt. 

2. Der Höchstbetrag der Produktionsabgabe nach 
Artikel 28 der Verordnung Nr. 1009/67/EWG 
wird auf 9,75 Rechnungseinheiten für 100 kg 
Weißzucker festgesetzt. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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ix 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) Nr /74 des Rates vom 1974 

zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 239/73 betreffend den Preis für den Absatz 
von im Rahmen des Commonwealth-Zuckerabkommens in das Vereinigte Königreich 
eingeführten Zucker 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag über den Beitritt neuer 
Mitgliedstaaten zur Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft und zur Europäischen Atomgemein- 
schaft 1 ), insbesondere auf Protokoll Nr. 17 Absatz 5 
der dem Vertrag beigefügten Akte, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Nach Absatz 3 des Protokolls Nr. 17 der Beitrittsakte 
muß der Preis für den Absatz von im Rahmen des 
Commonwealth-Zuckerabkommens in das Vereinigte 
Königreich eingeführtem Zucker so festgesetzt wer- 
den, daß es möglich ist, die betreffenden Mengen 
tatsächlich abzusetzen, ohne den Absatz des Zuckers 
aus der Gemeinschaft zu gefährden. 

Durch Verordnung (EWG) Nr des Rates 

vom zur Festsetzung der Preise im Sektor 

Zucker, der Standardqualität für Zuckerrüben sowie 
des Berechnungskoeffizienten für die Höchstquote 
für das Zuckerwirtschaftsjahr 1 974/1975 -) sowie die 

Verordnung (EWG) Nr / des Rates vom 

zur Festsetzung der abgeleiteten Interventions- 

preise, der Interventionspreise für Rübenrohzucker, 
der Zuckerrübenmindestpreise, der Schwellenpreise, 
der Garantiemenge und des Höchstbetrags der Pro- 
duktionsabgabe für das Zuckerwirtschaftsjahr 1974/ 
1975 3 ) wurde der Interventionspreis für Weißzucker 
neu festgesetzt. 

Es ist daher erforderlich, den für den Zeitraum vom 
1. Juli 1974 bis zum 28. Februar 1975 durch die Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 239/73 des Rates vom 31. Ja- 
nuar 1973 über den Preis für den Absatz von im 
Rahmen des Commonwealth-Zuckerabkommens in 
das Vereinigte Königreich eingeführten Zucker und 
über Maßnahmen zur Erleichterung des Absatzes 


des Zuckers, der in den französischen überseeischen 
Departements erzeugt worden ist 1 ), geändert durch 
Verordnung (EWG) Nr. 1639/73 '"’), festgesetzten Ab- 
satzpreis und die Raffinierungsbeihilfe entsprechend 
zu ändern - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

In Artikel 1 Buchstabe c) der Verordnung (EWG) 
Nr. 239 73 wird der Betrag „16,86 Rechnungseinhei- 
ten" durch den Betrag „18,00 Rechnungseinheiten" 
ersetzt. 

Artikel 2 

ln Artikel 3 Buchstabe c) der Verordnung (EWG) 
Nr. 239/73 wird der Betrag „0,43 Rechnung. seinhei- 
ten" durch den Betrag „0,22 Rechnungseinheiten" er- 
setzt. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am 1. Juli 1974 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


5 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. Marz 1972, S. 5 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 141 
vom 28. Mai 1973, S. 6 

:{ ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L . . . 
vom . . . . , S. . . . 

4 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 29 
vom 1. Februar 1973, S. 14 

: >) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 165 
vom 21. Juni 1973, S. 5 
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X 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) Nr /74 des Rates vom 1974 

zur Ergänzung der Verordnung Nr. 1009/67/EWG über die gemeinsame 
Marktorganisation für Zucker 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Artikel 39 des Vertrages nennt als Ziele der ge- 
meinsamen Agrarpolitik die Stabilisierung der 
Märkte, die Sicherstellung der Versorgung und die 
Belieferung der Verbraucher zu angemessenen Prei- 
sen. 

Es ist notwendig, im Hinblick auf die genannten 
Ziele der gemeinsamen Agrarpolitik geeignete Maß- 
nahmen für eventuelle Mangelsituationen zu treffen, 
die auf einem oder mehreren Märkten der Gemein- 
schaft auftreten können. 

In diesem Zusammenhang ist die Einführung einer 
Mindestlagerhaltung, die jedem Zuckerhersteller zur 
Auflage gemacht wird, eine der wirksamsten Maß- 
nahmen. Es ist jedoch angezeigt, diesen Grundsatz 
verhältnismäßig flexibel anzuwenden, um nachtei- 
lige Auswirkungen für die betroffenen Zuckerher- 
steller möglichst zu vermeiden. Zur Verwirklichung 
der mit der Mindestlagerhaltung verfolgten Ziele ist 
es unerläßlich, darüber hinaus die Möglichkeit der 
Regelung der Verkaufsmodaliläten des gelagerten 
Zuckers vorzusehen - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Verordnung Nr. 1009/67/EWG wird durch nach- 
stehenden Artikel 16 a) ergänzt: 

„Artikel 16 a) 

1 . Jeder Zuckerhersteller hält während des ganzen 
Zuckerwirtschaftsjahres eine Zuckermenge auf 
Lager, die 10 v. H. seiner Produktion oder 10 v. H. 
seiner Grundquote (sofern diese niedriger ist als 
seine Produktion) nicht unterschreiten darf. Vor- 
behaltlich der Bestimmungen von Absatz 2 muß 
dieser Mindestvorrat Eigentum des jeweiligen 
Zuckerherstellers sein und darf nicht Gegenstand 
irgendwelcher Verpflichtungen sein. 

2. Abweichungen von Absatz 1 sind nach dem Ver- 
fahren von Absatz 5 möglich. 


Diese Abweichungen betreffen insbesondere die 
Möglichkeit: 

a) daß ein Mindestvorrat statt vom Rohzucker- 
hersteller von einem anderen Zuckerherstel- 
ler oder von einer Raffinerie gehalten wird; 

b) daß der Zuckerhersteller in Ausnahmefällen 
ganz oder teilweise von der Pflicht zur Min- 
destlagerhaltung befreit werden kann; 

c) daß der Vorrat eines Zuckerherstellers von 
einem anderen Hersteller gehalten wird; 

d) daß für den Mindestvorrat eine Verpflichtung 
eingegangen werden kann, sofern nicht die 
durch diesen Artikel angestrebten Ziele in 
Frage gestellt werden. 

3. Wenn die Marktsituation es erfordert, kann be- 
schlossen werden, 

a) daß ein Teil oder der gesamte Mindestvorrat 
freigegeben wird, 

b) daß ein Teil oder der gesamte Mindestvorrat 
zum Verkauf angeboten wird. Für den Ver- 
kauf des betreffenden Zuckers können Ver- 
kaufsbedingungen und vor allem Höchstpreise 
vorgesehen werden. 

4. Der Rat erläßt auf Vorschlag der Kommission 
nach dem Abstimmungsverfahren des Artikels 42 
Absatz 2 des Vertrages die allgemeinen Regeln 
für die Anwendung dieses Artikels. Diese Re- 
geln sehen vor allem die Erhebung eines Be- 
trages im Falle der Nichteinhaltung der frag- 
lichen Bestimmungen durch die Zuckerhersteller 
vor. 

5. Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Arti- 
kel werden nach dem Verfahren des Artikels 40 
erlassen." 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. Sie ist ab dem 1. Oktober 
1974 anwendbar. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Vorschlag für eine Verordnung (EWG) Nr /74 des Rates vom 1974 

zur Änderung der Verordnung Nr. 136/66/EWG in bezug auf Olivenöl 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Preise für Olivenöl auf dem Weltmarkt lagen 
in den letzten Wirtschaftsjahren über den auf dem 
Gemeinschaftsmarkt festgestellten Preisen. Außer- 
dem hat die Erfahrung gezeigt, daß die Festsetzung 
der Abschöpfungen für Olivenöl insbesondere we- 
gen der unzureichenden Angaben infolge der Enge 
des Weltmarkts auf Schwierigkeiten stieß. 

Infolgedessen empfiehlt es sich, das System der 
Abschöpfungen und Erstattungen außer Kraft zu 
setzen und für nicht raffiniertes Olivenöl die voll- 
ständige Aussetzung der Zollsätze des Gemeinsamen 
Zolltarifs vorzusehen. Außerdem ist es mit Rück- 
sicht auf die Besonderheiten des Welthandels mit 
Olivenöl erforderlich, den Gemeinschaftsmarkt ge- 
gen anomale Angebote durch ein System von Aus- 
gleichsbeträgen zu schützen. 

Im Verlauf der letzten Wirtschaftsjahre standen 
einer korrekten Anwendung der Preisregelung für 
Olivenöl zahlreiche Schwierigkeiten entgegen. Da- 
bei unterschied sich der Betrag der gewährten Bei- 
hilfe von dem Betrag, der erforderlich gewesen 
wäre, um den Erzeugern ein angemessenes Einkom- 
men zu gewährleisten. Deshalb muß die vorge- 
nannte Regelung durch die Regelung ersetzt wer- 
den, die eine bessere Anpassung des Beihilfebetrags 
an die tatsächliche Marktlage gestattet. 

Unter Berücksichtigung der Marktlage bei Oliven- 
öl und ihrer voraussichtlichen Entwicklung kann die 
Stabilität dieses Marktes dadurch erreicht werden, 
daß ein Ausgleichsvorrat gebildet wird. Durch die 
Bildung dieses Vorrats kann auf jedes andere Sta- 
bilisierungssystem in der Gemeinschaft verzichtet 
werden - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Artikel 2 der Verordnung Nr. 136/66/EWG erhält 
folgenden Wortlaut: 

„1. Auf die in Artikel 1 Absatz 2 Buchstaben a), b), 
d) und e) genannten Erzeugnisse wird der Ge- 
meinsame Zolltarif angewendet. 


2. Für die in Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe c) ge- 
nannten Erzeugnisse wird die Anwendung des 
Gemeinsamen Zolltarifs ausgesetzt. Jedoch wird 
bei der Einfuhr von raffiniertem Olivenöl der 
Tarifstelle 15.07 AI des Gemeinsamen Zolltarifs 
aus Drittländern ein Zoll erhoben, der den 
Schutz der Verarbeitungsindustrie in der Ge- 
meinschaft gewährleisten soll. Die Höhe dieses 
Zolls wird vom Rat mit qualifizierter Mehrheit 
auf Vorschlag der Kommission festgesetzt." 


Artikel 2 

Artikel 3 Absatz 6 zweiter Unterabsatz der Ver- 
ordnung Nr. 136/66/EWG erhält folgende Fassung: 

„Ein Ausgleichsbetrag kann auch bei der Einfuhr der 
in Artikel 1 Absatz 2 Buchstaben a), b), d) und e) 
genannten Erzeugnisse erhoben werden, wenn in- 
folge der Subventionen, Prämien oder Maßnahmen 
gleicher Wirkung, die von einem oder mehreren 
Drittländern direkt oder indirekt bei diesen Erzeug- 
nissen gewährt bzw. getroffen werden, die tatsäch- 
lichen Angebote dieser Erzeugnisse nicht den Prei- 
sen entsprechen, die sich ohne diese Maßnahmen 
oder Praktiken ergeben würden, und wenn dies 
eine bedeutende Schädigung der Erzeugung der vor- 
genannten Erzeugnisse in der Gemeinschaft ver- 
ursacht oder zu verursachen droht." 


Artikel 3 

Der Verordnung Nr. 136/66/EWG wird folgender 
Artikel 3 a) hinzugefügt: 

„Artikel 3 a): 

Bei der Einfuhr von raffiniertem Olivenöl der Tarif- 
stelle 15.07 AI des Gemeinsamen Zolltarifs kann 
ein Ausgleichsbetrag erhoben werden, wenn der 
Angebotspreis für dieses Öl zu dem Angebotspreis 
des Öls, aus dem es hervorgegangen ist, nicht in 
einem normalen Verhältnis steht. 

Ein Ausgleichsbetrag kann auch bei der Einfuhr von 
nicht raffiniertem Olivenöl der Tarifstelle 15.07 All 
des Gemeinsamen Zolltarifs erhoben werden, wenn 
die Angebotspreise für die einzelnen Aufmachungs- 
formen dieses Öls nicht in einem normalen Ver- 
hältnis zueinander stehen. 

Die Ausgleichsbeträge werden nach Maßgabe der 
vom Rat mit qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag 
der Kommission festgelegten Bedingungen fest- 
gesetzt." 
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Artikel 4 

Artikel 4 der Verordnung Nr. 136/66/EWG erhält 
folgende Fassung: 

„1. Der Rat setzt jährlich vor dem 1. August nach 
dem Verfahren des Artikels 43 Absatz 2 des 
Vertrages für die Gemeinschaft einen Richtpreis 
für Olivenöl fest. 

Dieser Preis wird unter Berücksichtigung der 
Notwendigkeit, in der Gemeinschaft das erfor- 
derliche Produktionsvolumen aufrechtzuerhal- 
ten, in einer für den Erzeuger angemessenen 
Höhe festgesetzt. 

2. Vorbehaltlich der Bestimmungen des Artikels 9 
bleibt der Richtpreis während der gesamten 
Dauer des folgenden Wirtschaftsjahres in Kraft; 
das Wirtschaftsjahr dauert vom 1. November 
bis zum 31. Oktober. 

3. Der Richtpreis gilt für eine Standardqualität 
eines Öls, das in dem in Artikel 35 vorgesehe- 
nen Anhang bezeichnet ist. Diese Standard- 
qualität wird vom Rat nach dem in Absatz 1 
erwähnten Verfahren festgesetzt. 

4. Der Richtpreis wird auf der Großhandelsstufe 
- ohne Steuern - festgesetzt." 


Artikel 5 

Artikel 9 der Verordnung Nr. 136/66/EWG erhält 
folgende Fassung: 

„Um eine Staffelung der Verkäufe zu ermöglichen, 
wird der Richtpreis vom 1. Januar an acht Monate 
lang monatlich erhöht. 

Die monatlich gleichbleibenden Zuschläge werden 
jährlich vom Rat mit qualifizierter Mehrheit auf 
Vorschlag der Kommission unter Berücksichtigung 
der Lagerkosten und Zinsen in der Gemeinschaft 
festgesetzt." 

Artikel 6 

Artikel 10 der Verordnung Nr. 136/66/EWG erhält 
folgende Fassung: 

„1. Ist der für ein Wirtschaftsjahr geltende Richt- 
preis höher als der auf die Standardqualität zu- 
rückgeführte Durchschnittspreis, der in demsel- 
ben Wirtschaftsjahr auf dem Gemeinschafts- 
markt festgestellt wurde, so wird den Erzeugern 
von Olivenöl in der Gemeinschaft eine Beihilfe 
in Höhe des Unterschieds zwischen diesen bei- 
den Preisen gewährt. 

2. Der Rat entscheidet mit qualifizierter Mehrheit 
auf Vorschlag der Kommission und bestimmt: 


a) die allgemeinen Vorschriften, nach denen 
der Durchschnittspreis festgestellt wird; 

b) die Grundsätze, nach denen die Beihilfe ge- 
währt wird; 

c) die allgemeinen Bestimmungen über die 
Überwachung des Anspruchs auf Beihilfe. 

3. Nach dem in Artikel 38 vorgesehenen Verfah- 
ren werden bestimmt; 

a) der Durchschnittspreis für Olivenöl; 

b) die Durchführungsbestimmungen zu diesem 
Artikel," 


Artikel 7 

Artikel 12 der Verordnung Nr. 136/66/EWG erhält 
folgende Fassung: 

„Artikel 12 

1. Es wird ein Ausgleichsvorrat an Olivenöl für 
eine festzulegende Höchstmenge gebildet. 

2. Zu diesem Zweck kaufen die Interventionsstel- 
len jedes Erzeuger-Mitgliedstaates Olivenöl mit 
Ursprung in der Gemeinschaft, das ihnen in den 
Interventionsorten in den Erzeugungsgebieten 
angeboten wird. Der Ankauf erfolgt zu einem 
Preis, der höchstens gleich dem Richtpreis sein 
darf. 

Entspricht jedoch die Bezeichnung bzw. Qualität 
des den Interventionsstellen angebotenen Öls 
nicht der Bezeichnung bzw. Qualität, für die der 
Richtpreis festgelegt wurde, so wird der Ankaufs- 
preis anhand einer Tabelle von Zu- und Abschlä- 
gen berichtigt. 

Ferner wird bei der Bezahlung des Öls, wenn 
dieses auf Verlangen der Interventionsstelle an 
einen anderen Ort als den vom Verkäufer zum 
Zeitpunkt des Angebots angegebenen Interven- 
tionsort geliefert, die sich daraus für den Ver- 
käufer ergebende Änderung der Beförderungs- 
kosten berücksichtigt. 

3. Der Rat erläßt mit qualifizierter Mehrheit auf 
Vorschlag der Kommission die allgemeinen Be- 
stimmungen über die Bildung, die Verwaltung 
und den Absatz des Ausgleichsvorrats. 

4. Nach dem Verfahren des Artikels 38 werden 
festgelegt: 

— die in Absatz 1 genannte Höchstmenge, 

— die Durchführungsbestimmungen zu diesem 
Artikel, insbesondere die Bestimmungen über 
Qualität und Umfang der aus dem Ausgleichs- 
vorrat angebotenen Partien." 
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Artikel 8 

Die Artikel 5 bis 8, 11, 13 bis 16, 18 und 19 der Ver- 
ordnung Nr. 136/66/EWG sowie die Durchführungs- 
bestimmungen zu diesen Artikeln werden aufge- 
hoben. 


Artikel 9 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Sie gilt ab 1 . November 1974. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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XII 

Entwurf für eine Verordnung (EWG) Nr /74 des Rates 1974 

zur Festsetzung des Richtpreises für Olivenöl für das Wirtschaftsjahr 1974/1975 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 136/66 EWG des 
Rates vom 22. September 1966 über die Errichtung 
einer gemeinsamen Marktorganisation für Fette 1 ), 
zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) 
Nr 74 2 ), 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Bei der Festsetzung des Richtpreises für Olivenöl 
ist sowohl den Zielen der gemeinsamen Agrarpolitik 
als auch dem Beitrag Rechnung zu tragen, den die 
Gemeinschaft zur harmonischen Entwicklung des 
Welthandels leisten will; die gemeinsame Agrar- 
politik zielt insbesondere darauf ab, der landwirt- 
schaftlichen Bevölkerung eine angemessene Lebens- 
haltung zu gewährleisten, die Versorgung sicher- 
zustellen und die Belieferung der Verbraucher zu 
angemessenen Preisen zu gewährleisten. 

Der erwähnte Richtpreis ist nach den Kriterien 
des Artikels 4 der Verordnung Nr. 136/66/EWG für 
eine bestimmte Standardqualität festzusetzen. 


Die Gründe, die im vergangenen Wirtschaftsjahr 
zur Festsetzung der Standardqualität geführt haben, 
bestehen weiterhin; es ist daher angebracht, diese 
Standardqualität unverändert beizubehalten. 

Die Anwendung dieser Kriterien führt dazu, den 
Richtpreis höher als den Erzeugerrichtpreis festzu- 
setzen, der anhand derselben Kriterien für das vor- 
ausgegangene Wirtschaftsjahr festgesetzt worden 
war - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Der Richtpreis für Olivenöl wird für das Wirtschafts- 
jahr 1974/1975 auf 145,40 Rechnungseinheiten je 
100 kg festgesetzt. 

Artikel 2 

Der in Artikel 1 genannte Preis bezieht sich auf 
naturreines („mittelfeines") Olivenöl, dessen Ge- 
halt an freien Fettsäuren, berechnet als Ölsäure, 3 g 
je 100 g beträgt. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 172 
vom 30. September 1966, S. 3025/66 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. . . . 
vom . . . . , S. . , . 
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XIII 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) Nr /74 des Rates vom 1974 

zur Ausdehnung der für Ölsaaten vorgesehenen Preisregelung auf Sojabohnen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 136/66/EWG des 
Rates vom 22. September 1966 über die Errichtung 
einer gemeinsamen Marktorganisation für Fette J ), 
zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) 

Nr /74 2 ), insbesondere auf Artikel 21 zweiter 

Unterabsatz, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gemäß Artikel 21 der Verordnung Nr. 136/66/ 
EWG gilt die in den Artikeln 22 bis 29 vorgesehene 
Regelung für Raps- und Rübsensamen und Sonnen- 
blumenkerne} in Artikel 21 zweiter Unterabsatz ist 
jedoch die Möglichkeit vorgesehen, diese Regelung 
auch auf andere Ölsaaten anzuwenden. 

Die Erzeugung von Sojabohnen ist für die Land- 
wirte in der Gemeinschaft von wachsender Bedeu- 
tung. Um die Entwicklung dieser Erzeugung zu för- 
dern, ist es erforderlich, die vorgenannte Regelung 
auf Sojabohnen auszudehnen. Da jedoch die Erzeu- 
gung von Sojabohnen nur geringen Umfang hat, ist 


die Anwendung der für die anderen Ölsaatenarten 
vorgesehenen Interventions- und Ausfuhrerstat- 
tungsregelung auf Sojabohnen nicht erforderlich - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Einziger Artikel 

Vom 1. November 1974 an gelten die folgenden Be- 
stimmungen der Verordnung Nr. 136/66/EWG auch 
für Sojabohnen: 

— Artikel 22 in bezug auf den Richtpreis; 

— Artikel 23; 

— - Artikel 25 in bezug auf den Richtpreis; 

— Artikel 27; 

— Artikel 29. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 172 
vom 30. September 1966, S. 3025/66 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. . . . 
vom . . . . , S. . . . 
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XIV 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) Nr /74 des Rates vom 1974 

zur Festsetzung der Richtpreise und der Interventionsgrundpreise für Ö’lsaaten 
für das Wirtschaftsjahr 1974/1975 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 136/66/EWG des 
Rates vom 22. September 1966 über die Errichtung 
einer gemeinsamen Marktorganisation für Fette 1 ), 
zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) 
Nr. . . ./74 2 ), insbesondere auf Artikel 22 Absatz 1 
Unterabsatz 3, 

gestützt auf die Verordnung EWG) Nr. . . ./' 74 des 

Rates vom zur Ausdehnung der für Ölsaaten 

vorgesehenen Preisregelung auf Sojabohnen 3 ), 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Mit der Verordnung (EWG) Nr. . . . /74 wurde die 
für die anderen Ölsaaten vorgesehene Richtpreis- 
regelung auf Sojabohnen ausgedehnt. Deshalb ist es 
angebracht, für das Wirtschaftsjahr 1974/1975 auch 
für Sojabohnen einen Richtpreis festzusetzen. 

Bei der Festsetzung der Richtpreise und der Inter- 
ventionsgrundpreise für Ölsaaten ist sowohl den 
Zielen der gemeinsamen Agrarpolitik als auch dem 
Beitrag Rechnung zu tragen, den die Gemeinschaft 
zur harmonischen Entwicklung des Welthandels lei- 
sten will. Die gemeinsame Agrarpolitik zielt insbe- 
sondere darauf ab, der landwirtschaftlichen Bevölke- 
rung eine angemessene Lebenshaltung zu gewähr- 
leisten, die Versorgung sicherzustellen und für die 
Belieferung der Verbraucher zu angemessenen Prei- 
sen Sorge zu tragen. 

Die Anwendung dieser Kriterien führt dazu, die 
Richtpreise und die Interventionsgrundpreise bei 
Raps- und Rübsensamen und bei Sonnenblumenker- 
nen höher festzusetzen als für das vorhergehende 
Wirtschaftsjahr. Bei Sojabohnen ist der Richtpreis 
so festzusetzen, daß er zwischen dem Richtpreis für 
Rapssamen und dem Richtpreis für Sonnenblumen- 
kerne liegt. 

Die Preise für Ölsaaten müssen für bestimmte Stan- 
dardqualitäten festgesetzt werden; bei der Bestim- 
mung der Standardqualitäten ist von den Durch- 
schnittsqualitäten der in der Gemeinschaft geernte- 
ten Ölsaaten auszugehen. Die für das Wirtschafts- 
jahr 1973/1974 festgesetzte Qualität für Sonnen- 
blumenkerne entspricht diesen Erfordernissen und 
kann demnach für das folgende Wirtschaftsjahr bei- 
behalten werden; dagegen ist die für das Wirt- 


schaftsjahr 1973/1974 berücksichtigte Qualität für 
Raps- und Rübsensamen zu ändern - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Für das Wirtschaftsjahr 1974/1975 werden die Richt- 
preise und die Interventionsgrundpreise für Ölsaa- 
ten wie folgt festgesetzt: 

Rechnungseinheiten 
je 100 kg 


a) Raps- und Rübsensamen: 

— - Richtpreis: 21,90 

— Interventionsgrundpreis: 21,27 

b) Sonnenblumenkerne: 

— Richtpreis: 22,54 

— - Interventionsgrundpreis: 21,89 

c) Sojabohnen: 

— Richtpreis: 22,20 


Die Interventionspreise gelten für Genua. 

Artikel 2 

Die in Artikel 1 genannten Preise gelten für lose 

Ware von gesunder und handelsüblicher Beschaf- 
fenheit, und zwar 

a) für Raps- und Rübsensamen mit 2 v. H. Fremd- 
bestandteilen und in dieser unveränderten Saat 
mit 9 v. H. Feuchtigkeitsgehalt und 42 v. H. Öl- 
gehalt; 

b) für Sonnenblumenkerne mit 2 v. H. Fremdbestand- 
teilen und in dieser unveränderten Saat mit 
10 v. H. Feuchtigkeitsgehalt und 40 v. H. Öl- 
gehalt; 

c) für Sojabohnen mit 2 v. H. Fremdbestandteilen 
und in dieser unveränderten Saat mit 14 v. H. 
Feuchtigkeitsgehalt und 18 v. H. Ölgehalt. 

Artikel 3 

Das Wirtschaftsjahr für Sojabohnen beginnt am 

1. November und endet am 31. Oktober. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 172 
vom 30. September 1966, S. 3025/66 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. . . . 
vom . . . . , S. . . . 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. . . . 

vom S. . . . 

4 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 106 
vom 12. Mai 1971, S. 1 
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xv 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) Nr /74 des Rates vom 1974 

zur Festsetzung der Hauptinterventionsorte für Ölsaaten ud der dort geltenden 
abgeleiteten Interventionspreise für das Wirtschaftsjahr 1974/1975 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 136/66/EWG des 
Rates vom 22. September 1966 über die Errichtung 
einer gemeinsamen Marktorganisation für Fette 1 ), 
zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) 
Nr. . ../74 2 ), insbesondere auf Artikel 22 Absatz 2 
erster Unterabsatz, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gemäß Artikel 22 Absatz 2 der Verordnung Nr. 
136/66/EWG sind für das Wirtschaftsjahr 1974/1975 
die Hauptinterventionsorte für Raps- und Rübsen- 
samen und für Sonnenblumenkerne sowie die dort 
geltenden abgeleiteten Interventionspreise festzu- 
setzen. 

Es ist zweckmäßig, als Hauptinterventionsorte 
diejenigen Orte zu berücksichtigen, in denen sich 
die wichtigsten Märkte der Haupterzeugungsgebiete 
befinden. Um einen angemessenen Preis für die ge- 
meinschaftlichen Saaten in den Zuschußgebieten zu 
gewährleisten, empfiehlt es sich außerdem, die für 
die Verarbeitung von Saaten repräsentativsten Orte 
sowie die außerhalb der Erzeugungsgebiete liegen- 
den und für den Binnenhandel und die Ausfuhr von 
Saaten repräsentativen Orte zu berücksichtigen. 

Gemäß Artikel 24 der Verordnung Nr. 136/66/ 
EWG müssen die abgeleiteten Interventionspreise 
so festgelegt werden, daß ein freier Verkehr mit Öl- 
saaten in der Gemeinschaft unter Berücksichtigung 
der natürlichen Preisbildungsbedingungen und ent- 
sprechend dem Marktbedarf möglich ist. Zu diesem 
Zweck müssen die Interventionspreise so festgesetzt 


werden, daß die Unterschiede zwischen ihnen den 
im Falle einer normalen Ernte absehbaren Preis- 
unterschieden entsprechen. Die Anwendung dieser 
Kriterien führt zu bestimmten Änderungen der ab- 
geleiteten Interventionspreise. 

Für das Wirtschaftsjahr 1973/1974 waren die ab- 
geleiteten Interventionspreise in Dänemark und im 
Vereinigten Königreich niedriger als die gemein- 
samen Preise festgesetzt worden; diese Preise sind 
gemäß Artikel 52 der Beitrittsakte den gemeinsamen 
Preisen anzunähern. 

Die im Wirtschaftsjahr 1973/1974 gewonnenen Er- 
fahrungen haben gezeigt, daß es zweckmäßig ist, für 
das Wirtschaftsjahr 1974/1975 die Zahl der im vor- 
ausgegangenen Wirtschaftsjahr berücksichtigten In- 
terventionsorte für Raps und Rübsen zu ver- 
ringern — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Für das Wirtschaftsjahr 1974/1975 werden die 
Hauptinterventionsorte für Raps- und Rübsensamen 
und Sonnenblumenkerne sowie die dort geltenden 
abgeleiteten Interventionspreise entsprechend den 
Angaben im Anhang festgesetzt. 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. Juli 1974 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 172 
vom 30. September 1066, S. 3025/66 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L . . . . 
vorn S. . . . 
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Hauptinterventionsorte und dort geltende Interventionspreise 


A. Für Raps- und Rübsensamen: 


Interventionspreis 


Orte 

in Rechnungseinheiten 

je 100 kg Ölsaaten 


der Standardqualität 

Chäteauroux 

19,68 

Bourges 

19,78 

Le Havre 

20,80 

Dijon 

19,95 

Chälons-sur-Marne 

20,11 

Dünkirchen 

20,80 

Antwerpen 

20,90 

Rotterdam 

21,00 

Düsseldorf 

20,90 

Mannheim 

20,85 

Hamburg 

20,90 

Lyon 

19,95 

Marseille 

20,54 

Bordeaux 

20,06 

Sete 

20,06 

Genua 

21,27 

Kopenhagen 

19,32 

Dublin 

21,27 

Hüll 

17,05 

Liverpool 

17,05 


B. Für Sonnenblumenkerne 

Interventionspreis 
in Rechnungseinheiten 
je 100 kg Ölsaaten 
der Standardqualität 

20,11 
21,53 
21,84 
21,22 
21,04 
21,89 


Orte 


Bourges 

Bordeaux 

Marseille 

Le Pouzin 

Rouen 

Genua 


Anhang 
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XVI 

Entwurf für eine Verordnung (EWG) Nr /74 des Rates 1974 

betreffend die Ausgleichsbeträge für Raps- und Rübsensamen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf den Vertrag über den Beitritt neuer 
Mitgliedstaaten zur Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft und zur Europäischen Atomgemein- 
schaft 1 ), insbesondere auf Artikel 62 Abs. 1 der ihm 
beigefügten Akte 2 ) - im folgenden „Akte“ ge- 
nannt 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

In der Verordnung (EWG) Nr. 1706/73 3 ) sind die 
Ausgleichsbeträge festgesetzt, die von der Beihilfe 
oder der Ausfuhrerstattung für in Dänemark und im 
Vereinigten Königreich im Wirtschaftsjahr 1973/1974 
geerntete und in der Ölmühle unter Kontrolle ge- 
stellte oder in diesem Wirtschaftsjahr ausgeführte 
Raps- und Rübsensamen abzuziehen sind. 

Im Wirtschaftsjahr 1974/1975 werden die in Däne- 
mark und dem Vereinigten Königreich geltenden 
abgeleiteten Interventionspreise nach Artikel 52 der 
Akte an das Gemeinschaftspreisniveau angenähert. 
Es ist angebracht, die in diesem Wirtschaftsjahr gel- 
tenden Ausgleichsbeträge entsprechend zu senken - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Für die in Dänemark und im Vereinigten König- 
reich geernteten und im Wirtschaftsjahr 1974/ 
1975 ausgeführten oder im Sinne von Artikel 3 
der Verordnung (EWG) Nr. 2114/71 4 ) in einer 


Ölmühle unter Kontrolle gestellten Raps- und 
Rübsensamen betragen die Ausgleichsbeträge, 
die von der in Artikel 27 der Verordnung Nr. 
136/66/EWG 5 ) genannten Beihilfe und der in 
Artikel 28 derselben Verordnung genannten Aus- 
fuhrerstattung abzuziehen sind: 

Dänemark: 0,96 RE/ 100 kg, 

Vereinigtes Königreich: 4,22 RE/100 kg. 

2. Die abzuziehenden Ausgleichsbeträge entspre- 
chen höchstens den anwendbaren Beträgen der 
Beihilfe bzw. der Ausfuhrerstattung. 


Artikel 2 

Die Durchführungsbestimmungen zu dieser Verord- 
nung werden nach dem Verfahren des Artikels 38 
der Verordnung Nr. 136/66/EWG erlassen. 


Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am 1. Juli 1974 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. März 1972, S. 5 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. März 1972, S. 14 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 175 
vom 29. Juni 1973, S. 4 

4 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 222 
vom 2. Oktober 1971, S. 2 

5 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 172 
vom 30. September 1966, S. 3025/66 
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XVII 

Entwurf für eine Verordnung (EWG) Nr /74 des Rates 1974 

zur Festsetzung des Beihilfebetrags für Baumwollsaat für das Wirtschaftsjahr 
1974/1975 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1516/71 
des Rates vom 12. Juli 1971 zur Einführung einer 
Beihilferegelung für Baumwollsaat 1 ), insbesondere 
auf Artikel 1 Abs. 3, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments, 

in Erwägung, daß nach Artikel 1 der Verordnung 
(EWG) Nr. 1516/71 der Beihilfebetrag für in der 
Gemeinschaft erzeugte Baumwollsaat jedes Jahr un- 
ter Berücksichtigung der Marktlage und ihrer vor- 


aussichtlichen Entwicklung so festzusetzen ist, daß 
ein Beitrag zur Gewährleistung eines angemessenen 
Einkommens der Erzeuger erbracht wird — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Einziger Artikel 

Für das Wirtschaftsjahr 1974/1975 wird der in 
Artikel 1 der Verordnung (EWG) Nr. 1516/71 vorge- 
sehene Beihilfebetrag auf 83,60 Rechnungseinheiten 
je Hektar festgesetzt. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


ü Amtsblatt der Europäisdien Gemeinschaften Nr. L 160 
vom 17. Juli 1971, S. 1 
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XVIII 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) Nr /74 des Rates vom 1974 

über die gemeinsame Marktorganisation für Trockenfutter 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
die Artikel 42 und 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Mit dem Funktionieren und der Entwicklung des 
Gemeinsamen Marktes muß die Gestaltung einer 
gemeinsamen Agrarpolitik Hand in Hand gehen. Sie 
muß insbesondere eine gemeinsame Organisation 
der Agrarmärkte umfassen, die je nach den Erzeug- 
nissen verschiedene Formen annehmen kann. 

Die Herstellung von Trockenfutter ist für die 
Tierernährung von besonderer Bedeutung. Die 
Marktlage für diese Erzeugnisse ist dadurch gekenn- 
zeichnet, daß die Erzeugung weit hinter den Absatz- 
möglichkeiten in der Gemeinschaft zurückbleibt. Da- 
her muß durch geeignete Maßnahmen eine bessere 
Versorgung des Gemeinschaftsmarktes gewähr- 
leistet werden. Dieses Ziel kann durch die Gewäh- 
rung von Beihilfen für die Trocknungsbetriebe er- 
reicht werden. 

Die Geltungsdauer dieser Beihilferegelung muß 
jedoch auf den Zeitraum begrenzt werden, in dem 
sich ihre Wirksamkeit beurteilen läßt. 

Um die regelmäßige Versorgung der Betriebe zu 
erleichtern, muß die Gewährung der Beihilfe in 
einigen Fällen vom Abschluß von Lieferverträgen 
für einen bestimmten Zeitraum abhängig gemacht 
werden. 

Die gemeinsame Marktorganisation für Trocken- 
futter hat die Festlegung einer einheitlichen Han- 
delsregelung an den Grenzen der Gemeinschaft zur 
Folge. Der gemeinsame Zolltarif gilt auf Grund des 
Vertrags de jure ab 1. Januar 1970. Dank dieser 
Regelung sollte es möglich sein, auf alle sonstigen 
Schutzmaßnahmen zu verzichten. Damit jedoch der 
Markt den durch die Ein- und Ausfuhren möglicher- 
weise entstehenden Störungen nicht schutzlos aus- 
gesetzt ist, muß es der Gemeinschaft ermöglicht wer- 
den, rasch alle erforderlichen Maßnahmen zu 
treffen. 

Die zuständigen Behörden müssen in der Lage 
sein, den Warenverkehr ständig zu überwachen, um 
die Marktentwicklung beurteilen und die Maßnah- 
men treffen zu können, die sie erforderlich macht. 
Hierzu ist die Erteilung von Einfuhrlizenzen in Ver- 


bindung mit der Stellung einer Kaution vorzusehen, 
welche die Abwicklung der Einfuhren gewährleisten 
soll, für die Lizenzen beantragt wurden. 

Die Erhebung von Zöllen oder Abgaben mit glei- 
cher Wirkung und die Anwendung mengenmäßiger 
Beschränkungen oder Maßnahmen mit gleicher 
Wirkung im innergemeinschaftlichen Handel sind 
ab 1. Januar 1970 auf Grund des Vertrags de jure 
verboten. 

Die Vertragsbestimmungen, die die Beurteilung 
der von den Mitgliedstaaten gewährten Beihilfen 
und das Verbot der mit dem Gemeinsamen Markt 
unvereinbaren Beihilfen ermöglichen, müssen für 
Trockenfutter anwendbar sein. 

Um die Durchführung der geplanten Bestimmun- 
gen zu erleichtern, ist ein Verfahren vorzusehen, das 
eine enge Zusammenarbeit zwischen den Mitglied- 
staaten und der Kommission in einem Verwaltungs- 
ausschuß gewährleistet — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Es wird eine gemeinsame Marktorganisation für 
Trockenfutter errichtet, die für folgende Erzeugnisse 


gilt. 


Nummer des 


Gemeinsamen 

Zolltarifs 

Warenbezeichnung 

ex 12.10 B 

Luzerne, Klee, Futterkohl, 
Lupinen, Wicken und ähn- 
liches Futter, getrocknet, 
ausgenommen Heu 


Artikel 2 

Das Wirtschaftsjahr für Trockenfutter beginnt am 
1. April jedes Jahres und endet am 31. März des 
darauffolgenden Jahres. 

TITEL I 

Produktionsbeihilfe 
Artikel 3 

1. Für das in Artikel 1 genannte Trockenfutter, das 
aus in der Gemeinschaft geerntetem Grünfutter 
hergestellt wird, wird unter den nachstehend 
festgelegten Bedingungen eine Produktionsbei- 
hilfe gewährt. 
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2. Die Produktionsbeihilfe wird von dem Mitglied- 
staat gewährt, auf dessen Hoheitsgebiet das 
Trockenfutter hergestellt wird. 

3. Die Produktionsbeihilfe wird nur den Trock- 
nungsbetrieben gewährt, die 

— einer von dem betreffenden Mitgliedstaat an- 
erkannten Vereinigung angehören; 

— mit den Grünfutterherstellern Lieferverträge 
abgeschlossen haben oder ihre eigene Pro- 
duktion oder - bei Zusammenschlüssen - die 
Produktion ihrer Mitglieder verarbeiten; 

— Trockenfutter herstellen, das einer Mindest- 
qualität entspricht. 

4. Die in Absatz 3 genannten Lieferverträge müs- 
sen für einen Zeitraum von drei aufeinander- 
folgenden Wirtschaftsjahren abgeschlossen wer- 
den und spätestens am 31. März 1978 ablaufen. 

5. Die Bedingungen, unter denen die in Absatz 3 
genannten Vereinigungen anerkannt werden, 
werden vom Rat auf Vorschlag der Kommission 
mit qualifizierter Mehrheit festgelegt. 

6. Die Durchführungsbestimmungen zu diesem 
Artikel, insbesondere die Rahmenbestimmungen 
über die in Absatz 3 genannten Verträge, wer- 
den nach dem in Artikel 13 vorgesehenen Ver- 
fahren festgelegt. 


Artikel 4 

1. Bei der Festsetzung der Höhe der Beihilfe wird 
der Notwendigkeit Rechnung getragen, eine 
bessere Trockenfutterversorgung der Gemein- 
schaft sicherzustellen. 

2. Die Beihilfe, deren Betrag für die gesamte Ge- 
meinschaft einheitlich ist, wird jedes Jahr bis 
zum 1. August für das im darauffolgenden Jahr 
beginnende Wirtschaftsjahr festgesetzt. 

Die Beihilfe für das Wirtschaftsjahr 1974/1975 
wird' jedoch bis zum 1. April 1974 festgesetzt. 

3. Hat der Trocknungsbetrieb den in Artikel 3 vor- 
gesehenen Vertrag abgeschlossen, so wird der 
bei Wirksamwerden des Vertrags geltende Bei- 
hilfebetrag auf Antrag des Betreffenden auf die 
gesamte auf Grund dieses Vertrags erzielte Pro- 
duktion angewandt. 

4. Der Betrag der Beihilfe wird nach dem in 
Artikel 43 Abs. 2 des Vertrags vorgesehenen 
Verfahren festgesetzt. 

5. Der Rat legt auf Vorschlag der Kommission mit 
qualifizierter Mehrheit die allgemeinen Durch- 
führungsbestimmungen zu diesem Artikel, insbe- 
sondere die Bestimmungen über die Kontrolle 
des Beihilfeanspruchs, fest. 


6. Die Durchführungsbestimmungen zu diesem 
Artikel werden nach dem in Artikel 13 vorge- 
sehenen Verfahren festgelegt. 

Artikel 5 

Die in diesem Titel vorgesehene Beihilferegelung 
gilt bis zum Ende des Wirtschaftsjahres 1977/1978. 

Der Rat beschließt vor Ablauf dieses Wirtschafts- 
jahres auf Vorschlag der Kommission mit qualifi- 
zierter Mehrheit, ob diese Regelung beibehalten 
wird oder gegebenenfalls zu ändern ist. 

TITEL II 

Regelung des Handels mit Drittländern 

Artikel 6 

1. Jede Einfuhr der in Artikel 1 genannten Erzeug- 
nisse in die Gemeinschaft kann von der Vorlage 
einer Einfuhrlizenz abhängig gemacht werden, 
die die Mitgliedstaaten jedem Antragsteller un- 
abhängig vom Ort seiner Niederlassung in der 
Gemeinschaft erteilen. 

Diese Lizenz gilt für eine innerhalb der Gemein- 
schaft getätigte Einfuhr. Die Erteilung der Lizenz 
hängt von der Stellung einer Kaution ab, die die 
Erfüllung der Verpflichtung sichern soll, die Ein- 
fuhr während der Geltungsdauer der Lizenz 
durchzuführen; die Kaution verfällt ganz oder 
teilweise, wenn die Einfuhr innerhalb dieser 
Frist nicht oder nur teilweise erfolgt ist. 

2. Uber die Anwendung der Einfuhrlizenzen auf 
alle in Artikel 1 genannten Erzeugnisse wird 
nach dem in Artikel 13 vorgesehenen Verfahren 
beschlossen. Die Geltungsdauer der Einfuhr- 
lizenzen und die sonstigen Durchführungsbestim- 
mungen zu diesem Artikel werden nach dem 
gleichen Verfahren festgelegt. 

Artikel 7 

Vorbehaltlich anderslautender Bestimmungen dieser 
Verordnung oder einer vom Rat auf Vorschlag der 
Kommission mit qualifizierter Mehrheit beschlosse- 
nen Ausnahmeregelung ist im Handel mit Dritt- 
ländern folgendes verboten: 

a) die Erhebung von Abgaben mit gleicher Wirkung 
wie Zölle, 

b) die Anwendung mengenmäßiger Beschränkungen 
oder Maßnahmen mit gleicher Wirkung. 

Artikel 8 

1. Ist der Markt der Gemeinschaft für eines oder 
mehrere der in Artikel 1 genannten Erzeugnisse 
auf Grund von Einfuhren oder Ausfuhren ernst- 
lichen Störungen ausgesetzt oder von ernst- 
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liehen Störungen bedroht, die die Ziele des 
Artikels 39 des Vertrags gefährden könnten, so 
können im Handel mit Drittländern geeignete 
Maßnahmen angewandt werden, bis die tatsäch- 
liche oder die drohende Störung behoben ist. 

Der Rat erläßt auf Vorschlag der Kommission mit 
qualifizierter Mehrheit die Durchführungsbestim- 
mungen zu diesem Absatz und bestimmt, in 
welchen Fällen und innerhalb welcher Grenzen 
die Mitgliedstaaten Sicherungsmaßnahmen er- 
greifen können. 

2. Tritt die in Absatz 1 genannte Lage ein, so be- 
schließt die Kommission auf Antrag eines Mit- 
gliedstaates oder von sich aus die erforderlichen 
Maßnahmen; diese werden den Mitgliedstaaten 
mitgeteilt und sind unverzüglich anzuwenden. Ist 
die Kommission mit einem Antrag eines Mit- 
gliedstaates befaßt worden, so entscheidet sie 
hierüber innerhalb von 24 Stunden nach Eingang 
des Antrags. 

3. Jeder Mitgliedstaat kann die Maßnahme der 
Kommission innerhalb einer Frist von drei Werk- 
tagen nach dem Tag ihrer Mitteilung dem Rat 
vorlegen. Der Rat tritt unverzüglich zusammen. 
Er kann die betreffende Maßnahme mit qualifi- 
zierter Mehrheit ändern oder aufheben. 


TITEL III 

Allgemeine Bestimmungen 
Artikel 9 

Vorbehaltlich anderslautender Bestimmungen dieser 
Verordnung sind die Artikel 92, 93 und 94 des Ver- 
trags auf die Erzeugung und den Handel mit den in 
Artikel 1 genannten Erzeugnissen anwendbar. 


Artikel 10 

Die Mitgliedstaaten und die Kommission teilen sich 
gegenseitig die zur Durchführung dieser Verord- 
nung erforderlichen Angaben mit. Nach dem glei- 
chen Verfahren werden die Einzelheiten der Mit- 
teilung und der Bekanntgabe der Angaben fest- 
gelegt. 


Artikel 11 

Die Verordnungsvorschriften über die Finanzierung 
der gemeinsamen Agrarpolitik sind ab dem Zeit- 
punkt des Inkrafttretens dieser Verordnung auf die 
Märkte der in Artikel 1 genannten Erzeugnisse 
anzuwenden. 


Artikel 12 

1. Es wird ein Verwaltungsausschuß für Trocken- 
futter - im folgenden „Ausschuß" genannt - ein- 
gesetzt, der sich aus Vertretern der Mitglied- 
staaten zusammensetzt und unter dem Vorsitz 
eines Vertreters der Kommission Zusammentritt. 

2. In diesem Ausschuß werden die Stimmen der 
Mitgliedstaaten nach Artikel 148 Abs. 2 des Ver- 
trages gewogen. Der Vorsitzende nimmt an der 
Abstimmung nicht teil. 


Artikel 13 

1. Wird auf das in diesem Artikel festgelegte Ver- 
fahren Bezug genommen, so befaßt der Vor- 
sitzende entweder von sich aus oder auf Antrag 
des Vertreters eines Mitgliedstaates den Aus- 
schuß. 

2. Der Vertreter der Kommission unterbreitet einen 
Entwurf der zu treffenden Maßnahmen. Der Aus- 
schuß nimmt zu diesen Maßnahmen innerhalb 
einer Frist, die der Vorsitzende entsprechend der 
Dringlichkeit der zu prüfenden Fragen bestim- 
men kann, Stellung. Die Stellungnahme kommt 
mit einer Mehrheit von 41 Stimmen zustande. 

3. Die Kommission erläßt Maßnahmen, die sofort 
anwendbar sind. Entsprechen jedoch diese Maß- 
nahmen nicht der Stellungnahme des Ausschus- 
ses, so werden sie dem Rat von der Kommission 
unverzüglich mitgeteilt. In diesem Fall kann die 
Kommission die Anwendung der von ihr be- 
schlossenen Maßnahmen bis zur Dauer von höch- 
stens einem Monat nach dieser Mitteilung aus- 
setzen. Der Rat kann mit qualifizierter Mehrheit 
binnen einer Frist von einem Monat anders ent- 
scheiden. 

Artikel 14 

Der Ausschuß kann jede andere Frage prüfen, die 
ihm der Vorsitzende von sich aus oder auf Antrag 
des Vertreters eines Mitgliedstaates vorlegt. 


Artikel 15 

Bei der Durchführung dieser Verordnung ist zugleich 
den in den Artikeln 39 und 110 des Vertrags ge- 
nannten Zielen in geeigneter Weise Rechnung zu 
tragen. 

Artikel 16 

Diese Verordnung tritt am 1. April 1974 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


66 



Deutscher Bundestag - 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/1 647 


XIX 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) Nr /74 des Rates vom 1974 

über die Festsetzung der Produktionsbeihilfe für Trockenfutter 
für das Wirtschaftsjahr 1974/1975 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. . . ,/74 des 
Rates vom über die gemeinsame Marktorga- 

nisation für Trockenfutter 1 ), insbesondere auf 
Artikel 4 Abs. 4, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

In Artikel 5 der Verordnung (EWG) Nr. . . ./74 ist 
vorgesehen, daß bei der Festsetzung des Beihilfe- 
betrags für Trockenfutter der Notwendigkeit Rech- 
nung getragen werden muß, eine bessere Ver- 
sorgung der Gemeinschaft mit diesen Erzeugnissen 
zu gewährleisten. Die Beihilfe für getrocknete Lu- 
zerne muß in Anbetracht des unterschiedlichen 
Nährwertes höher festgesetzt werden als für die 
übrigen Futtersorten — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Die in Artikel 1 der Verordnung (EWG) Nr. . . ./74 
genannte Produktionsbeihilfe für Trockenfutter wird 
für das Wirtschaftsjahr 1974/1975 wie folgt fest- 
gesetzt: 

— 6 RE/Tonne für getrocknete Luzerne 

— 4 RE/Tonne für anderes Trockenfutter. 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. April 1974 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


J ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L . . . 
vom 1974, S. . . . 
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xx 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) Nr /74 des Rates vom 1974 

zur Festsetzung der Beihilfe für Flachs und Hanf für das Wirtschaftsjahr 1974/1975 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1308/70 
des Rates vom 29. Juni 1970 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Flachs und Hanf 1 ), geändert 
durch die Akte über die Beitrittsbedingungen und 
die Anpassungen der Verträge 2 ), nachstehend 
„Akte" genannt, insbesondere auf Artikel 4 Abs. 3, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Artikel 4 der Verordnung (EWG) Nr. 1308/70 
sieht die jährliche Festsetzung der Beihilfe für in 
der Gemeinschaft erzeugten Flachs und Hanf vor. 

Nach Artikel 4 Abs. 2 der genannten Verordnung 
wird die Beihilfe je Hektar Anbau- und Erntefläche 
so festgesetzt, daß das Gleichgewicht zwischen dem 
für die Gemeinschaft erforderlichen Produktions- 
umfang und den Absatzmöglichkeiten für diese Er- 
zeugung sichergestellt wird; bei der Festsetzung der 
Beihilfe müssen auch der Weltmarktpreis für Fasern 
und Saaten von Flachs und Hanf sowie der Preis 
der anderen natürlichen konkurrierenden Erzeug- 
nisse berücksichtigt werden. 

Für das Wirtschaftsjahr 1973/1974 wurde die Bei- 
hilfe für Flachs für das Vereinigte Königreich und 


Dänemark niedriger festgesetzt als für die anderen 
Mitgliedstaaten. Für das Wirtschaftsjahr 1974/1975 
ist es gemäß Artikel 52 Abs. 2 der Akte angezeigt, 
die in diesen beiden Mitgliedstaaten geltenden Bei- 
hilfebeträge an das gemeinsame Niveau anzunä- 
hern -- 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Einziger Artikel 

Für das Wirtschaftsjahr 1974/1975 wird die in Ar- 
tikel 4 der Verordnung (EWG) Nr. 1308/70 vorge- 
sehene Beihilfe wie folgt festgesetzt: 

a) für Flachs 

— auf 92 Rechnungseinheiten/Hektar 
für das Vereinigte Königreich, 

— auf 139 Rechnungseinheiten/Hektar 
für Dänemark, 

— auf 160 Rechnungseinheiten/Hektar 
für die übrigen Mitgliedstaaten 

b) für Hanf 

— auf 135 Rechnungseinheiten/Hektar für sämt- 
liche Mitgliedstaaten. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 164 
vom 4. Juli 1970, S. 1 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. März 1972, S. 14 
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XXI 


Vorschlag für eine Verordnung (EWG) Nr /74 des Rates vom 1974 

zur Änderung des Anhangs zur Verordnung (EWG) Nr. 2358/71 zur Errichtung einer 
gemeinsamen Marktorganisation für Saatgut und zur Änderung der Verordnung (EWG) 
Nr. 1674/72 zur Festlegung der Grundregeln für die Gewährung und die Finanzierung 
der Beihilfe für Saatgut 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2358/71 
des Rates vom 26. Oktober 1971 zur Errichtung einer 
gemeinsamen Marktorganisation für Saatgut 1 ), zu- 
letzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 
1 707/73 2 ), insbesondere auf Artikel 3 Abs. 4, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gegenwärtig besteht ein Eiweißmangel in der 
Gemeinschaft. Daher ist es notwendig, eine regel- 
mäßigere Versorgung des Marktes mit Futterhülsen- 
früchten mit hohem Proteingehalt, wie z. B. Acker- 
bohnen, sicherzustellen. 

Es ist somit angezeigt, die Möglichkeit vorzu- 
sehen, durch die Gewährung einer Beihilfe die Er- 
zeugung von Basissaatgut und zertifiziertem Saat- 
gut von Ackerbohnen zu fördern. Hierzu müssen 
diese Erzeugnisse im Anhang zur Verordnung 
(EWG) Nr. 2358/71 aufgeführt werden. 

In Artikel 1 Abs. 1 erster Gedankenstrich der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 1674/72 des Rates vom 2. August 
1972 zur Festlegung der Grundregeln für die Ge- 
währung und die Finanzierung der Beihilfe für Saat- 
gut 3 ), zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) 
Nr. 597/73 4 ), wird auf die Richtlinie des Rates vom 
14. Juli 1966 über den Verkehr mit Futterpflanzen- 
saatgut 5 ) sowie auf die Richtlinie des Rates vom 
30. Juni 1969 über den Verkehr mit Saatgut von öl- 
und Faserpflanzen 6 ), zuletzt geändert durch die 
Richtlinie des Rates vom 10. Dezember 1973 7 ), Bezug 
genommen. 

Es ist notwendig, den Wortlaut dieses Artikels deut- 
licher zu fassen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Der Anhang zur Verordnung (EWG) Nr. 2358/71 
wird durch den Anhang zu dieser Verordnung er- 
setzt. 


Artikel 2 

1. Artikel 1 Abs. 1 erster Gedankenstrich der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 1674/72 wird wie folgt ge- 
ändert: 

„wie sie in der Richtlinie des Rates vom 14. Juni 
1966 über den Verkehr mit Futterpflanzensaat- 
gut und der Richtlinie des Rates vom 30. Juni 
1969 über den Verkehr mit Saatgut von öl- und 
Faserpflanzen definiert sind". 

2. Die Fußnoten 3, 4 und 5 der Verordnung (EWG) 
Nr. 1674/72 werden aufgehoben. 


Artikel 3 

Diese Verordnung gilt ab 1. Juli 1974. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 246 
vom 5. November 1971, S. 1 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 175 
vom 29. Juni 1973, S. 5 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 177 
vom 4. August 1972, S. 1 

4 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 57 
vom 2. März 1973, S. 3 

5 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 125 
vom 11. Juli 1966, S. 2298/66 

6 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 169 
vom 10. Juli 1968, S. 3 

7 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L *) 

vom 1974, S. . . . 

*) Richtlinie des Rates vom 10. Dezember 1973 zur Ände- 
rung der Richtlinien vom 14. Juni 1966 über den Ver- 
kehr mit Betarübensaatgut, Futterpflanzensaatgut, Ge- 
treidesaatgut und Pflanzkartoffeln, der Richtlinie vom 
30. Juni 1969 über den Verkehr mit Saatgut von öl- 
und Faserpflanzen und der Richtlinie vom 29. Septem- 
ber 1970 über den Verkehr mit Gemüsesaatgut sowie 
über einen gemeinsamen Sortenkatalog für landwirt- 
schaftliche Pflanzenarten 
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Anhang 


Nummer des 
Gemeinsamen 
Zolltarifs 

Warenbezeichnung 

ex 12.01 A 

Linum usitatissimum L. partim. 

Faserlein 


(1) Gramineae 

Gräser 

ex 12.03 C 

Arrhenatherum elatius (L) J. und C. Presl. 
Dactylis glomerata L. 

Festuca arundinacea Sdireb. 

Festuca arundinacea Schreb. 

Festuca pratensis Huds. 

Festuca rubra L. 

Lolium multiflorum Lam. 

Glatthafer 

Knaulgras 

Rohrschwingel 

Schafschwingel 

Wiesenschwingel 

Rotschwingel 

Einjähriges und Welsches 
Weidelgras 


Lolium perenne L. 

Lolium x hybridum Hausskn. 

Phleum pratense L. 

Poa nemoralis L. 

Poa pratensis L. 

Poa trivialis L. 

Deutsches Weidelgras 
Bastardweidelgras 

Wiesenlieschgras 

Hainrispe 

Wiesenrispe 

Gemeine Rispe 


(2) Leguminosae 

Hülsenfrüchte 

ex 07.05 A III 

ex 12.03 C 

Vicia faba L. ssp. faba var. equina Pers. 

Vicia faba L. var. minor (Peterm.) bull 

Medicago sativa L. 

Trifolium pratense L. 

Trifolium repens L. 

Vicia sativa L. 

Großkörnige Ackerbohnen 
Kleinkörnige Ackerbohnen 

Blaue Luzerne 

Rotklee 

Weißklee 

Saatwicke 
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XXII 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) Nr /74 des Rates vom 1974 

zur Festsetzung der Beihilfe für Saatgut für das Wirtschaftsjahr 1974/1975 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2358/71 
des Rates vom 26. Oktober 1971 zur Errichtung einer 
gemeinsamen Marktorganisation für Saatgut 1 ), zu- 
letzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. * 
2 ), insbesondere auf Artikel 3 Abs. 3, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Bei bestimmten im Anhang zur Verordnung 
(EWG) Nr. 2358/71 auf geführten Saatgutarten, die 
im Vermarktungsjahr 1974/1975 vermarktet werden, 
ist dem Erzeuger auf Grund der Marktlage in der 
Gemeinschaft und ihrer voraussichtlichen Entwick- 
lung kein angemessener Erlös gewährleistet. Es ist 
daher angebracht, einen Teil der Produktionskosten 
des Erzeugers durch eine Beihilfe auszugleichen. 

Gemäß Artikel 3 Abs. 2 der Verordnung (EWG) 
Nr. 2358/71 ist bei der Festsetzung dieser Beihilfe 


zum einen zu berücksichtigen, daß das Gleichgewicht 
zwischen dem für die Gemeinschaft erforderlichen 
Produktionsumfang und den Absatzmöglichkeiten 
für diese Produktion sichergestellt werden muß; 
zum anderen ist hierbei den Preisen der betreffen- 
den Erzeugnisse auf den Auslandsmärkten Rech- 
nung zu tragen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Einziger Artikel 

Für das Wirtschaftsjahr 1974/1975 wird die in 
Artikel 3 der Verordnung (EWG) Nr. 2358/71 vor- 
gesehene Beihilfe wie im Anhang angegeben fest- 
gesetzt. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 246 
vom 5. November 1971, S. 1 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften *) 

*) Verordnung (EWG) Nr /74 des Rates vom 

1974 zur Änderung des Anhangs zur Verordnung 
(EWG) Nr. 2358/71 zur Errichtung einer gemeinsamen 
Marktorganisation für Saatgut sowie der Verordnung 
(EWG) Nr. 1674 zur Festlegung der Grundregeln für 
die Gewährung und die Finanzierung der Beihilfe für 
Saatgut 
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Anhang 


Nummer des 
Gemeinsamen 
Zolltarifs 

12.01 A 


ex 12.03 L 


ex 07.05 A III 
x 12.03 L 


Warenbezeichnung 


Linum usitatissimum L. partim (Faserlein) 


(1) Gramineae 

Arrhenatherum elatius (L.) J. und C. Presl. 
Dactylis glomerata L. 

Festuca arundinacea Schreb. 

Festuca ovina L. 

Festuca pratensis Huds. 

Festuca rubra L. 

Lolium multiflorum Lam. 

Lolium perenne L. (spät) 

Lolium perenne L. (andere) 

Lolium x hybridum Hausskn. 

Phleum pratense L. 

Poa nemoralis L. 

Poa pratensis L. 

Poa trivialis L. 

(2) Leguminosae 

Vicia faba L. ssp. faba var. equina Pers. 
Vicia faba L. var. minor (Peterm.) bull 
Medicago sativa L. (Ökotypen) 

Medicago sativa L. (Sorten) 

Trifolium pratense L. 

Trifolium repens L. 

Vicia sativa L. 


Höhe der Beihilfe 
(RE/ 100 kg) 


10 


30 

25 

25 

18 

20 

18 

8 

18 

14 

8 

30 

18 

18 

18 


6 

6 

7 

8 
14 
20 
10 
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XXIII 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) Nr /74 des Rates vom 1974 

zur Festsetzung der Orientierungspreise für Wein für den Zeitraum vom 
16. Dezember 1974 bis 15. Dezember 1975 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 816/70 des 
Rates vom 28. April 1970 zur Festlegung ergänzen- 
der Vorschriften für die gemeinsame Marktorgani- 
sation für Wein 1 ), zuletzt geändert durch die Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 2592/73 2 ), insbesondere auf 
Artikel 2, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments 3 ), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Bei der Festsetzung der Orientierungspreise für 
die einzelnen Tafelweinarten ist den Zielen der 
gemeinsamen Agrarpolitik wie auch dem Beitrag 
Rechnung zu tragen, den die Gemeinschaft zur har- 
monischen Entwicklung des Welthandels leisten 
will; die gemeinsame Agrarpolitik zielt insbeson- 
dere darauf ab, der landwirtschaftlichen Bevölke- 
rung eine angemessene Lebenshaltung zu gewähr- 
leisten, die Versorgung zu sichern und die Beliefe- 
rung der Verbraucher zu angemessenen Preisen zu 
gewährleisten. 

Diese Ziele führen dazu, insbesondere unter Be- 
rücksichtigung der jüngsten Preisentwicklung, für 
den Zeitraum vom 16. Dezember 1974 bis 15. Dezem- 


ber 1975 höhere Preise als für den vorhergegange- 
nen Zeitraum festzusetzen. 

Die Orientierungspreise müssen für jede gemäß 
der Verordnung (EWG) Nr. 945/70 4 ) bestimmte 
Tafelweinart, die für die Gemeinschaftserzeugung 
repräsentativ ist, festgesetzt werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Einziger Artikel 

Für den Zeitraum vom 16. Dezember 1974 bis 15. De- 
zember 1975 wird der Orientierungspreis wie folgt 
festgesetzt: 

1. 1,55 RE je Grad /hl für die Tafelweinart RI, 

2. 1,47 RE je Grad/hl für die Tafelweinart R II, 

3. 24,17 RE je hl für die Tafelweinart Rill, 

4. 1,45 RE je Grad/hl für die Tafelweinart AI, 

5. 32,22 RE je hl für die Tafelweinart A II, 

6. 36,78 RE je hl für die Tafelweinart A III. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 99 
vom 5. Mai 1970, S. 1 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 269 
vom 26. September 1973, S. 1 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr , 

vom . . . . , S. . . . 

4 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 114 
vom 27. Mai 1970, S. 1 
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XXIV 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) Nr /74 des Rates vom 1974 

zur Festsetzung der Zielpreise und Interventionspreise sowie der Bezugsqualitäten 
für Tabakblätter der Ernte 1974 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 727/70 
des Rates vom 21. April 1970 über die Errichtung 
einer gemeinsamen Marktorganisation für Tabak 1 ), 
zuletzt geändert durch die Akte über die Beitritts- 
bedingungen und Anpassungen der Verträge 2 ), 

insbesondere auf Artikel 2 Absatz 5, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Bei der Festsetzung der Ziel- und Interventions- 
preise für Tabakblätter, die noch nicht eine erste 
Bearbeitung und Aufbereitung erfahren haben, ist 
sowohl den Zielen der gemeinsamen Agrarpolitik 
als auch dem Beitrag Rechnung zu tragen, den die 
Gemeinschaft zur harmonischen Entwicklung des 
Welthandels leisten will. Die gemeinsame Agrar- 
politik zielt insbesondere darauf ab, der landwirt- 
schaftlichen Bevölkerung eine angemessene Lebens- 
haltung zu gewährleisten, die Versorgung sicherzu- 
stellen und die Belieferung der Verbraucher zu an- 
gemessenen Preisen zu gewährleisten. 

Die Ziel- und Interventionspreise müssen für jede 
Sorte der Gemeinschaftserzeugung und für eine Be- 
zugsqualität jeder Sorte nach den in Artikel 2 Ab- 
satz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 727/70 genannten 
Regeln festgesetzt werden. 


Die Anwendung dieser Regeln führt dazu, die 
Ziel- und Interventionspreise für Tabakblätter höher 
festzusetzen als für die vorhergehende Ernte. 

Der Absatz der Erzeugung ist jedoch nicht für alle 
Sorten in gleicher Weise erfolgt. Es empfiehlt sich 
daher, die Erhöhung nach Maßgabe einer besseren 
Produktionsausrichtung zu staffeln - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Die in Artikel 2 Absatz 3 Buchstabe c) der Verord- 
nung (EWG) Nr. 727/70 genannten Bezugsqualitäten 
für jede Tabaksorte der Gemeinschaftserzeugung 
werden für die Ernte 1974 im Anhang I festgelegt. 


Artikel 2 

Die in Artikel 2 der Verordnung (EWG) Nr. 727/70 
genannten Ziel- und Interventionspreise für Tabak- 
blätter werden für die Ernte 1974 im Anhang II fest- 
gelegt. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 94 
vom 28. April 1970, S. 1 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. März 1972, S. 14 
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Lfd Nr. 

1 

2 

3 

4 


Anhang I 


Tabakblätter: Sorten und deren Bezugsqualitäten 


Sorte 


Bezugsqualität 


a) Badischer 
Geudertheimer 

b) Forchheimer 
Havanna II c 


Badischer Burley E 


Virgin SCR 


„Hauptgut 11 (Leaves) der Klasse 1 

Klasse 1: Reife, gesunde, unbeschädigte Blätter von dunkel- 

brauner bis dunkelmelierter Farbe, ausgeglichene 
Blattgröße 

Aufmachung: Sortierter und mit fremder Bindung gebüscheiter 

Tabak 

Feuchtigkeit: 21 v. H. 

„Hauptgut" (Leaves) der Klasse 1 

Klasse 1 : Reife, gesunde, unbeschädigte, schnittfeste Blätter von 

rötlichbrauner bis hellbrauner Farbe, ausgeglichene 
Blattgröße 

Aufmachung: Sortierter und mit fremder Bindung gebüscheiter 

Tabak 

Feuchtigkeit: 21 v. H. 

Blätter der Klasse 1 

Klasse 1 : Reife, gesunde, unbeschädigte Blätter von gelber bis 

gelbroter Farbe. Abweichungen als bräunliche bis 
günlich-gelbe Verfärbungen sind bis zu einem Drittel 
der Blattfläche zulässig 

Aufmachung: Sortierter und gebüscheiter Tabak 

Feuchtigkeit: 18 v. H. 


a) Paraguay und 
Hybriden 

b) Dragon vert und 
Hybriden 


Nijkerk 


Mittlere Blätter (Leaves) der Klasse 2 

Klasse 2: Blätter mit nicht zu auffälligen Fehlern sowohl hin- 

sichtlich der Brennfähigkeit als auch der Färbung, des 
Blattgewebes oder der Reife (Überreife oder Unreife) 

■ Aufmachung: Sortierter und gebüscheiter oder in Lagen gelegter 
(capse) Tabak 

| Feuchtigkeit: 27 v. H. 

j 

I Obere Blätter (Tips) der Klasse 2 

Klasse 2: — Entweder Blätter zweiter Länge 45 cm oder weni- 

ger, sehr zugfest, fleischig, unbeschädigt, wider- 
standsfähig und elastisch, mit nicht herausragender 
Äderung, von guter Reife, die sich durch braune bis 
dunkelbraune Farbe lebhaften Tons ausdrückt 

— oder Blätter erster Länge (über 45 cm), noch zug- 
fest, fleischig, noch unbeschädigt, widerstandsfähig, 
mit mehr oder weniger auffallender Äderung, mit 
Farbabweichungen außer flaschengrün 

Aufmachung: Sortierter und gebüscheiter oder in Lagen gelegter 
(caspe) Tabak 

Feuchtigkeit: 27 v. H. 
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Lfd Nr. Sorte 


Bezugsqualität 


6 Burley (Burley Bel) Mittlere obere Blätter (Leaves) der Klasse 1 

Klasse 1 : Gut ausgereifte Blätter von rötlichbrauner lebhafter 

oder ziemlich lebhafter Farbe, sehr wenig meliert, mit 
einem Blattgewebe mittlerer bis feiner Textur und 
nicht zu fester Körnung, von mittlerer Blattigkeit 

Aufmachung: Sortierter und gebüscheiter oder in Lagen gelegter 
(caspe) Tabak 

Feuchtigkeit: 26 v. H. 

Blätter der 2. Qualität 

2. Qualität: Voll entwickelte Blätter von mehr als 45 cm Länge, 

kein grobes Blattgewebe, helle, etwas gelbliche Farbe, 
lebhafte oder ziemlich lebhafte Tönung, ausreichend 
fest und ziemlich unbeschädigt, von einigermaßen 
guter Brennfähigkeit 

Aufmachung: Sortierter und gebüscheiter oder in Lagen gelegter 
(caspe) Tabak 

Feuchtigkeit: 27 v. H. 

Blätter der Klasse MG 

Klasse MG: Mittlere Blätter, große (Leaves) 

Aufmachung: Sortierter und gebüscheiter Tabak 
Feuchtigkeit: 25 v. H. 

Blätter der Klasse G 
Klasse G: Große gesunde Blätter 

Aufmachung: Sortierter und gebüscheiter Tabak 
Feuchtigkeit: 25 v. H. 

10 Bright ; Blätter der Klasse A 

Klasse A: Blätter genügender Reife, sorgfältig getrocknet, mit 

offener Textur und nicht zu auffälligen Rippen und 
Adern, gesund von gelber Farbe in verschiedenen 
Tönen 

Aufmachung: In vorläufigen Ballen zu 30 bis 40 kg 
Feuchtigkeit: 16 v. H. 


8 a) Philippin 

b) Petit Grammont 
(Flobecq) 

c) Burley (Ergo x 
6410 und Ergo 
x Bursana) 

9 a) Semois 

b) Appelterre 


7 a) Misionero und 

Hybriden 

b) Rio Grande und 
Hybriden 


1 1 a) Burley I 


Blätter der Klasse A 

Klasse A: Blätter genügender Reife, sorgfältig getrocknet, mit 

offener Textur, auch fest, mit nicht zu auffälligen 
Rippen und Adern, gesund, von mehr oder weniger 
lebhafter nußbrauner Farbe 

Aufmachung: In vorläufigen Ballen von 30 bis 40 kg oder in 
Büscheln mit fremder Bindung (fascicoli) von 25 bis 30 
Blättern 

Feuchtigkeit: 16 v. H. 
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Lfd Nr. Sorte Bezugsqualität 

11 b) Maryland Blätter der Klasse A 

Klasse A: Blätter genügender Reife, mit einigen leichten Trock- 

nungsfehlern, sehr wenig meliert, mit einem Blatt- 
gewebe mittlerer Textur, mit nicht zu auffälligen 
Rippen und Adern, von rötlichbrauner, eher lebhafter 
Farbe 

Aufmachung: In vorläufigen Ballen von 30 bis 40 kg oder in 
Büscheln mit fremder Bindung (fascicoli) von 25 bis 30 
Blättern 

Feuchtigkeit: 16 v. H. 

Blätter der Klasse B 

Klasse B: Vollreife Blätter mit festem Blattgewebe, sorgfältig 

getrocknet und erhalten, von brauner Farbe, mit 
einigen Beschädigungen 

Aufmachung: ln Büscheln mit fremder Bindung (fascicoli) von 25 bis 
30 Blättern 

Feuchtigkeit: 19 v. H. 

Blätter der Klasse B 

Klasse B: Blätter mit festem oder leichtem Blattgewebe, gesund, 

ohne Trocknungsfehler oder in herkömmlicher Weise 
teilfermentiert, von brauner oder auch dunkelbrauner 
Farbe, mit unbedeutenden Beschädigungen 

Aufmachung: In Büscheln mit fremder Bindung (fascicoli) von 25 
bis 30 Blättern 

Feuchtigkeit: 19 v. H. 

14 Beneventano Blätter der Klasse B 

Klasse B: Blätter genügender Reife, mit festem Blattgewebe 

oder auch grob oder mager, mit unwesentlichen Feh- 
lern infolge von Trocknung und Teilfermentierung und 
Beschädigungen 

Aufmachung: In Büscheln mit fremder Bindung (fascicoli) von 25 bis 
30 Blättern 

Feuchtigkeit: 19 v. H. 

Blätter der Klasse B 

Klasse B: Genügend gesunde und reife Blätter mit einigen leich- 

ten Trocknungsfehlern, mit meist leichtem Blattge- 
webe, von gelber bis brauner Farbe, mit auffallenden 
Beschädigungen, aber gut erhalten, auch von unteren 
Blättern 

Aufmachung: In vorläufigen Ballen von 15 bis 20 kg oder in Kisten 
mit „Girlanden" von Blättern zu 30 bis 40 kg 

Feuchtigkeit: 15 v. H. 


15 Xanti-Yakä 

16 Perustitza 

17 Erzegovina und 
Hybriden 


13 a) Nostrano del r 

Brenta 

b) Resistente 142 

c) Gojano 


12 a) Kentucky und 

Hybriden 

b) Moro di Cori 

c) Saleitto 
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Lfd Nr. Sorte 


Bezugsqualität 


18 a) Round Tip 

| b) Scafati 
c) Sumatra I 


Blätter der Klasse B 

Klasse B: Nach ihrer Länge in folgendem Verhältnis sortierte, 

mittlere untere Blätter: 

erste Länge 

(38 cm und mehr) 60 v. H. 

zweite Länge 

(32 bis unter 38 cm) 35 v. H. 

dritte Länge 

(25 bis unter 32 cm) 5 v. H. 

Blätter guter Formung, vollreif und einheitlich gefärbt, 
gesund, unbeschädigt und von feinem Blattgewebe, 
elastisch und widerstandsfähig, ohne herausragende 
Rippen oder Adern, gut teilfermentiert und gut erhal- 
ten, von guter Brennbarkeit, typischem Geschmack und 
Aroma, als Zigarrendeckblatt geeignet, mit etwa 
25 v. H. beschädigten Blättern 

Aufmachung: In Büscheln mit fremder Bindung (fascicoli) 
Feuchtigkeit: 18 v. H. 


19 1 al Brasile Selvaggio Blätter der Klasse B 

b) andere Sorten I Klasse B: Feste, gut entwickelte Blätter von grüner Farbe, mit 

scharfem alkolischem Aroma 

! Aufmachung: In Büscheln mit fremder Bindung (fascicoli) 

! Feuchtigkeit: 20 v. H. 
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Annexe II 


Ziel- und Interventionspreise für Tabakblätter 


Lfd Nr. 

Sorte 

Zielpreis 

RE/kg 

Interventions- 
preis RE/kg 

1 

a) Badischer Geudertheimer 

b) Forchheimer Havanna II c) 

2,039 

1,835 

2 

Badischer Burley E 

2,437 

2,193 

3 

Virgin SCR 

2,302 

2,072 

4 

a) Paraguay et ses hybrides 

b) Dragon, vert et ses hybrides 

1,622 

1,460 

5 

Nijkerk 

1,707 

1,536 

6 

Burley (Burley X Bel) 

1,915 

1,724 

7 

a) Misionero et ses hybrides 

b) Rio Grande et ses hybrides 

1,496 

1,346 

8 

a) Philippin 

b) Petit Grammont (Flobecq) 

c) Burley (Ergo X 6410 ct Ergo X Bursana) 

1,237 

1,113 

9 

a) Semois 

b) Appelterre 

1,456 

1,310 

10 

Bright 

1,938 

1,744 

11 a) 

Burley I 

1,504 

1,354 

11 b) 

Maryland 

1,679 

1,511 

12 

a) Kentucky et ses hybrides 

b) Moro di Cori 

c) Salento 

1,630 

1,467 

13 

a) Nostrano del Brenta 

b) Resistente 142 

c) Gojano 

1,533 

1,385 

14 

Beneventano 

1,228 

1,105 

15 

Xanti-Yakä 

2,218 

1,996 

16 

Perustitza 

2,101 

1,891 

17 

Erzegovina et ses hybrides 

1,887 

1,698 

18 

a) Round Tip 

b) Scafati 

c) Sumatra I 

10,288 

9,259 

19 

a) Brasil Selvaggio 

b) autres varietes 

. 0,957 

0,861 
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XXV 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) Nr /74 des Rates vom 1974 

zur Festsetzung der abgeleiteten Interventionspreise und der Bezugsqualitäten 
für Tabakballen der Ernte 1974 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, gestützt auf die 
Verordnung (EWG) Nr. 727/70 des Rates vom 
21. April 1970 über die Errichtung einer gemein- 
samen Marktorganisation für Rohtabak 1 ), zuletzt 
geändert durch die Akte über die Beitrittsbedingun- 
gen und die Anpassungen der Verträge 2 ), insbeson- 
dere auf Artikel 6 Absatz 8, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Für Tabakballen aus in der Gemeinschaft geern- 
teten Tabakblättern, die eine erste Bearbeitung und 
Aufbereitung erfahren haben, können für die Ge- 
meinschaft jährlich für die Ernte des folgenden 
Kalenderjahres abgeleitete Interventionspreise fest- 
gesetzt werden. 

Es empfiehlt sich, auch für die Ernte 1974 abge- 
leitete Interventionspreise für Sorten festzusetzen, 
für welche vor Inkrafttreten der gemeinsamen 
Marktorganisation eine Preisgarantie für Tabakbal- 
len gewährt wurde; das gleiche gilt für die haupt- 
sächlich in Deutschland angebauten Sorten, um den 
dortigen Handelsgewohnheiten Rechnung zu tragen. 

Die Interventionspreise sind für jede Sorte der 
Gemeinschaftserzeugung und für eine Bezugsquali- 
tät festzusetzen, die der Durchschnittsqualität der 
Tabakballen entspricht, die durch erste Bearbeitung 
und durch Aufarbeitung von Tabakblättern der für 
den Zielpreis maßgebenden Bezugsqualität der glei- 
chen Sorte hergestellt wurden. 

Zu diesem Zweck müssen die Bezugsqualitäten so 
festgelegt werden, daß sie eine möglichst sachliche 
Bewertung der Qualität der Tabakballen erlauben; 
es empfiehlt sich, nach Anpassung an die besonderen 
Merkmale der Tabakballen die entsprechenden Be- 
zugsqualitäten für Tabakblätter zugrunde zu legen, 
die in der Verordnung (EWG) Nr. . . ./74 des Rates 

vom 1974 zur Festsetzung der Zielpreise 

und Interventionspreise sowie der Bezugsqualitäten 
für Tabakblätter der Ernte 1974 3 ) festgelegt sind. 


Tabakballen, die den auf diese Weise bestimmten 
Merkmalen entsprechen, können als repräsentativ 
für die Durchschnittsqualität der Tabakballen be- 
trachtet werden, die durch erste Bearbeitung und 
durch Aufbereitung von Tabakblättern der ent- 
sprechenden Bezugsqualität hergestellt wurden. 

Nach Artikel 6 Absatz 2 der Verordnung (EWG) 
Nr. 727/70 entspricht der abgeleitete Interventions- 
preis für eine bestimmte Sorte dem nach Artikel 2 
der genannten Verordnung für Tabakblätter der 
gleichen Sorte festgesetzten Interventionspreis zu- 
züglich der Kosten der ersten Bearbeitung und der 
Aufbereitung von Tabakblättern aus der Gemein- 
schaftserzeugung zu Tabakballen. Die pauschale 
Schätzung dieser Kosten, wie sie bei den voran- 
gehenden Festsetzungen der abgeleiteten Interven- 
tionspreise durchgeführt wurde, ist zu überprüfen, 
um besonders der durchschnittlichen Erhöhung der 
Löhne und Gehälter in der Gemeinschaft Rechnung 
zu tragen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Die in Artikel 6 Absatz 3 Buchstabe c) der Verord- 
nung (EWG) Nr. 727/70 genannten Bezugsqualitäten 
für die einzelnen Sorten von Tabakballen aus der 
Gemeinschaftserzeugung, für die ein abgeleiteter 
Interventionspreis festgelegt wird, werden im An- 
hang I festgesetzt. 

Artikel 2 

Die in Artikel 6 der Verordnung (EWG) Nr. 727/70 
genannten abgeleiteten Interventionspreise für 
Tabakballen werden für die Ernte 1974 in Anhang II 
festgesetzt. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

i) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 94 
vom 28. April 1970, S. 1 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. März 1972, S. 14 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr 

vom S. . . . 
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Anhang I 

Tabakballen: Sorten und deren Bezugsqualitäten 

Lfd. Nr. Sorte Bezugsqualität 

1 a) Badischer „Hauptgut" (Leaves) der Klasse 1 

Geudertheimer 

b) Forchheimer Klasse 1 : Reife, gesunde, unbeschädigte Blätter von melierter 

Havanna II c bis dunkelbrauner Farbe; ausgeglichene Blattgröße; 

normal fermentiert 

Aufmachung: In Ballen oder Kisten von etwa 75 bis 175 kg oder in 
| Fässern von etwa 225 bis 450 kg 

Feuchtigkeit: 16 v. H. 

2 Badischer Burley E „Hauptgut" (Leaves) der Klasse 1 

Klasse 1 : Reife, gesunde, unbeschädigte, schnittfeste Blätter von 

hellbrauner, rötlichbrauner bis dunkelbrauner Farbe; 
ausgeglichene Blattgröße; normal fermentiert 

Aufmachung: In Ballen oder Kisten von etwa 75 bis 175 kg oder in 
Fässern von etwa 225 bis 450 kg 

Feuchtigkeit: 15 v. H. 

3 Virgin SCR Blätter der Klasse 1 

Klasse 1 : Reife, gesunde, unbeschädigte Blätter von gelber, gelb- 

roter bis gelb-bräunlicher Farbe; normal fermentiert 

Aufmachung: In Ballen oder Kisten von etwa 75 bis 175 kg oder in 
Fässern von etwa 225 bis 450 kg 

Feuchtigkeit: 13 v. H. 

10 Bright Blätter der Klasse A 

Klasse A: Blätter genügender Reife, sorgfältig bearbeitet, mit 

offener Textur und nicht zu auffälligen Rippen und 
Adern, gesund, von gelber Färbung in verschiedenen 
Tönen 

Aufmachung: In Fässern von etwa 330 bis 350 kg 

Feuchtigkeit: 13 v. H. 

11a) Burley I Blätter der Klasse A 

Klasse A: Blätter genügender Reife, sorgfältig bearbeitet, mit 

offener Textur, auch fest, mit nicht zu auffälligen Rip- 
pen und Adern, gesund, von mehr oder weniger leb- 
hafter nußbrauner Färbung 

Aufmachung: In Fässern von etwa 330 bis 350 kg 

Feuchtigkeit: 13 v. H. 

1 1 b) Maryland Blätter der Klasse A 

Klasse A: Blätter genügender Reife, mit einigen leichten Bearbei- 

tungsfehlern, auch leicht meliert, mit einem Blatt- 
gewebe von mittlerer Textur und nicht zu auffälligen 
Rippen und Adern, gesund, von mehr oder weniger 
rötlich brauner Farbe 

Aufmachung: ln Fässern von etwa 330 bis 350 kg 

Feuchtigkeit: 13 v. H. 
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Lfd. Nr. Sorte 

12 a) Kentucky und 
Hybriden 

! b) Moro di Cori 

j c) Salento 


Bezugsqualität 


Blätter der Klasse B 

Klasse B: Vollreife Blätter mit festem Blattgewebe, sorgfältig be- 

arbeitet und erhalten, von brauner Färbung, mit eini- 
gen Beschädigungen 

Aufmachung: In Fässern von etwa 350 kg 
Feuchtigkeit: 16 v. H. 


13 

a) Nostrano del 

Blätter der Klasse B 


Brenta 

b) Resistente 142 

c) Gojano 

Klasse B: 

Blätter mit festem oder leichtem Blattgewebe, gesund, 
sorgfältig bearbeitet und fermentiert, von brauner 
oder auch dunkelbrauner Färbung, mit unbedeutenden 
Beschädigungen 



Aufmachung: 

In Ballen von etwa 170 bis 180 kg 



Feuchtigkeit: 

18 v. H. 

14 

Beneventano 

Blätter der Klasse B 



Klasse B: 

Blätter genügender Reife, mit festem Blattgewebe oder 
auch grob oder mager, mit unwesentlichen Bearbei- 
tungs-, Fermentierungsfehlern und Beschädigungen 



Aufmachung: 

In Ballen von etwa 120 kg oder in Fässern von etwa 
330 kg 



Feuchtigkeit: 

16 v. H. 

15 

Xanti-Yakä 

Blätter der Klasse B 

16 

17 

Perustitza 

Erzegovina und 
Hybriden 

Klasse B: 

Genügend gesunde und reife Blätter mit einigen leich- 
ten Bearbeitungsfehlern, mit meist leichtem Blatt- 
gewebe, von gelber bis brauner Färbung, mit auffal- 
lenden Beschädigungen, aber gut erhalten, auch von 
unteren Blättern 



Aufmachung: 

Kleine Ballen von etwa 18 bis 21 kg 



Feuchtigkeit: 

13 v. H. 

18 

i 

: a) Round Tip 

Blätter der Klasse B 


b) Scafati 
| c) Sumatra I 

Klasse B: 

Nach ihrer Länge mit folgendem Verhältnis sortierte 

mittlere untere Blätter: 

erste Länge (38 cm und mehr) : 60 v. H. 


zweite Länge (32 cm bis unter 38 cm) : 35 v. H. 
dritte Länge (25 cm bis unter 32 cm) : 5 v. H. 

Gut proportionierte Blätter, vollreif und einheitlich 
gefärbt, gesund, ohne Beschädigungen, von feinem 
Blattgewebe, elastisch und widerstandsfähig, ohne 
herausragende Rippen und Adern, voll fermentiert 
und gut erhalten, von guter Brennfähigkeit, mit typi- 
schem Geschmack und Aroma, als Zigarrendeckblatt 
geeignet, mit etwa 25 v. H. gebrochenen Blättern 

Aufmachung: In Ballen von etwa 80 bis 90 kg 

Feuchtigkeit: 16 v. H. 
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Abgeleitete Interventionspreise für Tabakballen 

Anhang II 

Lfd. Nr. 

Sorten 

Betrag RE/kg 

1 

a) Badischer Geudertheimer 

b) Forchheimer Havanna II c 

2,840 

2 

Badischer Burley E 

3,171 

3 

Virgin SCR 

2,642 

10 

Bright 

2,465 

11a) 

Burley I 

2,069 

11b) 

Maryland 

2,249 

12 

a) Kentucky et ses hybrides 

b) Moro di Cori 

c) Salento 

2,049 

13 

a) Nostrano del Brenta 

b) Resistente 142 

c) Gojano 

2,096 

14 

Beneventano 

1,609 

15 

Xanti-Yakä 

3,247 

i 

16 

Perustitza 

2,837 

17 

Erzegovina et ses hybrides 

2,561 

18 1 

a) Round Tip 

b) Scafati 

c) Sumatra I 

13,962 
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XXVI 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) Nr /74 des Rates vom 1974 

zur Festsetzung der Prämien für Käufer von Tabakblättern der Ernte 1974 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 727/70 
des Rates vom 21. April 1970 über die Errichtung 
einer gemeinsamen Marktorganisation für Roh- 
tabak 1 ), zuletzt geändert durch die Akte über die 
Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Ver- 
träge 2 ), insbesondere auf Artikel 4 Absatz 4, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die den Käufern der einzelnen Sorten von Tabak- 
blättern gewährte Prämie soll die Verwirklichung 
des Zielpreises und den Absatz des in der Gemein- 
schaft erzeugten Tabaks gewährleisten. 

Zu diesem Zweck muß die Prämie auf einen Be- 
trag festgesetzt werden, der für jede Sorte aus zwei 
Teilbeträgen besteht: aus einem Teilbetrag, bei des- 
sen Festsetzung die Absatzmöglichkeiten auf dem 
Markt der Gemeinschaft und gegebenenfalls der Ein- 
fluß der Preisentwicklung bei eingeführtem Tabak 
berücksichtigt werden, der mit dem in der Gemein- 
schaft erzeugten Tabak als Austauscherzeugnis in 
Wettbewerb steht, sowie aus einem pauschalen Teil- 
betrag, der die Verwirklichung der Preis- und Ein- 
kommensgarantie und der Absatzmöglichkeiten des 
in der Gemeinschaft erzeugten Tabaks ermöglicht. 

Bei der Festsetzung des Prämienbetrags für Ta- 
bakblätter sind die Absatzmöglichkeiten für Tabak- 
ballen zu ermitteln. Zu diesem Zweck sind bei jeder 
Sorte die Kosten der ersten Bearbeitung und der 
Aufbereitung zu berücksichtigen; diese Kosten müs- 
sen den Kosten gut geführter, in der Gemeinschaft 
ansässiger Unternehmen entsprechen. Es empfiehlt 
sich, auch den durchschnittlichen Schwund je Sorte 
bei der ersten Bearbeitung und Aufbereitung zu be- 
rücksichtigen. 

Der Prämienbetrag, der grundsätzlich für die ge- 
samte Tabakerzeugung der betreffenden Sorte gilt, 
muß je Kilogramm Tabakblätter, die keine erste Be- 
arbeitung oder Aufbereitung erfahren haben, für 
jede Sorte der Gemeinschaftserzeugung und für die 
entsprechende Bezugsqualität festgesetzt werden. 


Die Anwendung dieser Regeln und Maßstäbe auf 
die Marktlage bei Rohtabak führt dazu, daß bei der 
Festsetzung der Prämie von den Preisen der Tabak- 
ballen ausgegangen wird. Dieser Tabak ist ja Gegen- 
stand des Welthandels. Daher ist der Preis für Ta- 
bakballen aus dritten Ländern und aus der Gemein- 
schaft zu berücksichtigen. Dieser Preis kann für den 
in der Gemeinschaft erzeugten Tabak anhand des 
für jede Sorte Tabakblätter festgesetzten Zielpreises 
berechnet werden, indem dieser mit einem Koeffi- 
zienten für den Schwund bei der ersten Bearbeitung 
und der Aufbereitung multipliziert wird und ein 
Betrag hinzugerechnet wird, der den Kosten dieser 
ersten Bearbeitung und dieser Aufbereitung ent- 
spricht. 

Der so berechnete Selbstkostenpreis für in der Ge- 
meinschaft erzeugte Tabakballen liegt über einem 
Preis dieses Tabaks, der diesen mit den Preisen des 
als Austauscherzeugnis eingeführten Tabaks wett- 
bewerbsfähig machen würde. Die Prämie, die den 
Käufern von in der Gemeinschaft erzeugtem Tabak 
gewährt wird, soll es diesen ermöglichen, den Er- 
zeugern von Tabakblättern einen auf der Höhe des 
Zielpreises liegenden Preis zu zahlen. 

Die für die Ernte 1974 festgelegte Erhöhung des 
Zielpreises und der Kosten für die erste Bearbei- 
tung und die Aufbereitung könnte zu einer ent- 
sprechenden Erhöhung des Prämienbetrages führen. 
Die im Jahre 1973 auf dem Weltmarkt festgestellte 
Preisentwicklung erlaubt jedoch die Annahme, daß 
die mit der Prämie verbundenen Zielsetzungen ver- 
wirklicht werden, indem ihre Beträge auf dem für 
die Ernte 1973 festgelegten Niveau beibehalten wer- 
den - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Einziger Artikel 

Die in den Artikeln 3 und 4 der Verordnung (EWG) 
Nr. 727/70 genannten Prämien, die den Käufern von 
Tabakblättern gewährt werden, werden für die ein- 
zelnen Sorten für die Ernte 1974 im Anhang fest- 
gesetzt. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 94 
vom 28. April 1970, S. 1 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
27. März 1972, S. 14 
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Anhang 


Prämienbetrag pro Kilogramm Tabakblätter 


Lfd. Nr. 

Sorten 

Betrag RE kg 

1 

a) Badischer Geudertheimer 

b) Forchheimer Havanna II c) 

1,338 

2 

Badischer Burley E 

1,335 

3 

Virgin SCR 

1,180 

4 

a) Paraguay et ses hybrides 

b) Dragon vert et ses hybrides 

1,038 

5 

Nijkerk 

1,119 

6 

Burley (Burley X Bel) 

0,917 

7 

a) Misionero et ses hybrides 

b) Rio Grande et ses hybrides 

1,002 

8 

a) Philippin 

b) Petit Grammont (Flobecq) 

c) Burley (Ergo X Bursana) 

0,697 

9 

a) Semois 

b) Appelterre 

0,876 

10 

Bright 

1,118 

11a) 

Burley I 

0,688 

11b) 

Maryland 

0,648 

12 

a) Kentucky et ses hybrides 

b) Moro di Cori 

c) Salento 

0,546 

13 

a) Nostrano del Brenta 

b) Resistente 142 

c) Gojano 

1,156 

14 

Beneventano 

0,805 

15 

Xanti-Yakä 

1,435 

16 

Perustitza 

1,348 

17 

Erzegovina et ses hybrides 

1,202 

18 

a) Round Tip 

b) Scafati 

c) Sumatra I 

5,655 

19 

a) Brasile Selvaggio 

b) autres varietes 

0,228 
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XXVII 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) Nr /74 des Rates vom 1974 

zur Festsetzung der Grund- und Ankaufspreise bei Obst und Gemüse 
für das Wirtschaftsjahr 1974/1975 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

insbesondere auf Artikel 43, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1035/72 
des Rates vom 18. Mai 1972 über eine gemeinsame 
Marktorganisation für Obst und Gemüse *), zuletzt 
geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 2745/72 2 ), 
insbesondere auf Artikel 16 Absatz 1, 

gestützt auf den Vorschlag der Kommission, 

gestützt auf die Stellungnahme des Europäischen 
Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gemäß Artikel 16 Absatz 1 der Verordnung 
(EWG) Nr. 1035/72 muß für jedes der im Anhang II 
dieser Verordnung aufgeführten Erzeugnisse und 
für jedes Wirtschaftsjahr ein Grundpreis und ein 
Ankaufspreis festgesetzt werden? die Vermarktung 
der im Laufe eines bestimmten Erzeugungsjahres 
geernteten betreffenden Erzeugnisse verteilt sich: 

— für Blumenkohl von Mai bis April des folgenden 
Jahres, 

— für Tomaten von Januar bis Dezember, 

— für Pfirsiche von Mai bis Oktober, 

— für Zitronen von Juni bis Mai des folgenden 
Jahres, 

— für Birnen von Juni bis Mai des folgenden 
Jahres, 

— für Tafeltrauben von Mai bis April des folgenden 
Jahres, 

— für Äpfel von Juli bis Juni des folgenden Jahres, 

— für Mandarinen von November bis März des fol- 
genden Jahres, 

— für Süßorangen von Oktober bis Juni des folgen- 
den Jahres; 

gemäß Artikel 16 Absatz 1 dritter Unterabsatz der 
Verordnung (EWG) Nr. 1035/72 darf jedoch für die 
Zeiträume mit schwacher Vermarktung zu Beginn 
und am Ende des Wirtschaftsjahres weder ein 
Grundpreis noch ein Ankaufspreis festgesetzt wer- 
den. 

Bei der Festsetzung der Grundpreise und der An- 
kaufspreise für Obst und Gemüse sollen die Ziele 
der gemeinsamen Agrarpolitik wie auch der Bei- 
trag, den die Gemeinschaft zur harmonischen Ent- 


wicklung des Welthandels leisten will, berücksich- 
tigt werden; die gemeinsame Agrarpolitik hat ins- 
besondere zum Ziel, der landwirtschaftlichen Bevöl- 
kerung eine angemessene Lebenshaltung zu gewähr- 
leisten, die Versorgung sicherzustellen und für die 
Belieferung der Verbraucher zu angemessenen Prei- 
sen Sorge zu tragen. 

Die Grundpreise sind auf der Grundlage des Mit- 
tels der Notierungen festzusetzen, die während der 
letzten drei Jahre auf den repräsentativsten Er- 
zeugermärkten der Gemeinschaft für ein Erzeugnis 
mit genau festgelegten Handelseigenschaften wie 
Sorte oder Art, Güteklasse, Größensortierung und 
Verpackung festgestellt wurden; die Ankaufspreise 
müssen nach Artikel 16 Absatz 3 der Verordnung 
(EWG) Nr. 1035/72 unter Bezug auf den Grundpreis 
festgesetzt werden - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Für die Zeit vom 1. Mai 1974 bis 30. April 1975 
werden der Grundpreis und der Ankaufspreis für 
Blumenkohl in Rechnungseinheiten für 100 kg 
netto wie folgt festgesetzt: 



Grundpreis 

Ankaufspreis 

Mai 

8,9 

3,6 

Juni 

11,5 

4,6 

Juli 

9,3 

3,8 

August 

9,3 

3,8 

September 

10,7 

4,3 

Oktober 

11,4 

4,6 

November 

8,3 

3,4 

Dezember 

8,3 

3,4 

Januar 

8,3 

3,4 

Februar 

7,2 

2,9 

März 

8,0 

3,2 

April 

8,2 

3,4 


2. Die in Absatz 1 genannten Preise gelten: 

für Mai, November, Dezember, Januar, Februar, 
März und April für Blumenkohl „in Blättern 11 der 
Güteklasse I, für Juni, Juli, August, September 
und Oktober für Blumenkohl „mit Krone" der 
Güteklasse I, verpackt. 

ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 118 
vom 20. Mai 1972, S. 1 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 291 
vom 28. Dezember 1972, S. 147 
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Artikel 2 

1. Für die Zeit vom 1. Juni bis 30. November 1974 
werden der Grundpreis und der Ankaufspreis 
für Tomaten, in Rechnungseinheiten für 100 kg 
netto wie folgt festgesetzt: 


Juni 1. bis 10. 

Urundpreis 

Ankaufspreis 

11. bis 20. 

14,5 

6,0 

21. bis 30. 

12,5 

5,4 

Juli 

10,5 

4,3 

August 

8,6 

3,6 

September 

9,6 

4,0 

Oktober 

13,0 

5,3 

November 

14,4 

6,4 


2. Die in Absatz 1 genannten Preise gelten für 
Tomaten der Arten „rund" und „mit Rippen" der 
Güteklasse I, Größensortierung 57/67 mm, und 
der Art „länglich" der Güteklasse I, Größen- 
sortierung 40/47 mm, verpackt. 


Artikel 3 

1. Für die Zeit vom 1. Juni bis 30. September 1974 
werden der Grundpreis und der Ankaufspreis für 
Pfirsiche (außer Brugnolen und Nektarinen), in 
Rechnungseinheiten für 100 kg netto wie folgt 
festgesetzt: 

Grundpreis Ankaufspreis 

Juni 20,8 12,5 

Juli bis September 19,0 11,6 

2. Die in Absatz 1 genannten Preise gelten: 

— für Juni für Pfirsiche der Sorte Fior di Maggio 
(May Flower), Güteklasse I, Größensortierung 
51/61 mm, 

— für Juli für Pfirsiche der Sorten Amsden, 
Charles Ingouf und Sant’ Anna, Güteklasse I, 
Größensortierung 61/67 mm, 

— für August für Pfirsiche der Sorten Red Haven 
und Fair Haven, Güteklasse I, Größensortie- 
rung 61/67 mm, 

— für September für Pfirsiche der Sorte J. H. 
Haie, Güteklasse I, Größensortierung 61/67 
mm, 

verpackt. 


Artikel 4 

1. Für die Zeit vom 1. Juni 1974 bis 31. Mai 1975 
werden der Grundpreis und der Ankaufspreis 
für Zitronen in Rechnungseinheiten für 100 kg 
netto wie folgt festgesetzt: 


Grundpreis Ankaufspreis 


Juni 

20,6 

12,4 

Juli 

21,4 

12,9 

August 

21,3 

12,8 

September 

17,6 

11,6 

Oktober 

16,5 

11,4 

November 

15,1 

9,1 

Dezember 

14,8 

8,9 

Januar 

15,4 

9,3 

Februar 

14,6 

8,8 

März 

15,5 

9,3 

April 

16,8 

10,1 

Mai 

17,5 

10,5 

Die in Absatz 

1 genannten 

Preise gelten für 

Zitronen der Güteklasse I, 
53/62 mm, verpackt. 

Größensortierung 


Art 

ikel 5 


Für die Zeit vom 1. 

Juli 1974 bis 30. April 1975 

werden der Grundpreis und der Ankaufspreis für 
Birnen außer Mostbirnen in Rechnungseinheiten 

für 100 Kilogramm netto wie folgt 

festgesetzt: 


Grundpreis 

Ankaufspreis 

Juli 

14,0 

7,0 

August 

13,3 

6,7 

September 

12,4 

6,2 

Oktober 

12,4 

6,2 

November 

12,7 

6,4 

Dezember 

13,0 

6,7 

Januar bis April 

13,2 

6,9 


2. Die in Absatz 1 genannten Preise gelten 

a) für Juli für Birnen der Sorte Dr. Jules Guyot, 
Güteklasse I, Größensortierung gleich oder 
über 60 mm; 

b) für August für Birnen der Sorten Dr. Jules 
Guyot, Clapp’s favourite, Bon Chretien, Wil- 
liams, Güteklasse I, Größensortierung gleich 
oder über 60 mm; 

c) für September und Oktober für Birnen der 
Sorten Bon Chretien, Williams und Confe- 
rence, Güteklasse I, Größensortierung gleich 
oder über 60 mm; 

d) für November: 

— für Birnen der Sorten Conference und 
Alexandrine Douillard, Güteklasse I, Grö- 
ßensortierung gleich oder über 60 mm, 

— für Birnen der Sorte Passe-Crassane, Güte- 
klasse I, Größensortierung gleich oder über 
70 mm ; 

e) für Dezember bis April: 

— für Birnen der Sorte Conference, Güte- 
klasse I, Größensortierung gleich oder 
über 60 mm, 
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— für Birnen der Sorte Passe-Crassane, Güte- 
klasse I, Größensortierung gleich oder 
über 70 mm, 

verpackt. 


Artikel 6 

1. Für die Zeit vom 1. August bis 31. Oktober 1974 
werden der Grundpreis und der Ankaufspreis 
für Tafeltrauben in Rechnungseinheiten für 
100 kg netto wie folgt festgesetzt: 

Grundpreis Ankaufspreis 

August 16,0 10,6 

September und Oktober 13,0 7,9 

2. Die in Absatz 1 genannten Preise gelten für 
Tafeltrauben der Sorten Regina dei Vigneti und 
Regina (mennavacca bianca) der Güteklasse I, 
verpackt. 


August 

September 

Oktober 

November 

Dezember 

Januar 

Februar 

März bis Mai 


Artikel 7 


Ankaufspreis 

6,0 

6,0 

6,1 

6,2 

6,8 

7,5 

8,0 

8,7 


1. Für die Zeit vom 1. August 1974 bis 31. Mai 1975 
werden der Grundpreis und der Ankaufspreis für 
Äpfel, außer Mostäpfeln, in Rechnungseinheiten 
für 100 kg netto wie folgt festgelegt: 

Grundpreis 

12,0 

12,0 

12,0 

12.3 

13.4 
14,8 
16,0 

17.4 


2. Die in Absatz 1 genannten Preise gelten: 

a) für August für Äpfel der Sorte James Grieve, 
Güteklasse I, Größensortierung gleich oder 
über 70 mm; 

b) für September: 

— für Äpfel der Sorten James Grieve und 
Golden Delicious, Güteklasse I, Größen- 
sortierung gleich oder über 70 mm; 

— für Äpfel der Sorte Reine des reinettes, 
Güteklasse I, Größensortierung gleich 
oder über 65 mm; 

c) für Oktober bis Mai für Äpfel der Sorte Gol- 
den Delicious, Güteklasse I, Größensortierung 
gleich oder über 70 mm, 

verpackt. 


Artikel 8 


1. Für die Zeit vom 16. November 1974 bis 28. Fe- 
bruar 1975 werden der Grundpreis und der An- 
kaufspreis für Mandarinen in Rechnungseinhei- 
ten für 100 kg netto wie folgt festgesetzt: 


November 
(vom 16. bis 30.) 
Dezember 
Januar 
Februar 


Grundpreis Ankaufspreis 


20.5 13,4 

20,2 13,0 

19,8 12,4 

18.5 12,0 


2. Die in Absatz 1 genannten Preise gelten für Man- 
darinen der Güteklasse I, Größensortierung 
54/64 mm, verpackt. 


Artikel 9 

1. Für die Zeit vom 1. Dezember 1974 bis 30. April 
1975 werden der Grundpreis und der Ankaufs- 
preis für Süßorangen in Rechnungseinheiten für 
100 kg netto wie folgt festgesetzt: 


Dezember 

Januar 

Februar 

März 

April 


Grundpreis Ankaufspreis 

18,0 11,9 

15.2 10,5 

15.7 10,9 

17.2 11,1 

17.7 11,3 


2. Die in Absatz 1 genannten Preise gelten: 

— für Dezember für Orangen der Sorte Moro, 
Güteklasse I, Größensortierung 67/80 mm, 

— für Januar bis April für Orangen der Sorte 
Sanguinello, Güteklasse I, Größensortierung 
67/80 mm, 

verpackt. 


Artikel 10 

Die in Artikel 1 bis 9 genannten Preise enthalten 
nicht die Kosten der Verpackung, in der das Er- 
zeugnis angeboten wird. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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XXVIII 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) Nr /74 des Rates vom 1974 

zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 804/68 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Milch und Milcherzeugnisse 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
die Artikel 42, 43 und 235, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Auf Grund der Erfahrungen bei der Anwendung 
der Verordnung (EWG) Nr. 804/68 des Rates vom 
27. Juni 1968 über die gemeinsame Marktorgani- 
sation für Milch und Milcherzeugnisse 1 ), zuletzt ge- 
ändert durch die Akte über die Beitrittsbedingungen 
und die Anpassungen der Verträge 2 ), sind Ände- 
rungen dieser gemeinsamen Marktorganisation not- 
wendig. Einmal müssen bestimmte Verfahren den 
tatsächlichen Erfordernissen angepaßt werden, zum 
andern erfordert die Marktentwicklung eine Ergän- 
zung der Mittel zur Gewährleistung eines geord- 
neten Marktgeschehens. 

Damit erforderlichenfalls die Marktentwicklung 
so rasch wie möglich berücksichtigt werden kann, 
ist es im Interesse einer größeren Elastizität zweck- 
mäßig, das Verfahren in Artikel 30 der Verordnung 
(EWG) Nr. 804/68 für die Festsetzung der Beihilfen 
für Magermilch und Magermilchpulver für Futter- 
zwecke entsprechend den Kriterien in Artikel 10 
Absatz 2 erster Unterabsatz der Verordnung (EWG) 
Nr. 804/68 anzuwenden. 

In den vergangenen Jahren war die Marktlage 
bei Milcherzeugnissen in der Gemeinschaft fast 
ständig durch Überschüsse gekennzeichnet, beson- 
ders bei Butter und Magermilchpulver, Erzeugnisse, 
die den Interventionsstellen in übermäßig hohen 
Mengen angeboten wurden. Um der Gemeinschaft 
künftig die hieraus entstehenden hohen Lasten zu 
ersparen und um Produktion und Marktbedarf wie- 
der besser aufeinander abzustimmen, ist es ange- 
zeigt, grundsätzlich in Zeiten mit Produktionsüber- 
schuß eine Produktionsabgabe auf die von den 
Landwirtschaftsbetrieben gelieferte Milch und die 
an die Interventionsstellen verkauften Butter- und 
Magermilchpulvermengen zu erheben. Die von den 
Interventionsstellen während eines Bezugszeit- 
raums aufgekauften Buttermengen können als Hin- 
weis für das Vorhandensein struktureller Über- 
schüsse dienen. Die Erhebung der Abgabe kann 
übrigens von der weiteren Entwicklung der öffent- 
lichen Vorräte und der Marktlage abhängig gemacht 
werden. 


Es ist zweckmäßig, spezifische Maßnahmen zur 
Förderung des Absatzes der Überschüsse auf dem 
Gemeinschaftsmarkt vorzusehen, für die Ausgaben 
in Höhe des Aufkommens aus den vereinnahmten 
Produktionsabgaben getätigt werden können. 

Zur Steigerung des Verbrauchs von Milcherzeug- 
nissen in der Gemeinschaft und im Interesse des 
Verbrauchers müssen insbesondere Gemeinschafts- 
vorschriften erlassen werden können, die zum 
Schutz der natürlichen Zusammensetzung der Milch- 
erzeugnisse und der Verwendung von Butterfett bei 
ihrer Herstellung bestimmt sind. Da einige Milch- 
erzeugnisse nicht als Agrarerzeugnisse im Sinne des 
Vertrags angesehen werden, müßte Artikel 235 des 
Vertrags herangezogen werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Der folgende Artikel 5 a) wird in die Verordnung 
(EWG) Nr. 804 68 eingefügt: 

„Artikel 5 a) 

1. Haben die von den Interventionsstellen gekauf- 
ten Buttermengen während eines Bezugszeit- 
raums eine Richtmenge überschritten, so wird 
eine Produktionsabgabe während eines späteren, 
als „Erhebungszeitraum" bezei ebneten Zeitraums 
erhoben. 

Von der Erhebung der Abgabe kann jedoch wäh- 
rend eines oder mehrerer Erhebungszeiträuine 
Abstand genommen werden, wenn dies auf 
Grund der verfügbaren Mengen an Butter und 
Magermilchpulver öffentlicher Lagerhaltung und 
auf dem Markt erforderlich ist. 

Die Abgabe wird erhoben: 

a) von jedem Milcherzeuger für die Milchmen- 
gen, die er an ein Unternehmen geliefert hat, 
das Milch behandelt oder verarbeitet; 

b) von jedem Milchverarbeitungsbetrieb auf die 
Butter- und Magermilchpulvermengen, die er 
an eine Interventionsstelle über einen be- 
stimmten als „Freimenge" bezeichneten ab- 
gabefreien Hundertsatz seiner Erzeugung bei 
jedem dieser Erzeugnisse hinaus verkauft hat. 

h Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 148 
vom 28. Juni 1968, S. 13 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. Februar 1972, S. 14 
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2. Nach Anhörung der in Betracht kommenden 
Wirtschaftskreise können grundsätzlich nach dem 
Verfahren in Absatz 5 Maßnahmen zur Förde- 
rung des Absatzes der Überschüsse an Milch- 
erzeugnissen auf dem Markt der Gemeinschaft 
beschlossen werden; hierfür können Ausgaben 
in Höhe der Einnahmen aus den gemäß Ab- 
satz 1 erhobenen Abgaben getätigt werden. 

3. Im Zusammenhang mit der Finanzierung der 
gemeinsamen Agrarpolitik werden die Abgaben 
in Absatz 1 und die Maßnahmen in Absatz 2 als 
Teil der Maßnahmen zur Regelung der Agrar- 
märkte angesehen. 

4. Auf Vorschlag der Kommission beschließt der 
Rat nach dem Abstimmungsverfahren in Arti- 
kel 43 Absatz 2 des Vertrags die in Absatz 1 
vorgesehenen Maßnahmen und erläßt die Grund- 
regeln für die Anwendung dieses Artikels, ins- 
besondere zur Festlegung der in Absatz 1 auf- 
geführten Einzelheiten: 

a) Bezugs- und Erhebungszeiträume, 

b) Richtmenge, 

c) Freimenge. 

5. Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Ar- 
tikel, insbesondere die Höhe der Produktions- 
abgabe, werden nach dem Verfahren des Ar- 
tikels 30 festgelegt. " 


Artikel 2 

In Artikel 10 der Verordnung (EWG) Nr. 804/68 
wird 


1. der zweite Unterabsatz von Absatz 2 gestrichen; 

2. folgender Absatz 3 hinzugefügt: 

„3. Die Durchführungsbestimmungen zu diesem 
Artikel, insbesondere die Höhe der Beihilfen, 
werden nach dem Verfahren des Artikels 30 
festgelegt." 


Artikel 3 

Der folgende Artikel 27 a) wird in die Verordnung 

(EWG) Nr. 804/68 eingefügt: 

„Artikel 27 a) 

1. Der Rat kann auf Vorschlag der Kommission 
nach dem Abstimmungsverfahren gemäß Arti- 
kel 43 Absatz 2 des Vertrags Vorschriften zur 
Einschränkung der Herstellung des Inverkehr- 
bringens in der Gemeinschaft folgender Erzeug- 
nisse erlassen: 

— Milcherzeugnisse der Tarifnummern 04.01, 
04.02, 04.03 und 04.04 des Gemeinsamen Zoll- 
tarifs, deren natürliche Bestandteile an But- 
terfett oder Milcheiweiß durch nicht aus der 
Milch stammende Fette oder Eiweißstoffe er- 
setzt wurden; 

— in Anhang II des Vertrags nicht aufgeführte 
Milcherzeugnisse. 

2. Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Ar- 
tikel werden nach dem Verfahren des Arti- 
kels 30 festgelegt." 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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XXIX 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) Nr /74 des Rates vom 1974 

zur Festlegung der Grundregeln für die Erhebung einer Produktionsabgabe 
und für Maßnahmen zur Förderung des Absatzes von Überschüssen im Sektor Milch 
und Miicherzeugnisse und zur Änderung der Verordnungen (EWG) Nr. 985/68 und 
(EWG) Nr. 1014/68 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 804/68 
des Rates vom 27. Juni 1968 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Milch und Milcherzeug- 
nisse 1 ), zuletzt geändert durch die Verordnung 

(EWG) Nr /74 2 ), insbesondere auf Artikel 5 a) 

Absatz 4, Artikel 6 Absatz 6 und Artikel 7 Ab- 
satz 4, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gemäß Artikel 5 a) Absatz 1 der Verordnung 
(EWG) Nr. 804/68 wird grundsätzlich eine Produk- 
tionsabgabe von den Milcherzeugnissen und den 
milchverarbeitenden Unternehmen erhoben, wenn 
die von den Interventionsstellen gekauften Butter- 
mengen während eines Bezugszeitraums eine Richt- 
menge überschritten haben. Da die öffentliche Lager- 
haltung über einen bestimmten ständigen Vorrat 
verfügen muß, kann die genannte Richtmenge auf 
300 000 t Butter festgesetzt werden, die während 
eines Bezugszeitraums von zwölf vorangegangenen 
Monaten gekauft wurde. Es empfiehlt sich, die Er- 
gebnisse eines Bezugszeitraums erst für einen Er- 
hebungszeitraum zu berücksichtigen, der drei Mo- 
nate nach Ablauf des entsprechenden Bezugszeit- 
raums beginnt. 

Die von den Milcherzeugern zu erhebende Ab- 
gabe läßt sich als Hundertsatz des Milchrichtpreises 
ausdrücken und von dem ihnen zustehenden Ver- 
kaufspreis einbehalten. Die Abgabe zu Lasten der 
milchverarbeitenden Unternehmen kann in einem 
Hundertsatz des von den Interventionsstellen ange- 
wandten Kaufpreises bestehen und von ihnen ein- 
behalten werden. 

Die von der Abgabe befreite Menge an Butter 
und Magermilchpulver, die an die Interventions- 
stelle verkauft wird, wäre so festzusetzen, daß für 
die betreffenden Wirtschaftskreise ein echter An- 
reiz für eine Diversifizierung ihrer Produktion ent- 
sprechend dem Marktbedarf besteht. 

Für die Erhebung der Abgabe und die Durchfüh- 
rung geeigneter Kontrollen ist es unerläßlich, daß 
auch Magermilchpulver künftig nur der Interven- 


tionsstelle des Mitgliedstaates angeboten werden 
kann, auf dessen Hoheitsgebiet das Magermilch- 
pulver erzeugt wurde, und daß nur die Erzeuger 
von Butter und Magermilchpulver ihre Erzeugung 
an die Interventionsstellen verkaufen können. Dar- 
aus ergibt sich die Notwendigkeit einer Anpassung 

— der Verordnung (EWG) Nr. 985/68 des Rates vom 
15. Juli 1968 zur Festlegung der Grundregeln 
für die Interventionen auf dem Markt für Butter 
und Rahm 3 ), zuletzt geändert durch die Verord- 
nung (EWG) Nr. 2714/72 4 ) 

sowie 

— der Verordnung (EWG) Nr. 1014/68 des Rates 
vom 20. Juli 1968 zur Festlegung der Grund- 
regeln für die öffentliche Lagerhaltung von 
Magermilchpulver 5 ), zuletzt geändert durch die 
Verordnung (EWG) Nr. 1211/69 6 ). 

Ferner ist es angebracht, die Maßnahmen, die 
gemäß Artikel 5 a) Absatz 2 der Verordnung (EWG) 
Nr. 804/68 beschlossen werden können, festzulegen 
und die etwaige Beteiligung der in Betracht kom- 
menden Wirtschaftskreise an der Durchführung der- 
artiger Maßnahmen vorzusehen — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

1. Die Erhebungszeiträume und die entsprechenden 
Bezugszeiträume gemäß Artikel 5 a) Absatz 1 
der Verordnung (EWG) Nr. 804/68 sind folgende: 


0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 148 
vom 28. Juni 1968, S. 13 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L . . . 

vom , S. . . . 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 169 
vom 18. Juli 1968, S. 1 

4 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 291 
vom 28. Dezember 1972, S. 15 

5 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 173 
vom 22. Juli 1968, S. 4 

6) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 155 
vom 28. Juni 1969, S. 13 
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Erhebungszeitraum 

1. April bis 30. Juni 
1. Juli bis 30. September 

1. Oktober bis 31. Dezember 


1. Januar bis 30. März 


2. Die Richtmenge in Artikel 5 a) Absatz 1 erster 
Unterabsatz der Verordnung (EWG) Nr. 804/68 
beläuft sich auf 300 000 t Butter. 


Artikel 2 

1. Die Abgabe der Milcherzeuger wird je 100 kg 
gelieferte Milch auf 1 v. H. des Milchrichtpreises 
festgesetzt, der in dem Milchwirtschaftsjahr vor 
dem Erhebungszeitraum gültig war. 

2. Die Abgabe in Absatz 1 wird von den Unter- 
nehmen, die die Milch kaufen, von dem den 
Erzeugern geschuldeten Kaufpreis einbehalten 
und monatlich von diesen Unternehmen für den 
Vormonat an eine von jedem Mitgliedstaat zu 
bestimmende Stelle abgeführt. 


Artikel 3 

1. Die Abgabe, die von den milchverarbeitenden 
Unternehmen erhoben wird, wird je 100 kg 
Butter oder Magermilchpulver bei Verkauf an 
eine Interventionsstelle auf 1 v. H. des Kauf- 
preises für das betreffende Erzeugnis, den die 
betreffende Interventionsstelle zum Zeitpunkt 
des Kaufes anwendet, festgesetzt. 

2. Auf die Butter- oder Magermilchmengen, die 
jeweils an eine Interventionsstelle verkauft wer- 
den und nicht mehr als 15 v. H. der Erzeugung 
des betreffenden Unternehmens (Freimenge) aus- 
machen, wird keine Abgabe erhoben. 

3. Die Abgabe gemäß Absatz 1 wird durch Abzug 

von dem Kaufpreis erhoben, den die betreffende 

Interventionsstelle schuldet. Alle drei Monate 

wird eine vorläufige Abrechnung aufgestellt, die 
endgültige Abrechnung wird zum 1. April jedes 

Jahres für das Vorjahr auf der Grundlage der 
Erzeugung und der Verkäufe an eine Interven- 
tionsstelle während des abgelaufenen Jahres vor- 
genommen. 


Entsprechender Bezugszeitraum 

1. Januar bis 31. Dezember des Vorjahres 

1. April des Vorjahres bis 31. März des in 
Betracht kommenden Jahres 

1. Juli des Vorjahres bis 30. Juni des in 
Betracht kommenden Jahres 

1. Oktober des vorvorletzten Jahres bis 
30. September des Vorjahres 


Artikel 4 

Nach dem Verfahren des Artikels 30 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 804/68 kann bei Anwendung der 
Verordnung (EWG) Nr. 2115/71 des Rates vom 
28. September 1971 zur Festlegung der Vorausset- 
zungen für die Anwendung der Schutzmaßnahmen 
auf dem Sektor Milch und Milcherzeugnisse 3 * * * 7 ) oder 
bei Anwendung der Verordnung (EWG) Nr. 2180/71 
des Rates vom 12. Oktober 1971 über die im Falle 
von Versorgungsschwierigkeiten auf dem Sektor 
Milch und Milcherzeugnisse anzuwendenden Grund- 
regeln H ) die Erhebung der Abgabe ausgesetzt wer- 
den. 

Artikel 5 

1. Die in Artikel 5 a) Absatz 2 der Verordnung 
(EWG) Nr. 804/68 aufgeführten Maßnahmen kön- 
nen folgendes zum Ziel haben: 

a) Förderung der Vermarktung von Milch und 

Milcherzeugnissen durch 

— Gewährung von Zuschüssen zu Werbemaß- 
nahmen für Milcherzeugnisse, insbeson- 
dere für Butter, Käse und Trinkmilch; 

— Gewährung von Zuschüssen für Maßnah- 
men zur Verbraucheraufklärung über den 
Wert der Milcherzeugnisse als gesundes 
Nahrungsmittel; 

— Finanzierung von Forschungsverträgen für 
die Entwicklung neuer oder verbesserter 
Milcherzeugnisse ; 

— Gewährung von zinsbilligen Krediten für 
die Anschaffung von Automaten für den 
Milchverkauf in Schulen, Kantinen und 
Raststätten; 

b) Förderung des Absatzes von Milcherzeugnis- 
sen in der Gemeinschaft durch: 

— Verkauf von Butter zu ermäßigten Prei- 
sen an bestimmte Verbrauchergruppen; 

7 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 222 
vom 2. Oktober 1971, S. 5 

8 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 231 
vom 14. Oktober 1971, S. 1 
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Verkauf von Milch zu ermäßigten Preisen 
an bestimmte Verbrauchergruppen, insbe- 
sondere Schüler. 

2. Eine Beteiligung der in Betracht kommenden 
Wirtschaftskreise an der Durchführung der Maß- 
nahmen in Absatz 1 läßt sich auf folgendem 
Wege vorsehen; 

a) Anhörung, bevor derartige Maßnahmen be- 
schlossen werden? 

b) Mitarbeit bei der Durchführung bestimmter 
Maßnahmen auf Grund von Einzelheiten, die 
von Fall zu Fall festzusetzen sind. 


Artikel 6 

l. In Artikel 1 der Verordnung (EWG) Nr. 985/68 
— erhält Absatz 1 a) folgende Fassung: 

,,a) von einem zugelassenen Unternehmen 
hergestellt und von dem gleichen Her- 
stellungsunternehmen angeboten worden 
ist?" 


— - sind die Worte „diejenigen, die im Besitz 
der Butter sind" in Absatz 4 durch die Worte 
„Unternehmen, die Butter herstellen" zu er- 
setzen. 

2. In Artikel 1 der Verordnung (EWG) Nr. 1014/68 
erhält Absatz 1 folgende Fassung: 

„1. Die Interventionssteilen kaufen nur Sprüh- 
magermilchpulver erster Qualität, 

a) das von dem Herstellungsunternehmen 
angeboten wird, 

b) das noch festzulegenden Anforderungen 
hinsichtlich der Haltbarkeit genügt, 

c) das festzulegende Voraussetzungen hin- 
sichtlich der Mindestmenge, der Ver- 
packung und der Angaben auf der Ver- 
packung erfüllt. 

Die Unternehmen, die Magermilchpulver 
herstellen, dürfen nur der Interventions- 
stelle des Mitgliedstaates Angebote machen, 
auf dessen Hoheitsgebiet das Magermilch- 
pulver hergestellt wurde." 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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XXX 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) Nr /74 des Rates vom 1974 

zur Festsetzung des Richtpreises für Milch sowie der Interventionspreise für Butter, 
Magermilchpuiver, Grana Padano und Parmigiano Reggiano für das 
Milchwirtschaftsjahr 1974/1975 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

gestützt auf den Vertrag über den Beitritt neuer 
Mitgliedstaaten zur Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft und zur Europäischen Atomgemein- 
schaft 1 ), insbesondere auf Artikel 53 der diesem 
Vertrag beigefügten Akte, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 804/68 
des Rates vom 27. Juni 1968 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Milch und Milcherzeugnis- 
se 2 ), zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) 

Nr 3 ), insbesondere auf Artikel 3 Absatz 4 

und Artikel 5 Absatz 1, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Bei der Festsetzung des Richtpreises für Milch ist 
sowohl den Zielen der gemeinsamen Agrarpolitik 
als auch dem Beitrag Rechnung zu tragen, den die 
Gemeinschaft zur harmonischen Entwicklung des 
Welthandels leisten will. Die gemeinsame Agrar- 
politik zielt insbesondere darauf ab, der landwirt- 
schaftlichen Bevölkerung eine angemessene Lebens- 
haltung zu gewährleisten, die Versorgung sicherzu- 
stellen und die Belieferung der Verbraucher zu an- 
gemessenen Preisen zu gewährleisten. 

Daher ist es angebracht, der Bedeutung Rechnung 
zu tragen, die die Milch für die Landwirtschaft der 
Gemeinschaft und damit für das Einkommen der 
Landwirte hat. Zwischen dem Richtpreis für Milch 
und den Preisen der übrigen landwirtschaftlichen 
Erzeugnisse, insbesondere dem Preis für Rindfleisch, 
muß ferner ein ausgewogenes Verhältnis bestehen, 
das der gewünschten Ausrichtung auf dem Gebiet 
der Rinderzucht entspricht. 

Weiterhin müssen bei der Festsetzung des Richt- 
preises die Bemühungen der Gemeinschaft beachtet 
werden, langfristig gesehen unter Berücksichtigung 
des Außenhandels mit Milch und Milcherzeugnissen 
ein Gleichgewicht zwischen Angebot und Nachfrage 
auf dem Milchmarkt herzustellen. 

Die Interventionspreise für Butter und Mager- 
milch sollen zur Verwirklichung des Richtpreises 
für Milch beitragen. Bei ihrer Festsetzung muß so- 
wohl der allgemeinen Angebots- und Nachfrage- 


lage auf dem Milchmarkt als auch den Möglich- 
keiten Rechnung getragen werden, Butter und 
Magermilchpulver auf dem Markt der Gemeinschaft 
und auf dem Weltmarkt abzusetzen. 

Angesichts der besonderen Lage in einigen Mit- 
gliedstaaten ist es zur Zeit nicht möglich, einen ein- 
heitlichen Interventionspreis für Milchpulver festzu- 
setzen; daher ist dieser Preis entsprechend zu be- 
richtigen. 

Damit sich diese Berichtigung auf die Marktpreise 
der betreffenden Mitgliedstaaten ohne Wettbe- 
werbsverzerrungen auswirkt, muß für einen Aus- 
gleich der Preisunterschiede im Verkehr mit Mager- 
milchpulver gesorgt werden. 

Die Interventionspreise für Grana Padano und 
Parmigiano Reggiano müssen auf einer Höhe fest- 
gesetzt werden, die geeignet ist, den Milcherzeu- 
gern der Gebiete der Gemeinschaft, in denen diese 
Käsesorten hergestellt werden und damit einen An- 
spruch auf die Ursprungsbezeichnung haben, hin- 
sichtlich des Erzeugerpreises für Milch die gleichen 
dauerhaften Sicherheiten zu geben, die die Inter- 
ventionsmaßnahmen bei Magermilch und Butter 
bieten. 

Da die in den neuen Mitgliedstaaten geltenden 
Interventionspreise für Magermilchpulver schon im 
Wirtschaftsjahr 1972/1973 mit den gemeinsamen 
Preisen übereinstimmten, braucht nur der in den 
neuen Mitgliedstaaten geltende Interventionspreis 
für Butter im Wirtschaftsjahr 1974/1975 gemäß Ar- 
tikel 52 Absatz 2 Buchstabe a der Beitrittsakte an 
den gemeinsamen Preis angeglichen zu werden. 

Für das Vereinigte Königreich wurde im Milch- 
Wirtschaftsjahr 1973/1974 Gebrauch von der in Ar- 
tikel 52 Absatz 3 erster Unterabsatz der Beitritts- 
akte gebotenen Möglichkeit einer Abweichung ge- 
macht. Für das nächste Wirtschaftsjahr ist jedoch 
nach dem 3. Unterabsatz des genannten Absatzes 
zur Festsetzung des Preisniveaus im Vereinigten 
Königreich das Preisniveau zugrunde zu legen, das 
sich aus der Anwendung von Artikel 52 ergeben 
hätte, wenn die Abweichung nicht beschlossen wor- 
den wäre. 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. März 1972, S. 5 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 148 
vom 28. Juni 1968, S. 13 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L . . . 

vom , S. .' . 
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In Irland besteht nur ein ganz geringer Unter- 
schied zwischen dem gemeinsamen Butterpreis und 
dem Preis, der sich bei Anwendung von Artikel 52 
der Beitrittsakte ergibt. Daher empfiehlt es sich, in 
Irland den gemeinsamen Preis anzuwenden. 

Die genaue Anwendung von Artikel 52 auf Däne- 
mark im Milchwirtschaftsjahr 1974/1975 würde dazu 
führen, daß der in diesem Mitgliedstaat geltende 
Preis über dem gemeinsamen Preis liegen würde, 
obwohl er in dem vorangegangenen Wirtschafts- 
jahr niedriger gewesen war. Daher ist der Preis 
auch in diesem Fall auf die Höhe des gemeinsamen 
Preises festzusetzen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Diese Verordnung gilt für das Milchwirtschaftsjahr 
1974/1975. 

Artikel 2 

Der Richtpreis für Milch und die Interventionspreise 
für Milcherzeugnisse werden wie folgt festgesetzt: 

Rechnungseinheiten 
je 100 kg 


a) Richtpreis für Milch 12,92 

b) Interventionspreise: 

Butter: 

— im Vereinigten Königreich 99,58 

— * in den anderen Mitgliedstaaten 164,40 

Magermilchpulver 76,35 

Grana Padano 

— mit einem Alter von 

30 bis 60 Tagen 166,75 

— in Warenpartien mit einem 
Alter von durchschnittlich 

6 Monaten 193,25 


Rechnungseinheiten 
je 100 kg 

Parmigiano Reggiano, 

in Warenpartien mit einem 

Alter von durchschnittlich 

6 Monaten 207,65 

Eine Warenpartie ist die Erzeugung eines Herstel- 
lers in der Zeit vom 1. April bis zum 11. November 
eines Wirtschaftsjahres. 


Artikel 3 

1. In Abweichung von Artikel 7 Absatz 1 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 804/68 entspricht der Preis, 
zu dem die Interventionsstellen in Belgien, 
Deutschland, Luxemburg und in den Niederlan- 
den Magermilchpulver kaufen, den um einen 
Berichtigungsbetrag von 2 Rechnungseinheiten 
je 100 kg verminderten Interventionspreis. 

2. Der Berichtigungsbetrag in Absatz 1 gilt für das 
betreffende Erzeugnis im Warenverkehr jeder 
der in Absatz 1 aufgeführten Mitgliedstaaten 
mit den übrigen Mitgliedstaaten und mit Dritt- 
ländern; die Benelux-Staaten werden als ein ein- 
ziger Mitgliedstaat angesehen. 

Zu diesem Zweck wird der Berichtigungsbetrag 
um die im Rahmen der gemeinsamen Agrarpoli- 
tik bei der Einfuhr erhobenen und bei der Aus- 
fuhr gewährten Beträge gekürzt. 

3. Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Ar- 
tikel werden nach dem Verfahren in Artikel 30 
der Verordnung (EWG) Nr. 804/68 erlassen. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 
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XXXI 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) Nr /74 des Rates vom 1974 

zur Festsetzung der Schwellenpreise für bestimmte Milcherzeugnisse 
für das Milchwirtschaftsjahr 1974/1975 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 804/68 des 
Rates vom 27. Juni 1968 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Milch und Milcherzeugnis- 
se *), zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) 
Nr /74 2 ), insbesondere auf Artikel 4, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Schwellenpreise müssen unter Berücksichti- 
gung des für die verarbeitende Industrie der Ge- 
meinschaft notwendigen Schutzes so festgelegt wer- 
den, daß die Preise der eingeführten Milcherzeug- 
nisse auf einer Höhe liegen, die dem Richtpreis für 
Milch entspricht; es ist deshalb angebracht, die 
Schwellenpreise auf der Grundlage des Richtpreises 
für Milch unter Berücksichtigung des anzustreben- 
den Verhältnisses zwischen dem Wert des Milch- 
fetts einerseits und der Magermilch andererseits 
sowie einheitlicher Ausbeute- und Kostensätze für 
die betreffenden Milcherzeugnisse festzusetzen; 
außerdem ist ein pauschaler Betrag zu berücksich- 
tigen, der einen ausreichenden Schutz der milch- 
verarbeitenden Industrie in der Gemeinschaft 
sichern soll. 

Es ist erforderlich, die Schwellenpreise für die 
Handelsstufe festzusetzen, auf der die eingeführten 
Milcherzeugnisse mit den in der Gemeinschaft her- 
gestellten Milcherzeugnissen erstmals in Wett- 
bewerb treten, d. h. für die Stufe „frei Großhandel" - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Einziger Artikel 

1. Für das Milchwirtschaftsjahr 1974/1975 werden 
die Schwellenpreise wie folgt festgesetzt: 


Leiterzeugnis 
der Erzeugnisgruppe 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 
9 

10 

11 

12 


Rechnungseinheiten 
je 100 kg 

21.50 
88,60 

127.70 

53.00 

69.50 
179,55 

186.70 
157,20 
252,00 
169,10 
154,65 

43.00 


2. Din in Absatz 1 genannten Leiterzeugnisse sind 
diejenigen, die in dem Anhang I der Verordnung 
(EWG) Nr. 823/68 des Rates vom 28. Juni 1968 
zur Festlegung der Erzeugnisgruppen und der be- 
sonderen Vorschriften für die Berechnung der 
Abschöpfungen für Milch und Milcherzeugnisse 3 ), 
zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) 
Nr. 1354/73 4 ), bestimmt sind. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 148 
vom 28. Juni 1968, S. 13 

*-’) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L . . . 
vom 1974, S. . . . 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 151 
vom 30. Juni 1968, S. 3 

4 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 141 
vom 28. Mai 1973, S. 23 
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XXXII 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) Nr /74 des Rates vom 1974 

zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 823/68 hinsichtlich der 
Zulassungsbedingungen für bestimmte Käsesorten 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 804/68 des 
Rates vom 27. Juni 1968 über die gemeinsame Markt- 
organisation für Milch und Milcherzeugnisse *), zu- 
letzt geändert durch die Akte über die Beitritts- 
bedingungen und die Anpassungen der Verträge 2 ), 
insbesondere auf Artikel 14 Absatz 6, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

In Artikel 8 der Verordnung (EWG) Nr. 823/68 des 
Rates vom 28. Juni 1968 zur Festlegung der Erzeug- 
nisgruppen und der besonderen Vorschriften für die 
Berechnung der Abschöpfungen für Milch und Milch- 
erzeugnisse 3 ), zuletzt geändert durch die Verord- 
nung (EWG) Nr. 1354/73 4 ), ist unter anderem fest- 
gelegt, wie die Abschöpfung für Käsesorten der 
Tarifstellen 04.04 Elb) 2, 04.04 Elb) 3 und 04.04 
Elb) 4 des Gemeinsamen Zolltarifs zu berechnen 
ist, wenn festgestellt wird, daß ihre Preise bei Ein- 
fuhr in die Gemeinschaft nicht niedriger sind als be- 
stimmte Mindestpreise. Auf Grund der Marktlage 
bei diesen Käsesorten können die genannten Min- 
destpreise heraufgesetzt und die Abschöpfung ent- 
sprechend gesenkt werden. 

Im Anhang II der Verordnung (EWG) Nr. 823/68 
sind gewisse Bedingungen für die Zulassung der 
Käsesorten Emmentaler, Greyerzer, Sbrinz, Berg- 
käse und Appenzeller der Tarifstelle 04.04 A I des 
Gemeinsamen Zolltarifs in der Gemeinschaft vor- 
gesehen. Zu diesen Bedingungen gehört insbeson- 
dere die Einhaltung der Frei-Grenze-Preise entspre- 
chend der Konsolidierung im Rahmen des GATT. 
Diese Preise sind den für das Milchwirtschaftsjahr 
1974/1975 festgesetzten Richtpreis für Milch in der 
Gemeinschaft anzupassen. 

Das Zolltarifschema des Anhangs II der Verord- 
nung (EWG) Nr. 823/68 ist im Gemeinsamen Zoll- 
tarif übernommen - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Artikel 8 der Verordnung (EWG) Nr. 823/68 erhält 
folgende Fassung: 

„Artikel 8 

Gegenüber dritten Ländern, bei denen festgestellt 
wurde, daß bei der Einfuhr der zur Gruppe Nr. 11 
gehörenden Erzeugnisse in die Gemeinschaft mit 


Ursprung in und Herkunft aus diesen dritten Län- 
dern der Preis nicht niedriger ist als 

— 110 Rechnungseinheiten je 100 Kilogramm, wenn 
es sich um Erzeugnisse der Tarifstellen 04.04 
E I b) 2 und 04.04 E I b) 3 handelt, oder 

— 95 Rechnungseinheiten je 100 Kilogramm, wenn 
es sich um Erzeugnisse der Tarifstelle 04.04 Elb) 
4 handelt, 

entspricht die Abschöpfung je 100 kg: 

1. bei einem Erzeugnis der Tarifstellen 04.04 E I b) 
2 aa), 04.04 E I b) 3 oder 04.04 E I b) 4 dem um 
110 Rechnungseinheiten verminderten Schwellen- 
preis; 

2. bei einem Erzeugnis der Tarifstelle 04.04 E I b) 
2 bb) der Summe folgender Teilbeträge: 

a) ein Teilbetrag, der sich auf die nach Absatz 1 
berechnete Abschöpfung beläuft; 

b) ein Teilbetrag, der 20 Rechnungseinheiten ent- 
spricht." 

Artikel 2 

Die im Anhang II der Verordnung (EWG) Nr. 823/68 
aufgeführte Warenbezeichnung der Tarifstelle 
04.04 A I des Gemeinsamen Zolltarifs wird durch die 
Warenbezeichnung im Anhang I der vorliegenden 
Verordnung ersetzt. 

Artikel 3 

Der „Gemeinsame Zolltarif" im Anhang der Verord- 
nung (EWG) Nr. 950/68 wird gemäß dem Anhang II 
dieser Verordnung geändert. 

Artikel 4 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Sie ist ab 1. April 1974 anwendbar. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 148 
vom 28. Juni 1968, S. 13 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. März 1972, S. 14 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 151 
vom 30. Juni 1968, S. 3 

4 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 141 
vom 28. Mai 1973, S. 23 
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Anhang I 


Nummer des 

Gemeinsamen ! Warenbezeichnung 

Zolltarifs 

04.04 Käse und Quark 

A. Emmentaler, Greyerzer, Sbrinz, Bergkäse und Appenzeller, weder gerieben 
noch in Pulverform: 

I. mit einem Fettgehalt von mindestens 45 Gewichtshundertteilen in der 
Trockenmasse, mit einer Reifezeit von mindestens 3 Monaten 2 ) : 

a) In Standard-Laiben 4 ) und mit einem Frei-Grenze-Wert 5 ) für 100 kg 
Eigengewicht von: 

1. 158,68 RE a ) oder mehr, jedoch weniger als 178,68 RE a ) 

2. 178,68 RE a ) oder mehr 

b) in Stücken, vakuumverpackt oder unter inertem Gas verpackt: 

1. mit Rinde an mindestens einer Seite, mit einem Eigengewicht von: 

aa) 1 kg oder mehr, jedoch weniger als 5 kg und mit einem Frei- 
Grenze-Wert 5 ) für 100 kg Eigengewicht von 178,68 RE a ) oder 
mehr, jedoch weniger als 206,68 RE a ) 

bb) 450 kg oder mehr und mit einem Frei-Grenze-Wert 5 ) für 100 kg 
Eigengewicht von 206,68 RE a ) oder mehr 

2. andere, mit einem Eigengewicht von 75 g bis 250 g 6 ) und mit einem 
Frei-Grenze-Wert 5 ) für 100 kg Eigengewicht von 226,68 RE a ) oder 
mehr 

II. (unverändert) 


a ) Für die Einfuhren in das Vereinigte Königreich wird dieser Frei-Grenze-Wert um RE je 100 kg Eigenge- 

wicht vermindert. 

[Der erzeitige Betrag von 17,68 RE wird um den entsprechenden Betrag der Verminderung des Beitrittsaus- 
gleichsbetrags gesenkt.] 
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Anhang II 


In Kapitel 4 des Gemeinsamen Zolltarifs wird die Spalte der Tarifstelle 04.04 A I wie folgt geändert: 


Nummer des 
Gemeinsamen 
Zolltarifs 


Warenbezeichnung 


Zollsatz 


autonom v. H. 
oder 

Abschöpfung 

(Ab) 


vertragsmäßig 
v. H. 


04.04 


Käse und Quark: 

A. Emmentaler, Greyerzer, Sbrinz, Bergkäse und 
Appenzeller, weder gerieben noch in Pulver- 
form: 

I. mit einem Fettgehalt von mindestens 45 
Gewichtshundertteilen in der Trockenmas- 
se, mit einer Reifezeit von mindestens 
3 Monaten (b) : 

a) in Standard-Laiben oder mit einem Frei- 
Grenze-Wert für 100 kg Eigengewicht 
von: 

1. 156,86 RE*) oder mehr, jedoch weni- 
ger als 176,86 RE *) 

2. 176,86 RE oder mehr *) 

b) in Stücken, vakuumverpackt oder unter 
inertem Gas verpackt: 

1. mit Rinde an mindestens einer Sei- 
te, mit einem Eigengewicht von: 

aa) 1 kg oder mehr, jedoch weniger 
als 5 kg und mit einem Frei- 
Grenze-Wert für 100 g Eigenge- 
wicht von 176,86 RE*) oder 
mehr, jedoch weniger als 204,86 
RE*) 

bb) 450 g oder mehr und mit einem 
Frei-Grenze-Wert für 100 kg 
Eigengewicht von 204,86 RE *) 
oder mehr 

2. andere, mit einem Eigengewicht von 
75 g bis 250 g und mit einem Frei- 
Grenze-Wert für 100 kg Eigenge- 
wicht von 224,86 RE *) oder mehr 


II. (unverändert) 


23 (Ab) 
23 (Ab) 


23 (Ab) 

23 (Ab) 

23 (Ab) 
23 (Ab) 


(a) 

(a) 


(a) 


(a) 


(a) 


*) Für die Einfuhren in das Vereinigte Königreich wird dieser Frei-Grenze-Wert um 
RE je 100 kg Eigengewicht vermindert. 

[Der derzeitige Betrag von 17,68 RE wird um den entsprechenden Betrag der Vermin- 
derung des Beitrittsausgleichsbetrags gesenkt.] 
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XXXIII 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) Nr /74 des Rates vom 1974 

zur Ergänzung der Verordnung (EWG) Nr. 986/68 hinsichtlich der Kriterien für die 
Festsetzung der Beihilfe für Magermilch und Magermilchpulver für Futterzwecke 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 804/68 
des Rates vom 27. Juni 1968 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Milch und Milcherzeug- 
nisse 1 ), zuletzt geändert durch die Verordnung 

(EWG) Nr /74 2 ), insbesondere auf Artikel 10 

Absatz 2, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gemäß Artikel 10 Absatz 3 der Verordnung 
(EWG) Nr. 804/68 wird die Höhe der Beihilfen für 
Magermilch und Magermilchpulver für Futterzwek- 
ke künftig nach dem Verfahren in Artikel 30 der 
genannten Verordnung festgesetzt. Daher müssen 
die bei Festsetzung dieser Beihilfen zu berücksich- 
tigenden Kriterien festgelegt und die Verordnung 
(EWG) Nr. 986/68 des Rates vom 15. Juli 1968 zur 
Festlegung der Grundregeln für die Gewährung von 
Beihilfen für Magermilch und Magermilchpulver für 
Futterzwecke 2 ), zuletzt geändert durch die Verord- 
nung (EWG) Nr. 1038/72 4 ), entsprechend ergänzt 
werden. 

Zur Festlegung der Höhe der genannten Beihilfen 
empfiehlt es sich, den gesamten Eiweißmarkt, insbe- 
sondere das Verhältnis zwischen dem Preis für Ma- 
germilchpulver und dem der konkurrierenden Ei- 
weißstoffe, die für Futterzwecke verwendet werden, 
zu berücksichtigen. Als Beurteilungsfaktoren sollten 
auch die Entwicklung bei der Verwendung flüssiger 
Magermilch und von Magermilchpulver sowie die 
Preisbewegungen auf dem Kälbermarkt in Betracht 
gezogen werden. Außerdem muß eine ausreichende 
Stabilität der Höhe der Beihilfen gewährleistet wer- 
den - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Verordnung (EWG) Nr. 986/68 wird durch den 
folgenden Artikel 2 a) ergänzt: 


„Artikel 2 a) 

1. Bei der Festsetzung der Beihilfen wird folgendes 
berücksichtigt: 

— der für das betreffende Milchwirtschaftsjahr 
geltende Interventionspreis für Magermilch- 
pulver, 

— die Entwicklung der Versorgungslage bei Ma- 
germilch und Magermilchpulver sowie ihrer 
Verwendung für Futterzwecke, 

— die Entwicklung der Kälberpreise, 

— — die Entwicklung des Marktpreises der kon- 

kurrierenden Eiweißstoffe im Vergleich zu 
dem für Magermilchpulver. 

2. Die Beihilfen werden jährlich für das folgende 
Milchwirtschaftsjahr unmittelbar nach Festset- 
zung des Interventionspreises für Magermilch- 
pulver für das neue Wirtschaftsjahr festgesetzt. 

Im Verlauf eines Milchwirtschaftsjahres werden 
sie nur dann geändert, wenn dies eine wesent- 
liche Änderung der in Absatz 1 aufgeführten Be- 
urteilungsfaktoren erfordert." 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 148 
vom 28. Juni 1968, S. 13 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L . . . 
vom . . . . , S. . . . 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 169 
vom 18. Juli 1968, S. 4 

4 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 118 
vom 20. Mai 1972, S. 21 
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XXXIV 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) Nr /74 des Rates vom 1974 

über die gemeinsame Marktorganisation für Rindfleisch 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
die Artikel 42 und 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Mit dem Funktionieren und der Entwicklung des 
Gemeinsamen Marktes für landwirtschaftliche Er- 
zeugnisse muß die Gestaltung einer gemeinsamen 
Agrarpolitik Hand in Hand gehen; sie muß insbe- 
sondere eine gemeinsame Organisation der Agrar- 
märkte umfassen, die je nach Erzeugnis verschie- 
dene Formen annehmen kann. 

Auf dem Sektor Rindfleisch war diese gemeinsame 
Marktorganisation durch die Verordnung (EWG) Nr. 
805/68 des Rates vom 27. Juni 1968 1 ), zuletzt geän- 
dert durch die Verordnung (EWG) Nr. 187/73 2 ), er- 
richtet worden. An dieser Regelung mußten, nament- 
lich zur Vereinfachung des derzeitigen Systems, um- 
fangreiche Anpassungen vorgenommen werden. Die- 
se Anpassungen und vorherige Änderungen machen 
eine Neufassung des Textes erforderlich. 

Zweck der gemeinsamen Agrarpolitik ist es, die 
Ziele des Artikels 39 des Vertrags zu erreichen. 
Um die Märkte zu stabilisieren und der landwirt- 
schaftlichen Bevölkerung eine angemessene Lebens- 
haltung zu gewährleisten, ist es insbesondere auf 
dem Rindfleischsektor erforderlich, daß Maßnahmen, 
die die Anpassung des Angebots an die Markterfor- 
dernisse erleichtern sollen, sowie Interventionsmaß- 
nahmen getroffen werden können. 

Diese Ziele können durch die jährliche Festset- 
zung eines Orientierungspreises für ausgewach- 
sene Rinder, der die in der Gemeinschaft erwünschte 
Preishöhe angibt, erreicht werden. 

Die Interventionsmaßnahmen können in Form 
von Aufkäufen durch die Interventionsstellen ge- 
troffen werden. Es empfiehlt sich jedoch, auch Maß- 
nahmen betreffend Beihilfen für die private Lager- 
haltung vorzusehen, da diese die normale Vermark- 
tung am wenigsten beeinträchtigen und dazu bei- 
tragen können, den Umfang der Aufkäufe durch die 
interventionsstellen zu verringern. Hierfür sind auf 
der Grundlage des Orientierungspreises die Fest- 
setzung des Interventionspreises, die Bestimmung 
der Aufkaufspreise und die Bestimmung der Höhe 
der Preise für die Auslösung der Interventionsmaß- 
nahmen sowie die Bedingungen vorzusehen, unter 
denen die Intervention erfolgt. 


Die Verwirklichung eines Gemeinsamen Marktes 
für Rindfleisch in der Gemeinschaft erfordert die 
Einführung einer einheitlichen Handelsregelung an 
ihren Außengrenzen. Neben dem Interventions- 
system trägt eine Handelsregelung mit einem 
System von Abschöpfungen bzw. Zöllen bei der Ein- 
fuhr und Erstattung bei der Ausfuhr zu einer Sta- 
bilisierung des Gemeinschaftsmarktes bei, indem sie 
insbesondere verhindert, daß Schwankungen der 
Weltmarktpreise sich auf die Preise innerhalb der 
Gemeinschaft übertragen. 

Grundsätzlich stellt die Abschöpfung den einzigen 
Schutzfaktor dar. Sie muß daher den Unterschied 
zwischen den Einfuhrpreisen und dem Orientierungs- 
preis decken. Um Preisschwankungen in der Gemein- 
schaft abschwächen zu können, ist jedoch eine Ver- 
ringerung bzw. Erhöhung der Abschöpfung vorzu- 
sehen. 

Auf den Märkten von Drittländern mit einer Han- 
delsstruktur und Systemen der Rindererzeugung, die 
denen der Gemeinschaft vergleichbar sind, sind die 
festgestellten Preise im allgemeinen höher als in an- 
deren Lieferländern der Gemeinschaft. Deshalb ist 
die Möglichkeit vorzusehen, für Erzeugnisse mit Ur- 
sprung in und Herkunft aus derartigen Drittländern 
eine besondere Abschöpfung festzusetzen. Um die 
besagten Preise regelmäßig kontrollieren zu können, 
empfiehlt es sich jedoch, diese Möglichkeit auf sol- 
che Länder zu beschränken, die regelmäßig Preis- 
notierungen vornehmen. 

Um über mehr Mastrinder in der Gemeinschaft 
verfügen und die Fleischerzeugung zu verstärken, 
ohne den Kuhbestand zu vermehren und damit die 
Milcherzeugnisse zu steigern, ist eine besondere 
Regelung für die Einfuhr bestimmter männlicher zur 
Mast bestimmter Jungrinder in der Gemeinschaft 
vorzusehen. 

Der häufige Wechsel der Abschöpfungssätze, na- 
mentlich für frisches oder gekühltes Fleisch, kann 
Probleme bei der Versorgung der Gemeinschaft aus 
den weitest entfernten Ausfuhrdrittländern wegen 
der Länge des Seetransportweges verursachen. Dem 
ist durch Vorausfestsetzung des Abschöpfungssatzes 
bei der Einfuhr solchen Fleisches abzuhelfen. 

Die Einführung einer Vorausfestsetzungsregelung 
für die Abschöpfung erfordert eine besondere Über- 
wachung des Marktes. Infolgedessen ist der Vorteil 
einer solchen Regelung nur solchen Lieferländern 

ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 148 
vom 28. Juni 1968, S. 24 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 25 
vom 30. Januar 1973, S. 23 
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zu gewähren, die der Gemeinschaft gegenüber Ver- 
pflichtungen mit diesbezüglichen Garantien einge- 
gangen sind. 

Um eine befriedigende Versorgung der Verarbei- 
tungsindustrie der Gemeinschaft sicherzustellen, 
gleichzeitig jedoch eine Präferenz zugunsten von in 
der Gemeinschaft erzeugtem Fleisch beizubehalten, 
ist für zur Verarbeitung bestimmtes Gefrierfleisch 
eine besondere Einfuhrregelung vorzusehen, die in 
vollständiger oder teilweiser Aussetzung der Ab- 
schöpfung besteht. Für die Anwendung dieser Rege- 
lung in bestimmten Fällen ist es notwendig, jährlich 
eine geschätzte Bilanz der verfügbaren Mengen und 
des Bedarfs an Fleisch für die Verarbeitungsindu- 
strie zu erstellen. 

Um den Umfang der Einfuhr von Rindfleisch, ins- 
besondere von gefrorenem Rindfleisch, kontrollie- 
ren zu können, sind Einfuhrlizenzen in Verbindung 
mit der Stellung einer Kaution, welche die tatsäch- 
liche Einfuhr garantiert, einzuführen. 

Die Möglichkeit, bei der Ausfuhr nach Drittlän- 
dern eine Erstattung in Höhe des Unterschieds zwi- 
schen den Preisen in der Gemeinschaft und denen 
auf dem Weltmarkt zu gewähren, sichert die Betei- 
ligung der Gemeinschaft am internationalen Rind- 
fleischhandel. 

Die Festsetzung von Erstattungen in regelmäßi- 
gen Abständen stellt nicht in allen Fällen eine 
Sicherheit dar, die den Bedürfnissen des Handels 
hinsichtlich des Betrages und der Geltungsdauer ge- 
nügt. Es ist daher die Möglichkeit vorzusehen, die 
Erstattungen im voraus festzusetzen. 

In Ergänzung zu dem obigen System sollte, soweit 
dies für sein reibungsloses Funktionieren erforder- 
lich ist, die Möglichkeit vorgesehen werden, die In- 
anspruchnahme des sogenannten aktiven Verede- 
lungsverkehrs zu regeln oder, falls die Marktlage es 
erfordert, zu untersagen. 

Dank der Abschöpfungs- und - für bestimmte Er- 
zeugnisse - der Zollregelung kann auf alle sonstigen 
Schutzmaßnahmen an den Außengrenzen der Ge- 
meinschaft verzichtet werden. Der vorgesehene Me- 
chanismus kann sich jedoch unter außergewöhn- 
lichen Umständen als unzureichend erweisen. Um 
in solchen Fällen den Gemeinschaftsmarkt gegen 
möglicherweise daraus entstehende Störungen nicht 
ungeschützt zu lassen, nachdem die früheren Ein- 
fuhrhemmnisse beseitigt worden sind, muß es der 
Gemeinschaft ermöglicht werden, rasch alle erforder- 
lichen Maßnahmen zu treffen. 

Die Verwirklichung eines gemeinsamen Marktes 
für Rindfleisch erfordert die Beseitigung aller 
Hemmnisse des freien Verkehrs der betreffenden 
Waren an den Binnengrenzen der Gemeinschaft. 

Beschränkungen des freien Warenverkehrs durch 
die Anwendung gesundheitspolizeilicher Maßnah- 
men können auf dem Markt eines oder mehrerer 
Mitgliedstaaten Störungen verursachen und Aus- 
nahmebestimmungen erforderlich machen. 


Die Verwirklichung eines gemeinsamen Marktes 
auf Grund einer gemeinsamen Preisregelung würde 
durch die Gewährung bestimmter Beihilfen in Frage 
gestellt werden. Deshalb sind die Vertragsbestim- 
mungen, nach denen von den Mitgliedstaaten ge- 
währte Beihilfen beurteilt und mit dem gemeinsa- 
men Markt nicht zu vereinbarende Beihilfen unter- 
sagt werden können, für den Rindfleischsektor gel- 
tend zu machen. 

Der Übergang von der Regelung durch die Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 805/68 zur Regelung, die durch 
die vorliegende Verordnung eingeführt wird, muß 
möglichst reibungslos erfolgen. Daher können sich 
Ubergangsmaßnahmen zur Erleichterung der Umstel- 
lung als notwendig erweisen. 

Die gemeinsame Marktorganisation für Rind- 
fleisch muß den Zielen der Artikel 39 und 110 des 
Vertrages parallel und in geeigneter Weise Rech- 
nung tragen. 

Zur Erleichterung der Durchführung der vorgese- 
henen Maßnahmen empfiehlt sich die Beibehaltung 
des Verfahrens, bei dem eine enge Zusammenarbeit 
zwischen den Mitgliedstaaten und der Kommission 
im Rahmen eines Verwaltungsausschusses herbeige- 
führt wird - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 


1. Die gemeinsame Marktorganisation für Rind- 
fleisch umfaßt eine Preis- und Handelsregelung 
und gilt für nachstehende Erzeugnisse: 


Nummer des 

Gemeinsamen 

Zolltarifs 

Warenbezeichnung 

a) 01.02 A II 

Hausrinder, lebend, andere 
als reinrassige Zuchttiere 

02.01 A II a) 

Genießbares Fleisch von 
Hausrindern, frisch, gekühlt 
oder gefroren 

02.06 C I a) 

Genießbares Fleisch von 
Hausrindern, gesalzen oder 
in Salzlake, getrocknet oder 
geräuchert 

b) 01.02 A I 

Hausrinder, lebend, 
reinrassig 

02.01 B II b) 

Genießbarer Schlachtabfall 
von Hausrindern, frisch, 
gekühlt oder gefroren 

02.06 C I b) 

Genießbarer Schlachtabfall 
von Hausrindern, gesalzen 
oder in Salzlake, getrocknet 
oder geräuchert 
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Nummer des 

Gemeinsamen Warenbezeichnung 

Zolltarifs 


c) 16.02 B III b) 1 Fleisch und Schlachtabfall, 
anders zubereitet oder 
haltbar gemacht, andere, 
Rindfleisch oder Schlacht- 
abfall von Rindern enthal- 
tend, mit Ausnahme solcher 
Zubereitungen und Konser- 
ven, die Schweinefleisch 
oder Schlachtabfall von 
Schweinen enthalten 


d) 15.02 B I Talg von Rindern, roh oder 

ausgeschmolzen, einschließ- 
lich „Premier Jus" 


2. Im Sinne dieser Verordnung sind 

a) Rinder lebende Hausrinder, außer 

reinrassigen Zuchttieren, der 
Tarifnummer 01.02 A II des 
Gemeinsamen Zolltarifs 


b) erwachsene 
Rinder 


Rinder von mehr als 
300 Kilogramm Gewicht 


c) Jungrinder Rinder von 300 Kilogramm 
Gewicht oder weniger. 


TITEL I 
Preisregelung 

Artikel 2 

1. Um Initiativen der beteiligten Berufsstände und 
Branchen für eine bessere Anpassung des An- 
gebots an die Erfordernisse des Marktes zu för- 
dern, können für die in Artikel 1 genannten Er- 
zeugnisse folgende Gemeinschaftsmaßnahmen er- 
griffen werden: 

a) Maßnahmen zur besseren Ausrichtung der 
Zucht; 

b) Maßnahmen zur Förderung einer besseren 
Organisation der Erzeugung, Verarbeitung 
und Vermarktung; 

c) Maßnahmen zur Verbesserung der Qualität; 

d) Maßnahmen zur Ermöglichung kurz- und lang- 
fristiger Vorausschätzungen durch die Kennt- 
nis der eingesetzten Produktionsmittel; 

e) Maßnahmen zur Erleichterung der Feststel- 
lung der Marktpreisentwicklung. 

Die Grundregeln für diese Maßnahmen werden 
nach dem Verfahren des Artikels 43 Absatz 2 des 
Vertrages erlassen. 


2. Mit qualifizierter Mehrheit legt der Rat auf Vor- 
schlag der Kommission ein Gemeinsdiaftssystem 
für die Einstufung eines oder mehrerer Erzeug- 
nisse des Artikels 1 fest. 


Artikel 3 

1. Vor dem 31. Dezember wird jedes Jahr für das 
im folgenden Jahr beginnende Vermarktungsjahr 
ein Orientierungspreis für ausgewachsene Rin- 
der festgesetzt. 

2. Bei Festsetzung dieses Preises werden berück- 
sichtigt: 

a) die Entwicklungsaussichten für Erzeugung und 
Verbrauch von Rindfleisch, 

b) die allgemeine Preisentwicklung auf den re- 
präsentativen Märkten und die Entwicklung 
der Produktionskosten in den modernen land- 
wirtschaftlichen Betrieben, 

c) die Marktlage bei Milch und Milcherzeugnis- 
sen, 

d) bisherige Erfahrungen. 

3. Der Orientierungspreis wird nach dem Verfahren 
des Artikels 43 Absatz 2 des Vertrags festgesetzt. 


Artikel 4 

Wenn vom Rat auf Vorschlag der Kommission mit 
qualifizierter Mehrheit nicht anders beschlossen, be- 
ginnt das Vermarktungsjahr am ersten Montag im 
April und endet am Vorabend dieses Tages im fol- 
genden Jahr. 


Artikel 5 

1. Interventionsmaßnahmen können für frisches 
oder gekühltes Fleisch von ausgewachsenen Rin- 
dern in Form von ganzen Tierkörpern, halben 
Tierkörpern, „Quartiers compenses", Vordervier- 
teln oder Hintervierteln ergriffen werden. 

Die Maßnahmen bestehen in 

a) Beihilfen zur privaten Lagerhaltung, 

b) Aufkäufen durch die Interventionsstellen. 

2. Der Interventionspreis beträgt 93 v. H. des Orien- 
tierungspreises. 

3. Der Rat kann mit qualifizierter Mehrheit auf 
Vorschlag der Kommission die Liste der für In- 
terventionsmaßnahmen in Frage kommenden Er- 
zeugnisse ändern, 

Artikel 6 

1. Die von den Mitgliedstaaten bezeichneten Inter- 
ventionsstellen kaufen aus der Gemeinschaft 
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stammendes, in Artikel 5 erwähntes frisches oder 
gekühltes Fleisch auf, das von ausgewachsenen 
Rindern der Güteklassen mit mehr als 50 v. H. 
Fleischertrag stammt. 

Jedes Jahr werden vor Beginn des Wirtschafts- 
jahres die Höchst- und Mindestaufkaufpreise für 
die einzelnen Güteklassen festgesetzt; sie wer- 
den mittels des Interventionspreises und eines 
Koeffizienten berechnet, der das bei normaler 
Produktion zu erwartende Verhältnis zwischen 
dem Preis für die jeweilige Qualität und dem 
Preis für ausgewachsene Rinder ausdrückt. 

2. Außerdem können andere als in Absatz 1 vorge- 
sehene Maßnahmen ergriffen werden, wenn 
gleichzeitig 

a) der auf den repräsentativen Märkten der Ge- 
meinschaft gemäß Artikel 11 festgestellte 
Preis für ausgewachsene Rinder unter 98 v. H. 
des Orientierungspreises liegt und 

b) der auf dem repräsentativen Markt oder den 
repräsentativen Märkten eines Mitgliedstaa- 
tes oder der Region eines Mitgliedstaates ge- 
mäß Artikel 11 festgestellte Preis für be- 
stimmte Erzeugnisse einer bestimmten Qua- 
lität niedriger ist als ein mit Hilfe nachstehen- 
der Faktoren berechneter Preis: 

aa) mit dem Interventionspreis und 

bb) mit dem Koeffizienten, der das bei nor- 
maler Produktion zu erwartende Verhält- 
nis zwischen dem Preis für die jeweilige 
Qualität und dem Preis für ausgewach- 
sene Rinder ausdrückt. 

Interventionsmaßnahmen können nur für Quali- 
täten angewandt werden, für die die Erfüllung 
der unter b) gestellten Bedingung festgestellt 
wurde. 

3. Interventionsmaßnahmen werden für die ganze 
Gemeinschaft ergriffen, wenn der auf den reprä- 
sentativen Märkten der Gemeinschaft gemäß Ar- 
tikel 1 1 festgestellte Preis für ausgewachsene 
Rinder unter dem Interventionspreis liegt. 

4. Der Höchstaufkaufpreis für Interventionen ge- 
mäß Absätzen 2 und 3 ist der mit den in Absatz 2 
Buchstabe b) genannten Faktoren berechnete 
Preis. 

5. Die Aufkaufpreise für Interventionen gemäß Ab- 
sätzen 1 bis 3 gelten für gekühlt gelagertes 
Fleisch. 

6. Der Rat erläßt mit qualifizierter Mehrheit auf 
Vorschlag der Kommission die Grundregeln für 
die Durchführung dieses Artikels. 

7. Nach dem Verfahren des Artikels 28 


a) kann die Durchführung der Interventionsmaß- 
nahmen gemäß Absatz 1 den Eigenarten der 
Produktion in den einzelnen Mitgliedstaaten 
angepaßt werden; 

b) werden die Interventionsmaßnahmen gemäß 
Absätzen 2 und 3 sowie die Beendigung ihrer 
Anwendung bestimmt; 

c) werden die Erzeugnisse, auf die sich die Auf- 
käufe erstrecken, sowie die anzuwendenden 
Höchst- und Mindestpreise bestimmt; 

d) werden die weiteren Durchführungsbestim- 
mungen zu diesem Artikel, insbesondere die 
Bestimmungen über den Beginn der Anwen- 
dung der Interventionsmaßnahmen, erlassen. 


Artikel 7 

1. Der Absatz der von den Interventionsstellen auf- 
gekauften Erzeugnisse erfolgt unter solchen Be- 
dingungen, daß jede Marktstörung vermieden 
wird und daß gleicher Zugang zu den Waren für 
alle und allen Käufern gleiche Behandlung ge- 
währleistet sind. 

2. Der Rat erläßt auf Vorschlag der Kommission mit 
qualifizierter Mehrheit die Grundregeln für die 
Anwendung dieses Artikels. 

3. Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Arti- 
kel, insbesondere hinsichtlich der Verkaufspreise 
sowie der Bedingungen für die Auslagerung und 
gegebenenfalls für die Verarbeitung der Erzeug- 
nisse, die Gegenstand von Aufkäufen durch die 
Interventionsstellen waren, werden nach dem 
Verfahren des Artikels 28 erlassen. 


Artikel 8 

1. Der Rat erläßt auf Vorschlag der Kommission mit 
qualifizierter Mehrheit die Grundregeln betref- 
fend Beihilfen für die private Lagerhaltung. 

2. Die Durchführungsbestimmungen werden nach 
dem Verfahren des Artikels 28 erlassen. 


TITEL II 

Regelung des Handels mit Drittländern 


Artikel 9 

Auf die in Artikel 1 Absatz 1 Buchstaben b), c) und 
d) aufgeführten Erzeugnisse wird der Gemeinsame 
Zolltarif angewandt. 
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Artikel 10 

1. Vor dem 31. Dezember wird jedes Jahr für das 
im folgenden Jahr beginnende Vermarktungsjahr 
eine Grundabschöpfung festgesetzt, die bei der 
Einfuhr von Rindern sowie von Fleisch gemäß 
Anhang I Abschnitt a) und b) erhoben wird. 

2. Diese in Prozent des Zollwerts auszudrückende 
Abschöpfung wird festgesetzt unter Zugrunde- 
legung des Unterschieds zwischen dem Orien- 
tierungspreis und den durchschnittlichen Ange- 
botspreisen frei-Grenze der Gemeinschaft für die 
in bezug auf Qualität und Menge jeweils reprä- 
sentativsten Ankaufsmöglichkeiten, d. h. Preisen, 
die während eines zu bestimmenden Bezugszeit- 
raums für ausgewachsene Rinder sowie für fri- 
sches oder gekühltes Fleisch gemäß Anlage I Ab- 
schnitt a) der Tarifstellen 02.01 A II a) 1 aa), bb) 
und cc) notiert wurden, wobei insbesondere zu 
berücksichtigen sind: 

a) die Lage bei Angebot und Nachfrage sowie 
die Entwicklungsaussichten für Erzeugung und 
Verbrauch auf den Rindfleischmärkten der 
Drittländer und 

b) die bisherigen Erfahrungen. 

3. Für die Einfuhr von Erzeugnissen gemäß Absatz 
1 mit Ursprung in und Herkunft aus Drittländern 
mit einer Handelsstruktur und Systemen der Rin- 
dererzeugung, die denen der Gemeinschaft ver- 
gleichbar sind, kann eine besondere Grundab- 
schöpfung festgesetzt werden, wenn diese Län- 
der regelmäßig die Preise notieren. 

Diese Abschöpfung wird für alle betroffenen 
Drittländer zusammen festgesetzt. Dabei wird 
der Durchschnitt der in einem zu bestimmenden 
Bezugszeitraum festgestellten Preise berücksich- 
tigt, der aus den Notierungen ermittelt wird, die 
auf den repräsentativsten Märkten jedes einzel- 
nen dieser Länder festgestellt wurden, abzüglich 
gewährter Ausfuhrsubventionen. 

4. Die Grundabschöpfungen werden vom Rat auf 
Vorschlag der Kommission mit qualifizierter 
Mehrheit festgesetzt. 

Bei Bedarf kann der Rat zwischenzeitlich, nach 
dem gleichen Verfahren, diese Abschöpfungen 
ändern. 


Artikel 11 

1. Wird festgestellt, daß der Preis für ausgewach- 
sene Rinder auf den repräsentativen Märkten 
der Gemeinschaft höher ist als 102 v. H. des 
Orientierungspreises, so wird die Abschöpfung 
wie folgt erhoben: 


a) 85 v. H., wenn der Preis für ausgewachsene 
Rinder 104 v. H. des Orientierungspreises aus- 
macht oder weniger; 

b) 70 v. H., wenn der Preis für ausgewachsene 
Rinder mehr als 104 v. H. und bis zu 106 v. H. 
des Orientierungspreises ausmacht; 

c) 55 v. H., wenn der Preis für ausgewachsene 
Rinder mehr als 106 v. H. und bis zu 108 v. H. 
des Orientierungspreises ausmacht; 

d) 40 v. H., wenn der Preis für ausgewachsene 
Rinder mehr als 108 v. H. und bis zu 110 v. H. 
des Orientierungspreises ausmacht; 

e) 25 v. H., wenn der Preis für ausgewachsene 
Rinder mehr als 110 v. H. des Orientierungs- 
preises ausmacht. 

Wird festgestellt, daß der Preis für ausgewach- 
sene Rinder auf den repräsentativen Märkten der 
Gemeinschaft niedriger ist als 98 v. H. des Orien- 
tierungspreises, so wird die Abschöpfung wie 
folgt erhoben: 

a) 115 v. H., wenn der Preis für ausgewachsene 
Rinder 95,5 v. H. oder mehr des Orientierungs- 
preises ausmacht; 

b) 130 v. H., wenn der Preis für ausgewachsene 
Rinder weniger als 95,5 v. H. und bis zu 93 
v. H. des Orientierungspreises ausmacht. 

2. Bei Anwendung des Absatzes 1 bleiben auf den 
repräsentativen Märkten der Gemeinschaft fest- 
gestellte Preisschwankungen, die einen noch zu 
bestimmenden Betrag nicht übersteigen, unbe- 
rücksichtigt. 

3. Der auf den repräsentativen Märkten der Ge- 
meinschaft festgestellte Preis für ausgewachsene 
Rinder ist der Preis, der unter Zugrundelegung 
der in einem zu bestimmenden Zeitraum auf dem 
repräsentativen Markt bzw. den repräsentativen 
Märkten der einzelnen Mitgliedstaaten für die 
einzelnen Güteklassen von ausgewachsenen Rin- 
dern bzw. von Fleisch solcher Rinder festgestell- 
ten Preise ermittelt wurde, und zwar unter Be- 
rücksichtigung des Umfangs der einzelnen Güte- 
klassen und der relativen Größe des Rinderbe- 
standes der einzelnen Mitgliedstaaten. 

4. Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Ar- 
tikel werden nach dem Verfahren des Artikels 28 
erlassen. 

5. Die auf Grund dieses Artikels zu erhebenden Ab- 
schöpfungen werden von der Kommission festge- 
setzt. 

Artikel 12 

1. Zu erheben ist die am Tage der Einfuhr geltende 
Abschöpfung. 
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2. Auf Erzeugnisse der Tarifstelle 02.01 A II a) des 
Gemeinsamen Zolltarifs mit Ursprung in und Her- 
kunft aus Ländern, die wegen des langen See- 
transportweges der Gemeinschaft gegenüber Ver- 
pflichtungen mit zufriedenstellenden Garantien 
eingegangen sind, wird jedoch auf Antrag, der 
bei Beantragung der Bescheinigung gemäß Ab- 
satz 4 vorzulegen ist, bei einer Einfuhr innerhalb 
der Geltungsdauer dieser Bescheinigung die Ab- 
schöpfung angewandt, die am Tage der Bean- 
tragung der Bescheinigung gilt. 

3. Können bei der Marktlage Störungen infolge der 
Anwendung von Absatz 2 festgestellt werden, 
oder besteht die Gefahr solcher Störungen, so 
kann nach dem Verfahren des Artikels 28 be- 
schlossen werden, die Anwendung des Absatzes 
2 für den unbedingt nötigen Zeitraum auszuset- 
zen. 

4. Die Erhebung der Abschöpfung gemäß Absatz 2 
hängt ab von der Vorlage einer Vorausfestset- 
zungsbescheinigung, die die Mitgliedstaaten je- 
dem Interessenten ohne Rücksicht auf den Ort 
seiner Niederlassung in der Gemeinschaft auf An- 
trag ausstellen. 

Die Vorausfestsetzungsbescheinigung gilt für ein 
in der Gemeinschaft zu tätigendes Geschäft. 

Die Ausstellung dieser Bescheinigungen hängt 
von der Stellung einer Kaution ab, die die Ver- 
pflichtung zur Einfuhr während der Geltungsdauer 
der Bescheinigung garantiert und die ganz oder 
teilweise verfällt, wenn das Geschäft innerhalb 
dieser Frist nicht oder nur teilweise getätigt 
wurde. 

Die Geltungsdauer der Bescheinigungen und die 
sonstigen Durchführungsbestimmungen zu diesem 
Artikel werden nach dem Verfahren des Arti- 
kels 28 erlassen. 

Artikel 13 

1 . Beläuft sich der auf den repräsentativen Märkten 
der Gemeinschaft gemäß Artikel 1 1 festgestellte 
Preis für ausgewachsene Rinder auf mehr als 
93 v. H. des Orientierungspreises, so werden die 
auf junge männliche Mastrinder zu erhebenden 
Abschöpfungen auf 8 v. H. gesenkt. 

2. Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Arti- 
kel, insbesondere die, die Wegefristen und Kon- 
trollen zur Gewährleistung einer ausreichenden 
Mastzeit betreffen, werden nach dem Verfahren 
des Artikels 28 erlassen. 

Artikel 14 

1. Bei der Einfuhr von Gefrierfleisch gemäß An- 
hang I Abschnitt c) in die Gemeinschaft wird eine 
einzige, in Prozent des Zollwerts ausgedrückte 
Abschöpfung erhoben. 


2. Zur Berechnung dieser Abschöpfungen wird für 
Fleisch der Tarifstelle 02.01 A II a) 2 aa) der Un- 
terschied festgestellt zwischen 

a) dem Orientierungspreis, multipliziert mit 
einem Koeffizienten, der das in der Gemein- 
schaft bestehende Verhältnis zwischen dem 
Preis für Frischfleisch in gleicher Angebots- 
form und in einer zu dem betreffenden Ge- 
frierfleisch in Wettbewerb stehenden Quali- 
tät einerseits und dem Durchschnittspreis für 
ausgewachsene Rinder andererseits ausdrückt, 
und 

b) dem Weltmarktpreis für Gefrierfleisch, er- 
mittelt auf Grund vorliegender Angaben 
über den Angebotspreis frei Grenze der Ge- 
meinschaft unter den qualitativ repräsenta- 
tivsten Einkaufsmöglichkeiten und auf Grund 
der Entwicklung des Gefrierfleischmarktes, 
erhöht um einen Pauschalbetrag für die bei 
der Einfuhr von Gefrierfleisch entstehenden 
besonderen Kosten. 

Der im vorstehenden Unterabsatz erwähnte Un- 
terschied wird in Prozent des unter b) erwähnten 
Weltmarktpreises ausgedrückt. 

3. Sind die freien Preisnotierungen auf dem Welt- 
markt für den Angebotspreis bestimmter Dritt- 
länder nicht ausschlaggebend und liegt dieser 
Preis unter den frei Grenze der Gemeinschaft 
abgegebenen Notierungen, so wird der in Ab- 
satz 2 erwähnte Weltmarktpreis für Gefrierfleisch 
nur für die betreffenden Einfuhren durch einen 
besonderen, auf Grund des Angebotspreises be- 
rechneten Preis ersetzt. 

4. Der Rat erläßt auf Vorschlag der Kommission mit 
qualifizierter Mehrheit die Grundregeln für die 
Anwendung dieses Artikels. 

5. Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Ar- 
tikel werden nach dem Verfahren des Artikels 28 
erlassen. 

6. Die in diesem Artikel genannte Abschöpfung 
wird von der Kommission festgesetzt. 

Artikel 15 

1. Für in Anhang I Abschnitt c) unter den Tarifstel- 
len 02.01 A II ä) 2 bb) und 02.01 A II a) 2 dd) 22 
genanntes, zur Verarbeitung bestimmtes Gefrier- 
fleisch wird bei der Einfuhr eine Sonderregelung 
gewährt, die in der teilweisen Aussetzung der 
Abschöpfung besteht, wenn diese mehr als 20 
v. H. beträgt. Unter den Voraussetzungen des 
Absatzes 4 Buchstabe a) darf die auszusetzende 
Abschöpfung jedoch weniger als 20 v. H. betra- 
gen. 

2. Bei Fleisch für die Konservenherstellung gemäß 
Artikel 1 Buchstabe c), das keine anderen charak- 
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teristischen Bestandteile als Rindfleisch und 
Gelee enthält, beträgt die Abschöpfung 20 v. H. 

3. Vor dem 31. Dezember erstellt der Rat jedes Jahr 
auf Vorschlag der Kommission mit qualifizierter 
Mehrheit eine geschätzte Bilanz des für die Ver- 
arbeitungsindustrie bestimmten Fleisches unter 
Berücksichtigung des in der Gemeinschaft voraus- 
sichtlich verfügbaren, in Qualität und Angebots- 
form zur industriellen Verwendung geeigneten 
Fleisches sowie des Bedarfs der Industrie ein- 
schließlich der Betriebe, die Konserven gemäß 
Absatz 2 hersteilen. 

Erforderlichenfalls wird diese Bilanz nach dem 
gleichen Verfahren geändert. 

Nach dem Verfahren des Artikels 28 wird viertel- 
jährlich unter Berücksichtigung der Marktlage 
eine Bilanz erstellt, die für die drei folgenden 
Monate gilt. 

4. Für Fleisch gemäß Absatz 1 ausgenommen Fleisch 
gemäß Absatz 2, 

a) kann die Einfuhr bei gänzlicher oder teilwei- 
ser Aussetzung der Abschöpfung von der Vor- 
lage eines Kaufvertrags für Gerierfleisch in 
zur industriellen Verwendung geeigneten 
Mengen und Angebotsformen abhängig ge- 
macht werden, die von einer Interventions- 
stelle aufgekauft wurden, wobei sich der Ver- 
trag auf eine bestimmte Menge im Verhältnis 
zu der Menge bezieht, die eingeführt werden 
darf; 

b) ist für eine Einfuhr bei teilweiser Aussetzung 
der Abschöpfung im Falle, daß die unter a) 
vorgesehenen Maßnahmen nicht angewandt 
werden können, die Ausstellung einer Ein- 
fuhrlizenz in den Grenzen der in der viertel- 
jährlichen Bilanz vorgesehenen Mengen er- 
forderlich. 

5. Der Rat erläßt auf Vorschlag der Kommission 
mit qualifizierter Mehrheit die Grundregeln für 
die Anwendung dieses Artikels. 

6. Nach dem Verfahren des Artikels 28 werden 

a) die für Fleisch gemäß Absatz 4 Buchstabe b) 
notwendigen Maßnahmen, falls im Lauf eines 
Vierteljahres bereits getätigte oder voraus- 
sichtlich stattfindende Einfuhren von den dies- 
bezüglichen Vorausschätzungen der Viertel- 
jahresbilanz abweichen, 

b) die weiteren Durchführungsbestimmungen zu 
diesem Artikel 

erlassen. 

Artikel 16 

1. Jede Einfuhr von gefrorenem Rindfleisch in die 
Gemeinschaft unterliegt der Vorlage einer Ein- 


fuhrlizenz, die von den Mitgliedstaaten jedem 
Antragsteller unabhängig vom Ort seiner Nieder- 
lassung in der Gemeinschaft erteilt wird. 

Die Lizenz gilt für eine in der Gemeinschaft ge- 
tätigte Einfuhr. 

Die Erteilung der Lizenz hängt von der Stellung 
einer Kaution ab, die die Erfüllung der Verpflich- 
tung sichern soll, uie Einfuhr während der Gel- 
tungsdauer der Lizenz durchzuführen; die Kau- 
tion verfällt ganz oder teilweise, wenn die Ein- 
fuhr innerhalb dieser Frist nicht oder nur teil- 
weise erfolgt ist. 

2. Der Rat kann auf Vorschlag der Kommission mit 
qualifizierter Mehrheit entscheiden, daß auch an- 
dere Erzeugnisse der Einfuhrlizenzregelung un- 
terliegen. 

3. Die Geltungsdauer der Einfuhrlizenzen und die 
übrigen Durchführungsbestimmungen zu diesem 
Artikel werden nach dem Verfahren des Arti- 
kels 28 festgelegt. Die Durchführungsbestimmun- 
gen können namentlich die Festsetzung einer 
Frist für die Erteilung der Einfuhrlizenzen für 
Gefrierfleisch vorsehen. 


Artikel 17 

Diese Verordnung wird unter Einhaltung der ver- 
traglichen Verpflichtungen angewandt, die für die 
Gemeinschaft international verbindlich sind. 


Artikel 18 

1. Wird auf dem Markt der Gemeinschaft eine er- 
hebliche Preiserhöhung oder ein erheblicher 
Preisrückgang festgestellt und ist damit zu rech- 
nen, daß die betreffende Lage andauert und da- 
durch Marktstörungen auftreten oder aufzutre- 
ten drohen, so können die erforderlichen Maß- 
nahmen ergriffen werden. 

2. Der Rat erläßt auf Vorschlag der Kommission mit 
qualifizierter Mehrheit die Grundregeln für die 
Anwendung dieses Artikels. 

3. Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Arti- 
kel werden nach dem Verfahren des Artikels 28 
erlassen. 

Artikel 19 

1. Sofern nötig, um die Ausfuhr der in Artikel 1 
genannten Erzeugnisse auf der Grundlage der 
für sie auf dem Weltmarkt geltenden Notierun- 
gen oder Preise zu ermöglichen, kann der Unter- 
schied zwischen diesen Notierungen oder Prei- 
sen und den Preisen der Gemeinschaft durch eine 
Erstattung bei der Ausfuhr ausgeglichen werden. 
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2. Die Erstattung ist für die gesamte Gemeinschaft 
gleich. Sie kann je nach Bestimmung oder Be- 
stimmungsgebiet unterschiedlich sein. 

Die festgesetzte Bestimmung wird auf Antrag 
gewährt. 

3. Bei Festsetzung der Erstattung wird insbeson- 
dere der Notwendigkeit Rechnung getragen, ein 
Gleichgewicht herzustellen zwischen der Verwen- 
dung der Grunderzeugnisse der Gemeinschaft im 
Hinblick auf die Ausfuhr von Verarbeitungser- 
zeugnissen nach Drittländern und der Verwen- 
dung der zum Veredelungsverkehr zugelassenen 
Erzeugnisse dieser Länder. 

4. Die Festsetzung der Erstattungen erfolgt nach 
dem Verfahren des Artikels 28. Notwendigen- 
falls kann die Kommission auf Antrag eines Mit- 
gliedstaates oder von sich aus die Erstattungen 
zwischenzeitlich ändern. 

5. Der Rat erläßt auf Vorschlag der Kommission mit 
qualifizierter Mehrheit die Grundregeln für die 
Gewährung der Erstattungen bei der Ausfuhr so- 
wie die Kriterien für die Festsetzung des Erstat- 
tungsbetrages. 

6. Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Arti- 
kel werden nach dem Verfahren des Artikels 28 
erlassen. 

Artikel 20 

Soweit für das reibungslose Funktionieren der ge- 
meinsamen Marktorganisation für Rindfleisch erfor- 
derlich, kann der Rat auf Vorschlag der Kommission 
mit qualifizierter Mehrheit für die in Artikel 1 ge- 
nannten Erzeugnisse, die zur Herstellung von in 
demselben Artikel erwähnten Erzeugnissen bestimmt 
sind, die Inanspruchnahme des aktiven Veredelungs- 
verkehrs ganz oder teilweise ausschließen. 


Artikel 21 

1. Der Gemeinsame Zolltarif im Anhang der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 950/68 wird gemäß Anhang II 
dieser Verordnung geändert. 

Für die Tarifierung der unter diese Verordnung 
fallenden Erzeugnisse gelten die allgemeinen Ta- 
rifierungsvorschriften und die besonderen Vor- 
schriften über die Anwendung des Gemeinsamen 
Zolltarifs; das Zolltarifschema, das sich aus der 
Anwendung dieser Verordnung ergibt, wird in 
den Gemeinsamen Zolltarif übernommen. 

2. Vorbehaltlich anderslautender Bestimmungen 
dieser Verordnung oder einer vom Rat auf Vor- 
schlag der Kommission mit qualifizierter Mehr- 
heit beschlossenen Ausnahme ist folgendes un- 
tersagt: 


— die Erhebung von Abgaben mit gleicher Wir- 
kung wie Zölle, 

— die Anwendung mengenmäßiger Beschrän- 
kungen oder von Maßnahmen gleicher Wir- 
kung. 

Artikel 22 

1. Wird der Markt der Gemeinschaft für eines oder 
mehrere der in Artikel 1 genannten Erzeugnisse 
auf Grund von Einfuhren oder Ausfuhren ernst- 
lichen Störungen ausgesetzt oder von ernstlichen 
Störungen bedroht, die die Ziele des Artikels 39 
des Vertrags gefährden könnten, so können im 
Handel mit Drittländern geeignete Maßnahmen 
angewandt werden, bis die tatsächliche bzw. dro- 
hende Störung behoben ist. 

Der Rat erläßt auf Vorschlag der Kommission mit 
qualifizierter Mehrheit die Durchführungsbestim- 
mungen zu diesem Absatz und bestimmt, in wel- 
chen Fällen und innerhalb welcher Grenzen die 
Mitgliedstaaten vorläufige Schutzmaßnahmen 
treffen können. 

2. Tritt die in Absatz 1 erwähnte Lage ein, so be- 
schließt die Kommission auf Antrag eines Mit- 
gliedstaates oder von sich aus die erforderlichen 
Maßnahmen; diese werden den Mitgliedstaaten 
mitgeteilt und sind unverzüglich anzuwenden. 
Ist die Kommission mit dem Antrag eines Mit- 
gliedstaates befaßt worden, so entscheidet sie 
hierüber binnen 24 Stunden nach Eingang des 
Antrags. 

3. Jeder Mitgliedstaat kann die Maßnahme der 
Kommission binnen einer Frist von höchstens drei 
Arbeitstagen nach dem Tag ihrer Mitteilung dem 
Rat vorlegen. Der Rat tritt unverzüglich zusam- 
men. Er kann mit qualifizierter Mehrheit die 
Maßnahme ändern oder aufheben. 

TITEL III 

Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 23 

Zum freien Warenverkehr in der Gemeinschaft wer- 
den diejenigen der in Artikel 1 genannten Waren 
nicht zugelassen, zu deren Herstellung oder Bear- 
beitung Erzeugnisse verwendet worden sind, die 
nicht unter Artikel 9 Absatz 2 und Artikel 10 Ab- 
satz 1 des Vertrags fallen. 

Artikel 24 

Um Beschränkungen des freien Warenverkehrs 
Rechnung zu tragen, die sich aus der Anwendung 
von Maßnahmen zur Vergütung der Verbreitung 
von Tierkrankheiten ergeben könnten, können nach 
dem Verfahren des Artikels 28 Ausnahmebestimmun- 
gen zur Stützung des durch die Beschränkungen be- 
einträchtigten Marktes erlassen werden. Die ent- 


108 



Deutscher Bundestag - 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/1647 


sprechenden Maßnahmen dürfen nur in dem für die 
Stützung des Marktes unbedingt erforderlichen Um- 
fang für den unbedingt erforderlichen Zeitraum ge- 
troffen werden. 

Artikel 25 

Vorbehaltlich anderslautender Bestimmungen dieser 
Verordnung gelten die Artikel 92, 93 und 94 des 
Vertrags für die Erzeugung der in Artikel 1 genann- 
ten Erzeugnisse und den Handel mit ihnen. 

Artikel 26 

Die Mitgliedstaaten und die Kommission teilen sich 
gegenseitig die zur Durchführung dieser Verordnung 
erforderlichen Angaben mit. Die Angaben, die in 
diesen Mitteilungen enthalten sein müssen, werden 
nach dem Verfahren des Artikels 28 festgelegt. Nach 
demselben Verfahren werden die Durchführungsbe- 
stimmungen für die Mitteilung und für die Bekannt- 
gabe der Angaben erlassen. 

Artikel 27 

1. Es wird ein Verwaltungsausschuß für Rindfleisch 
- im folgenden „Ausschuß" genannt - eingesetzt, 
der sich aus Vertretern der Mitgliedstaaten zu- 
sammensetzt und unter Vorsitz eines Vertreters 
der Kommission Zusammentritt. 

2. In diesem Ausschuß werden die Stimmen der 
Mitgliedstaaten nach Artikel 148 Absatz 2 des 
Vertrags gewogen. Der Vorsitzende nimmt an der 
Abstimmung nicht teil. 

Artikel 28 

1. Wird auf das in diesem Artikel beschriebene 
Verfahren Bezug genommen, so befaßt der Vor- 
sitzende entweder von sich aus oder auf Antrag 
des Vertreters eines Mitgliedstaates den Aus- 
schuß. 

2. Der Vertreter der Kommission unterbreitet einen 
Entwurf der zu treffenden Maßnahmen. Der Aus- 
schuß nimmt zu diesen Maßnahmen innerhalb 
einer Frist, die der Vorsitzende je nach Dring- 
lichkeit der zu prüfenden Fragen bestimmen 
kann, Stellung. Die Stellungnahme kommt mit 
einer Mehrheit von einundvierzig Stimmen zu- 
stande. 

3. Die Kommission erläßt Maßnahmen, die sofort 
vollziehbar sind. Entsprechen diese Maßnahmen 
jedoch nicht der Stellungnahme des Ausschusses, 
so werden sie dem Rat von der Kommission als- 
bald mitgeteilt. In diesem Fall kann die Kom- 
mission die Anwendung der von ihr beschlosse- 
nen Maßnahmen bis zu höchstens einem Monat 
nach der Mitteilung aussetzen. 

Der Rat kann mit qualifizierter Mehrheit binnen 
einem Monat anders entscheiden. 


Artikel 29 

Der Ausschuß kann jede andere Frage prüfen, die 
ihm der Vorsitzende von sich aus oder auf Antrag 
des V* rtreters eines Mitgliedstaates vorlegt. 

Artikel 30 

Die Bestimmungen über die Finanzierung der ge- 
meinsamen Agrarpolitik gelten für die Märkte der 
unter diese Verordnung fallenden Erzeugnisse. 

Artikel 31 

Bei Durchführung dieser Verordnung ist zugleich den 
Zielen der Artikel 39 und 110 des Vertrags in ge- 
eigneter Weise Rechnung zu tragen. 

Artikel 32 

Anhang I kann vom Rat auf Vorschlag der Kom- 
mission mit qualifizierter Mehrheit geändert wer- 
den. 

Artikel 33 

Falls Übergangsbestimmungen nötig sind, um den 
Übergang von der Regelung durch die Verordnung 
(EWG)Nr. 805/68 zur Regelung durch die vorliegen- 
de Verordnung zu erleichtern, vor allem falls die 
Anwendung der neuen Regelung zum vorgesehenen 
Zeitpunkt bei bestimmten Erzeugnissen auf erheb- 
liche Schwierigkeiten stoßen würde, werden solche 
Bestimmungen nach dem Verfahren des Artikels 28 
erlassen. Sie gelten bis zum 31. Dezember 1974. 

Artikel 34 

Im Anhang der Verordnung (EWG) Nr. 827/68 des 
Rates vom 28. Juni 1968 über die gemeinsame 
Marktorganisation für bestimmte in Anhang II des 
Vertrags aufgeführte Erzeugnisse 3 ), zuletzt geän- 
dert durch die Verordnung (EWG) Nr. 1014/73 4 ), 
werden die Worte betreffend die Tarifnummer 
01.02 A 

„A. Hausrinder: 

I. reinrassige Zuchttiere (a) " 
gestrichen. 

Artikel 35 

Diese Verordnung tritt am 1. April 1974 in Kraft. 

Die Verordnung (EWG) Nr. 805/68 und ihre Durch- 
führungsbestimmungen, mit Ausnahme der auf 
Grund des Artikels 2 erlassenen, werden aufgeho- 
ben. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 151 
vom 30. Juni 1968, S. 16 

4 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 106 
vom 20. April 1973, S. 1 
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Anhang I 

Abschnitt a) 


02.01 A II a) 1 

Genießbares Fleisch von Hausrindern, frisch oder gekühlt: 

aa) ganze Tierkörper, halbe Tierkörper oder „Quartiers compenses" 

bb) Vorderviertel, zusammen und getrennt 

cc) Hinterviertel, zusammen und getrennt 

dd) andere 

1 1 . Teilstücke mit Knochen 

22. Teilstücke ohne Knochen 

Abschnitt b) 

02.06 C I a) 

Genießbares Fleisch von Hausrindem, gesalzen oder in Salzlake, ge- 
trocknet oder geräuchert: 

1. mit Knochen 

2. ohne Knochen 

Abschnitt c) 

02.01 A II a) 2 

Genießbares Fleisch von Hausrindern, gefroren: 

aa) ganze Tierkörper, halbe Tierkörper und „Quartiers compenses" 
bb) Vorderviertel 

cc) Hinterviertel 

dd) andere: 

- 11. Teilstücke mit Knochen 

22. Teilstücke ohne Knochen 
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Anhang II 


Zollsatz 


Tarifnummer 


01.02 


02.01 


W arenbezeichnung 


autonom 

v. H. vertragsmäßig 

oder Ab- v. H. 

Schöpfung (Ab) 


2 3 

Rinder (einschließlich Büffel), lebend: 

A. Hausrinder: 

I. reinrassige Zuchttiere a ) frei 

II. andere: 

a) Kühe zum unverzüglichen Schlachten 

und zur Abgabe des beim Schlachten an- 
fallenden Fleisches an Verarbeitungs- 
betriebe a ) 16+ (Ab) 

b) andere: 

1. Tiere, die noch keine zweiten Zähne 

haben und von denen die männ- 
lichen Tiere ein Gewicht von minde- 
stens 350 kg und höchstens 450 kg 
und die weiblichen Tiere ein Ge- 
wicht von mindestens 320 kg und 
höchstens 420 kg haben a ) 16+ (Ab) 

2. andere 16 c ) + (Ab) 

Fleisch und genießbarer Schlachtabfall von Tie- 
ren der Tarifnummern 01.01 bis 01.04, frisch, ge- 
kühlt oder gefroren: 

A. Fleisch: 


i 

i 

! 


4 


I 

jfrei 


13+ (Ab) 



II. von Rindern: 

a) von Hausrindern: 


a) Die Zulassung zu diesem Absatz unterliegt den von den zuständigen Behörden festzusetzenden Voraussetzun- 
gen. 

b) Die Abschöpfung ist gemäß den Bestimmungen des Protokolls Nr. 1 zum Handelsabkommen zwischen der EWG 
und der Sozialistischen Föderativen Republik Jugoslawien festgesetzt. 

c) Unter bestimmten Voraussetzungen gemäß Artikel 13 der Verordnung (EWG) Nr. . . . des Rates vom 

wird die Abschöpfung für junge Mastrinder mit einem Gewicht bis zu 300 kg auf 8 v. H. gesenkt. 

d) Abschöpfung von 4 v. H. in den Grenzen eines jährlich von den zuständigen Stellen der EG zu gewährenden 
Zollkontingents für 30 000 Färsen und Kühe folgender Rassen: Grauvieh, Braunvieh, Gelbvieh, Höhenfleckvieh 
(Simmentaler) und Pinzgauer. Die Zulassung zu diesem Kontingent unterliegt außerdem Bedingungen, die die 
zuständigen Stellen des Bestimmungsmitgliedstaates festlegen. 

e) Abschöpfung von 4 v. H. in den Grenzen eines jährlich von den zuständigen Stellen der EG zu gewährenden 
Zollkontingents für 5000 nicht zum Schlachten bestimmte Stiere, Kühe und Färsen der Rassen Höhenfleckvieh 
(Simmentaler), Schwyzer und Freiburger. Zulassungsbedingungen: 

— Stiere: Abstammungsbescheinigung; 

— weibliche Tiere: Abstammungsbescheinigung oder 

Bescheinigung über Eintragung im 
Herdbuch, die Rassereinheit beur- 
kundet. 
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Zollsatz 


Tarifnummer 


1 


W arenbezeichnung 


2 

1. frisch oder gekühlt: 


autonom 

v. H. vertragsmäßig 

oder Ab- v. H. 

Schöpfung (Ab) | 

3 4 


aa) ganze Tierkörper, halbe Tier- 
körper oder „Quartiers compen- 

ses" : 

11. ganze Tierkörper mit einem 
Gewicht von mindestens 
180 kg und höchstens 270 
kg sowie halbe Tierkörper 
und „Quartiers compenses" 
mit einem Gewicht von min- 
destens 90 kg und höchstens 
135 kg, deren Fleisch hell- 
rosa und deren Fett sehr 
fein strukturiert und weiß 
bis hellgelb ist und deren 
Knorpel (insbesondere der 
Beckensymphyse und der 
Dornfortsätze der Wirbel- 
säule) leicht verknöchert 
sind a ) 

22. andere: 
bb) Vorderviertel: 

11. mit einem Gewicht von 
mindestens 45 kg und höch- 
stens 68 kg, deren Fleisch 
hellrosa und deren Fett sehr 
fein strukturiert und weiß 
bis hellgelb ist und deren 
Knorpel (insbesondere der 
Beckensymphyse und der 
Dornfortsätze der Wirbel- 
säule) leicht verknöchert 
sind a ) 

22. andere 
cc) Hinterviertel: 

1 1 . mit einem Gewicht von min- 
destens 45 kg und höchstens 
68 kg - beim sogenannten 
„Pistola" -Schnitt mit einem 
Gewicht von mindesten 38 
kg und höchstens 61 kg -, 
deren Fleisch hellrosa und 
deren Fett sehr fein struk- 
turiert und weiß bis hell- 


20+ (Ab) 
20+ (Ab) 


20+ (Ab) 
20+ (Ab) 


b ) 


a) Die Zulassung zu diesem Absatz unterliegt den von den zuständigen Behörden festzusetzenden Voraussetzun- 
gen. 

b) Die Abschöpfung ist gemäß den Bestimmungen des Protokolls Nr. 1 zum Handelsabkommen zwischen der EWG 
und der Sozialistischen Föderativen Republik Jugoslawien festgesetzt. 
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Zollsatz 


Tarifnummer 


W arenbezeichnung 

autonom 

v.H. 

vertragsmäßig 


oder Ab- 

v. H. 


schöpfung (Ab) 



02.06 


2 


3 


gelb ist und deren Knorpel 
(insbesondere der Dornfort- 
sätze der Wirbelsäule) 
leicht verknöchert sind a ) 

22. andere 

dd) andere Angebotsformen von 
Fleisch: 

1 1 . Teilstücke mit Knochen 
22. Teilstücke ohne Knochen 

2. gefroren: 

aa) ganze Tierkörper, halbe Tierkörper oder 
„Quartiers compenses" 

bb) Vorderviertel 
cc) Hinterviertel 
dd) andere: 

1 1 . Teilstücke mit Knochen 
22. Teilstücke ohne Knochen: 

aaa) Vorderviertel, ganz oder in 
höchstens fünf Teilstücke zer- 
legt, jedes Vorderviertel in 
einem einzigen Gefrierblock 
auf gemacht. „Quartiers com- 
penses" in zwei Gefrierblöcken 
aufgemacht, der eine das Vor- 
derviertel enthaltend, ganz 
oder in höchstens fünf Teile 
zerlegt, der andere das Hinter- 
viertel enthaltend, in einem 
Stück, ohne Filet 


20+ (Ab) 
20+ (Ab) 


20+ (Ab) 
20+ (Ab) 

20+ (Ab) 

20+ (Ab) 
20+ (Ab) 

20+ (Ab) 


20+ (Ab) 


bbb) 

sogenannte 

australische 

Teil- I 


stücke von 
Brust b ) 

Vordervierteln 

und 

ccc) 

andere 


i 

i 


Fleisch und genießbarer Schlachtabfall aller Art 
(ausgenommen Geflügellebern), gesalzen, in Salz- 
lake, getrocknet oder geräuchert: 

C. andere: 

I. von Hausrindern: 


20+ (Ab) 
20+ (Ab) 


a) Fleisch: 

1. mit Knochen 

2. ohne Knochen 


24+ (Ab) 
24+ (Ab) 


4 


b ) 


d ) 



■) 


a ) 

a ) 



a) s. Anhang 

b) Die Zulassung zu diesem Absatz unterliegt der Vorlage einer von den zuständigen Stellen der Europäischen 
Gemeinschaften unter den vorgesehenen Bedingungen ausgestellten Bescheinigung. 
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XXXV 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) Nr /74 des Rates vom 1974 

zur Festsetzung des Orientierungspreises für ausgewachsene Rinder 
im Vermarktungsjahr 1974/1975 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr /74 

des Rates vom über die gemeinsame Markt- 

organisation für Rindfleisch *), insbesondere auf Ar- 
tikel 3 Absatz 1, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Bei Festsetzung des Orientierungspreiscs für aus- 
gewachsene Rinder ist sowohl den Zielsetzungen der 
gemeinsamen Agrarpolitik als auch dem Beitrag 
Rechnung zu tragen, den die Gemeinschaft zur har- 
monischen Entwicklung des Welthandels leisten will. 
Die gemeinsame Agrarpolitik zielt insbesondere dar- 
auf ab, der landwirtschaftlichen Bevölkerung eine 
angemessene Lebenshaltung zu gewährleisten, die 
Versorgung zu sichern und die Belieferung der Ver- 
braucher zu angemessenen Preisen sicherzustellen. 


Ausgewachsene Rinder 


Der Orientierungspreis ist nach den in Artikel 3 
Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. . . 774 genann- 
ten Kriterien festzusetzen. 

In Anbetracht der Lage auf dem Rindfleischmarkt 
sowie der Lage bei Milch und Milcherzeugnissen 
empfiehlt es sich, die Entwicklung der Rindfleisch- 
produktion zu fördern; zu diesem Zweck ist für das 
Vermarktungsjahr 1974/1975 der Orientierungspreis 
erheblich höher als im vorherigen Wirtschaftsjahr 
festzusetzen. 

Artikel 52 Absatz 2 der Akte über die Beitritts- 
bedingungen und die Anpassungen der Verträge 1 2 ) 
sieht vor, daß die in den neuen Mitgliedstaaten gel- 
tenden Preise jedes Jahr zu Beginn des Vermark- 
tungsjahres den gemeinsamen Preisen angenähert 
werden. Auf dem Rindfleischsektor gilt gemäß Ar- 
tikel 90 der genannten Akte diese Vorschrift für 
den Orientierungspreis für ausgewachsene Rinder — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Für das Verinarktungsjahr 1974/1975 wird der Orien- 
tierungspreis für ausgewachsene Rinder wie folgt 
festgesetzt: 

Rechnungseinheiten für 100 kg 
Lebendgewicht 

■ Irland und | Übrige 

Vereinigtes Königreich Mitgliedstaaten 

80,50 95 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. April 1974 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

1 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L . . . 
vom . . . ., S. . . . 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. März 1972, S. 14 
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XXXVI 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) Nr /74 des Rates vom 1974 

zur Festsetzung der Grundabschöpfung für Rindfleisch im Vermarktungsjahr 
1974/1975 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. . . ./74 des 

Rates vom 1974 über die gemeinsame 

Marktorganisation für Rindfleisch 1 ), insbesondere 
auf Artikel 10 Absatz 4 erster Unterabsatz, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Für lebende Rinder und für Rindfleisch, frisch oder 
gekühlt, gesalzen, in Salzlake, getrocknet oder ge- 
räuchert, ist eine Grundabschöpfung unter Berück- 
sichtigung der in Artikel 10 Absatz 2 der Verordnung 
(EWG) Nr. . . ./74 genannten Kriterien festzusetzen. 


Die Anwendung dieser Kriterien führt zu einer 
Festsetzung dieser Abschöpfung auf 30 v. H. — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Für das Vermarktungsjahr 1974/1975 wird bei Ein- 
fuhren der im Anhang aufgeführten Erzeugnisse eine 
Grundabschöpfung von 30 v. H. erhoben. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. April 1974 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L . . . 
vom . . . ., S. . . . 
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Anhang 

Nummer des Gemein- 
samen Zolltarifs 

01.02 A II 

02.01 A II a) 1 


02.06 C I a) 


W arenbezeichnung 

Hausrinder, lebend, ausgenommen reinrassige Zuchttiere 
Fleisch von Hausrindern, frisch oder gekühlt: 

aa) ganze Tierkörper, halbe Tierkörper und „Quartiers compenses" 
bb) Vorderviertel, zusammen und getrennt 
cc) Hinterviertel, zusammen und getrennt 
dd) andere 

1 1 . Teilstücke mit Knochen 
22. Teilstücke ohne Knochen 

Fleisch von Hausrindern, gesalzen, in Salzlake, getrocknet oder ge- 
räuchert: 

1 . mit Knochen 

2. ohne Knochen 


116 



Deutscher Bundestag - 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/1647 


XXXVII 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) Nr /74 des Rates vom 1974 

zur Festsetzung des Grundpreises und der Standardqualität für geschlachtete 
Schweine für die Zeit vom 1. November 1974 bis 31. Oktober 1975 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 121 /67/EWG des 
Rates vom 13. Juni 1967 über die gemeinsame Markt- 
organisation für Schweinefleisch 1 ), zuletzt geändert 
durch die Verordnung (EWG) Nr. 1652/73 2 ), insbe- 
sondere auf Artikel 4 Absatz 4, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments :i ) , 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Bei der Festsetzung des Grundpreises für ge- 
schlachtete Schweine ist den Zielen der Gemein- 
samen Agrarpolitik wie auch dem Beitrag Rechnung 
zu tragen, den die Gemeinschaft zur harmonischen 
Entwicklung des Welthandels leisten will; die ge- 
meinsame Agrarpolitik zielt insbesondere darauf ab, 
der landwirtschaftlichen Bevölkerung eine angemes- 
sene Lebenshaltung zu gewährleisten, die Versor- 
gung zu sichern und die Belieferung der Verbraucher 
zu angemessenen Preisen zu gewährleisten. 

Der Grundpreis muß gemäß den Kriterien des Ar- 
tikels 4 Absatz 1 der Verordnung Nr. 121/67/EWG - 
zuletzt geändert durch die Akte über die Beitritts- 
bedingungen und die Anpassungen der Verträge 4 ) - 
für eine Standardqualität festgesetzt werden, die ge- 
mäß der Verordnung (EWG) Nr. 2108/70 des Rates 
vom 20. Oktober 1970 zur Bestimmung des gemein- 
schaftlichen Handelsklassenschemas für Schweine- 
hälften 5 ) festgelegt ist. 


Es ist angebracht, als Standardqualität die reprä- 
sentativsten Handels- und Gewichtsklassen der ge- 
meinschaftlichen Erzeugung heranzuziehen. 

Die Anwendung dieser Kriterien führt dazu, den 
Grundpreis höher festzusetzen als für den vorherge- 
henden Zeitraum — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Der Grundpreis für geschlachtete Schweine der Stan- 
dardqualität wird für die Zeit vom 1. November 1974 
bis zum 31. Oktober 1975 auf 93,00 RE je 100 kg 
festgesetzt. 

Artikel 2 

Als Standardqualität gelten Schweinefleischhälften 
der Handelsklasse II des in der Verordnung (EWG) 
Nr. 2108/70 festgelegten gemeinschaftlichen Handels- 
klassenschemas für Schweinehälften, mit Ausnahme 
derjenigen mit einem Zweihälftengewicht von weni- 
ger als 60 kg oder von 160 kg und mehr. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 19. Juni 1967, S. 2283/67 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 166 
vom 23. Juni 1973, S. 1 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr 

vom 1974, S. 

4 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 234 
vom 23. Oktober 1970, S. 1 

5 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. März 1972, S. 17 
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XXXVIII 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) Nr /74 des Rates vom 1974 

zur Festsetzung der Höhe der Beihilfe für Seidenraupen für das Zuchtjahr 1974/1975 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 845/72 des 
Rates vom 24. April 1972 über Sondermaßnahmen 
zur Förderung der Seidenraupenzucht 1 ), insbeson- 
dere auf Artikel 2 Absatz 3, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gemäß Artikel 2 der Verordnung (EWG) Nr. 845/ 
72 wird die Beihilfe für in der Gemeinschaft gezüch- 
tete Seidenraupen jährlich so festgesetzt, daß den 
Züchtern unter Berücksichtigung der Marktlage bei 


Kokons und Grege, deren voraussichtlicher Entwick- 
lung und der Einfuhrpolitik ein angemessenes Ein- 
kommen gewährleistet wird — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Einziger Artikel 

Die Höhe der in Artikel 2 der Verordnung (EWG) 
Nr. 845/72 genannten Beihilfe für Seidenraupen wird 
für das Zuchtjahr 1974/1975 auf 31,60 Rechnungsein- 
heiten je in Betrieb genommene Samenschachtel fest- 
gesetzt. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 100 
vom 27. April 1972, S. 1 
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XXXIX 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) Nr /74 des Rates vom 1974 

über die Erhöhung der Agrarpreise, sofern alle Mitgliedstaaten im Kassageschäft 
zwischen ihren Währungen den jeweiligen Abstand von höchstens 2,25 v. H. 
beibehalten 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Verordnung (EWG) Nr. 974/71 des Rates vom 
12. Mai 1971 1 ), zuletzt geändert durch die Verord- 
nung (EWG) Nr. 3450/73 2 ), hat bestimmte konjunk- 
turpolitische Maßnahmen festgelegt, die in der Land- 
wirtschaft im Anschluß an die vorübergehende Er- 
weiterung der Bandbreite der Währungen einiger 
Mitgliedsfaaten zu treffen waren. 

Die Verordnung (EWG) Nr. 1569/72 des Rates vom 
20. Juli 1972 3 ) sieht Sondermaßnahmen für Raps- 
und Rübsensamen vor. 

Es ist zweckmäßig, eine Etappe für die Rückkehr 
zum einheitlichen Markt für den Zeitpunkt vorzu- 
sehen, zu dem alle Mitgliedstaaten im Kassageschäft 
grundsätzlich den jeweiligen Abstand von höch- 
stens 2,25 v. H. zwischen ihren Währungen beibe- 
halten. Zur Erreichung dieses Ziels trägt eine Preis- 
erhöhung um 1 v. H. bei, die nicht auf die in Landes- 
währung ausgedrückten Preise der Mitgliedstaaten 
übertragen wird, deren Währungen im Verhältnis 
zu dem im Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik 
verwendeten Umrechnungskurs stärker bewertet 
werden. 

Eine Sondermaßnahme ist für Erzeugnisse vorge- 
sehen, die unter die Verordnung (EWG) Nr. 804/68 
des Rates vom 27. Juni 1968 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Milch und Milcherzeugnisse 4 ), 
zuletzt geändert durch die Akte über die Beitritts- 
bedingungen und die Anpassungen der Verträge 5 ) 
fallen; infolgedessen sind diese Erzeugnisse von 
dieser Erhöhung ausgenommen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Von dem Zeitpunkt an, an dem alle Mitgliedstaa- 
ten im Kassageschäft einen jeweiligen Abstand 
von höchstens 2,25 v. H. zwischen ihren Währun- 
gen beibehalten, erhöhen sich die Preise der 
unter die gemeinsamen Agrarmarktorganisatio- 


nen fallenden Erzeugnisse um 1 v. H., sofern zu 
diesem Zeitpunkt auf dem betreffenden Sektor 
die in Verordnung (EWG) Nr. 974/71 vorgesehe- 
nen Ausgleichsbeträge oder die in Verordnung 
(EWG) Nr. 1569/72 vorgesehenen Differenzbeträ- 
ge angewandt werden. Diese Erhöhung gilt nicht 
für die unter Artikel 1 der Verordnung (EWG) 
Nr. 804/68 fallenden Erzeugnisse. 

Die Erhöhung tritt am ersten Tag des Monats 
nach dem Zeitpunkt in Kraft, der gemäß Absatz 1 
bestimmt ist. 

2. Die oben erwähnte Erhöhung wird nicht auf die 
in Landeswährung ausgedrückten Preise der Mit- 
gliedstaaten übertragen, deren Währungen im 
Verhältnis zu dem im Rahmen der gemeinsamen 
Agrarpolitik verwendeten Umrechnungskurs 
über die Bandbreite hinaus stärker bewertet wer- 
den. 

3. Auf Vorschlag der Kommission erläßt der Rat 
nach dem in Artikel 43 Ziffer 2 vorgesehenen Ab' 
stimmungsverfahren die Durchführungsbestim- 
mungen zu diesem Artikel. 


Artikel 2 

Außer Kraft gesetzt werden: 

— Artikel 6 der Verordnung (EWG) Nr. 1345/73 des 
Rates vom 15. Mai 1973 zur Festsetzung der Zuk- 
kerpreise, der Standardqualität für Zuckerrüben 
sowie des Berechnungskoeffizienten für die 
Höchstquote für das Zuckerwirtschaftsjahr 1973/ 
1974 6 ), 


*) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 106 
vom 12. Mai 1971, S. 1 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 353 
vom 22. Dezember 1973, S. 25 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 167 
vom 25. Juli 1972, S. 9 

4 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 148 
vom 28. Juni 1968, S. 13 

: ') Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. März 1972, S. 14 

< { ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 141 
vom 28. Mai 1973, S. 6 
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— Artikel 2 der Verordnung (EWG) Nr. 1347/73 des 
Rates vom 15. Mai 1973 zur Festsetzung der Ge- 
treidepreise für das Wirtschaftsjahr 1973/1974 7 ), 

— Artikel 3 der Verordnung (EWG) Nr. 1360/73 des 
Rates vom 15. Mai 1973 zur Festsetzung der Richt- 
preise und Interventionspreise für Ölsaaten für 
das Wirtschaftsjahr 1973/1974 8 ). 


Artikel 3 

Diese Verordnung tritt drei Tage nach dem Tag 
ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäi- 
schen Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


7 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 141 
vom 28. Mai 1973, S. 9 

8 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 141 
vom 28. Mai 1973, S. 33 
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